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Nr. 126
Bekanntmachung

der Neufassung des Mitarbeitervertretungsgesetzes
Nachstehend gibt der Oberkirchenrat die Neufassung des Mitarbei­
tervertretungsgesetzes (Kirchl. Amtsblatt Hannover Nr. 6/1996,
S. 87) bekannt.

Oldenburg, den 8. Juli 1996
D er O b e r k i r c h e n r a t  

der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
Ristow

Oberkirchenrat

Bekanntmachung der Neufassung des 
Mitarbeitervertretungsgesetzes

Oldenburg, den 6. März 1996

Auf Grund des § 2 Abs. 3 des Kirchengesetzes der Konföderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur Änderung des Mitar­
beitervertretungsgesetzes vom 30. November 1995 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover S. 169) wird nachstehend der Wortlaut des Mitarbeiter­
vertretungsgesetzes in der ab 1. Juni 1996 geltenden Fassung be­
kanntgemacht. Die Neufassung berücksichtigt:
1. das Kirchengesetz in seiner ursprünglichen Fassung vom 9. De­

zember 1992 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 195),
2. das nach Maßgabe seines § 2 in Kraft getretene Kirchengesetz 

vom 10. November 1993 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 169),
3. das nach Maßgabe seines § 2 in Kraft getretene Kirchengesetz zur 

Änderung des Mitarbeitervertretungsgesetzes vom 11. Novem­
ber 1994 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 177),

4. das nach Maßgabe seines § 2 Abs. 1 am 1. Juni 1996 in Kraft tre­
tende eingangs genannte Kirchengesetz.

Der Rat der Konföderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen

Dr. S i ever s  
Vorsitzender

Kirchengesetz
der Konföderation evangelischer Kirchen 

in Niedersachsen über Mitarbeitervertretungen 
(Mitarbeitervertretungsgesetz -  MVG)

Präambel
Kirchlicher Dienst ist durch den Auftrag bestimmt, das Evangelium 
in Wort und Tat zu verkündigen. Alle Mitarbeiter und Mitarbeite­
rinnen wirken an der Erfüllung dieses Auftrags mit. Die gemeinsa­
me Verantwortung für den Dienst der Kirche und ihrer Diakonie ver­
bindet Dienststellenleitungen sowie Mitarbeiter und Mitarbeiterin­
nen zu einer Dienstgemeinschaft und verpflichtet sie zu einer ver­
trauensvollen Zusammenarbeit.

I. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

§1
Grundsatz

( 1 ) Die in diesem Kirchengesetz verwendeten Personenbezeichnun­
gen umfassen Frauen und Männer.
(2) In Dienststellen kirchlicher Körperschaften, Anstalten und Stif­
tungen innerhalb der Konföderation evangelischer Kirchen in Nie­
dersachsen und in Einrichtungen der Diakonie, soweit sie sich die­
sem Kirchengesetz angeschlossen haben, sind nach Maßgabe dieses 
Kirchengesetzes Mitarbeitervertretungen zu bilden.
(3) Einrichtungen der Diakonie nach Absatz 2 sind die Diatoni­
schen Werke der beteiligten Kirchen sowie die ihnen angeschlosse­
nen rechtlich selbständigen Einrichtungen, Werke und Geschäfts­
stellen.
(4) Andere kirchliche Körperschaften, Anstalten, Stiftungen, Ein­
richtungen, Werke und Dienste tonnen dieses Kirchengesetz mit 
Zustimmung des Rates der Konföderation anwenden.

§2
Mitarbeiter

(1) Mitarbeiter im Sinne dieses Kirchengesetzes sind alle Personen, 
die in einem Dienstverhältnis stehen oder zu ihrer Berufsausbildung 
in einer Dienststelle beschäftigt sind.
(2) Personen, die auf Grund von Gestellungsverträgen beschäftigt 
sind, gelten als Mitarbeiter im Sinne dieses Kirchengesetzes; ihre 
rechtlichen Beziehungen zu der entsendenden Stelle bleiben un­
berührt. Angehörige von kirchlichen oder diatonischen Dienst- und 
Lebensgemeinschaften, die auf Grund von Gestellungsverträgen in 
Dienststellen (§ 3) arbeiten, sind Mitarbeiter dieser Dienststellen,
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soweit sich aus den Ordnungen der Dienst- und Lebensgemein­
schaften nichts anderes ergibt.
(3) Als Mitarbeiter im Sinne dieses Kirchengesetzes gelten nicht
1. Mitglieder von verfassungs- und satzungsmäßigen leitenden Or­

ganen der Kirchen und der Einrichtungen der Diakonie;
2. Mitglieder von Dienststellenleitungen (§ 4);
3. Personen, deren Beschäftigung oder Ausbildung überwiegend 

ihrer Heilung, Wiedereingewöhnung, beruflichen oder sozialen 
Rehabilitation oder Erziehung dient;

4. Kandidaten der Theologie;
5. Pfarrverwalter in der Vorbereitungszeit.
Satz 1 Nr. 1 und 2 gilt nicht für Mitglieder der
1. Landessynoden;
2. Synode der Konföderation;
3. Organe und Vorstände kirchlicher und diakonischer Rechtsträ­

ger, sofern sie gewählt oder berufen worden sind.
(4) Gastdozenten, Lehrbeauftragte, Hilfslehrkräfte und Studenten 
als wissenschaftliche Hilfskräfte der Evangelischen Fachhochschu­
le Hannover sind nicht Mitarbeiter im Sinne dieses Kirchengesetzes.

§3
Dienststellen

(1) Dienststellen im Sinne dieses Kirchengesetzes sind die rechtlich 
selbständigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen sowie die 
Einrichtungen der Diakonie innerhalb der Konföderation.
(2) Als Dienststellen im Sinne des Absatzes 1 gelten auch Teile von 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen sowie Einrichtungen der 
Diakonie, die aus Gründen ihres Aufgabenbereiches und ihrer Orga­
nisation eigenständig oder räumlich weit entfernt vom Sitz des 
Rechtsträgers sind und bei denen die Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 
vorliegen, wenn die Mehrheit ihrer wahlberechtigten Mitarbeiter 
dies in geheimer Abstimmung im Einvernehmen mit der Dienststel­
lenleitung beschließt. Die Dienststellenleitung darf die Erklärung 
des Einvernehmens nur aus wichtigem Grund verweigern. Ist die Ei­
genständigkeit des Aufgabenbereiches solcher Teile dahingehend 
eingeschränkt, daß bestimmte Entscheidungen, die nach diesem Kir­
chengesetz der Beteiligung unterliegen, bei einem anderen Teil der 
Körperschaft oder Einrichtung der Diakonie verbleiben, so ist bei 
solchen Entscheidungen dessen Dienststellenleitung Partner der 
Mitarbeitervertretung.
(3) Oberste Dienstbehörden im Sinne dieses Kirchengesetzes sind 
die durch Kirchengesetz bestimmten obersten Behörden der Kir­
chen. Ihnen stehen im diakonischen Bereich die nach Satzung zu­
ständigen Leitungs- oder Aufsichtsorgane gleich.
(4) Bei Streitigkeiten über die Behandlung eines Teils einer Kör­
perschaft, Anstalt oder Stiftung sowie einer Einrichtung der Diako­
nie als Dienststelle kann die Schiedsstelle angerufen werden.

§4
Dienststellenleitungen

(1) Dienststellenleitungen sind die nach Verfassung, Gesetz, Sat­
zung, Ordnung oder Vertrag leitenden Organe oder Personen der 
Dienststellen.
(2) Zur Dienststellenleitung gehören auch die mit der Geschäfts­
führung beauftragten Personen und ihre ständigen Vertreter.
(3) Zur Dienststellenleitung gehören ferner die in der Dienststelle 
beschäftigten Personen, die auf Grund ihrer Stellung in der Dienst­
stelle allein oder gemeinsam mit anderen Personen regelmäßig, 
selbständig und im wesentlichen frei von Weisungen Entscheidun­
gen von maßgeblicher Bedeutung treffen. Diese Personen sind der 
Mitarbeitervertretung zu benennen. Entscheidungen von maßgebli­
cher Bedeutung im Sinne des Satzes 1 sind insbesondere solche, die 
unmittelbar
1. entweder zu erheblichen Auswirkungen auf den Bestand oder die 

Entwicklung der Dienststelle führen oder
2. zu erheblichen Veränderungen der Beschäftigungsbedingungen 

aller Mitarbeiter der Dienststelle oder eines abgrenzbaren Teilbe­
reiches mit mindestens regelmäßig fünf Mitarbeitern führen oder

3. zur Einstellung und Kündigung von Mitarbeitern führen, die 
nicht im Sinne des § 8 SGB IV -  ohne Berücksichtigung des § 8 
Abs. 2 Satz 1 SGB IV -  geringfügig beschäftigt oder als Studie­
rende nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 SGB V versicherungsfrei sind.

(4) Bei Streitigkeiten darüber, ob Personen zur Dienststellenleitung 
gehören, kann die Schiedsstelle angerufen werden.

II. Abschnitt
Bildung und Zusammensetzung der Mitarbeitervertretung

§5
Mitarbeitervertretungen

(1) In Dienststellen, in denen in der Regel mindestens fünf wahlbe­
rechtigte Mitarbeiter beschäftigt werden, von denen mindestens drei 
wählbar sind, sind Mitarbeitervertretungen zu bilden.
(2) Für mehrere Dienststellen kann eine gemeinsame Mitarbeiter­
vertretung gebildet werden, wenn die Mitarbeiterschaften der betei­
ligten Dienststellen in getrennten Mitarbeiterversammlungen und 
die oberste Dienstbehörde zustimmen. Die Mitarbeiterschaft einer 
der beteiligten Dienststellen kann mit Wirkung von der nächsten 
Wahlperiode an die Bildung einer eigenen Mitarbeitervertretung be­
schließen.
(3) Die gemeinsame Mitarbeitervertretung ist zuständig für alle be­
teiligten Dienststellen. Partner der gemeinsamen Mitarbeitervertre­
tung sind die jeweils beteiligten Dienststellenleitungen. Die obersten 
Dienstbehörden bestimmen die geschäftsführende Dienststelle.
(4) Erfüllt eine Dienststelle die Voraussetzungen des Absatzes 1 
nicht, so kann für diese und eine oder mehrere benachbarte Dienst­
stellen eine gemeinsame Mitarbeitervertretung gebildet werden, 
wenn die Mitarbeiterschaften der beteiligten Dienststellen zustim­
men. Die Feststellung über die Bildung einer gemeinsamen Mitar­
beitervertretung nach Satz 1 erfolgt schriftlich durch die oberste 
Dienstbehörde.
(5) In der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers werden gemeinsame 
Mitarbeitervertretungen für die Kirchengemeinden und Gesamtver­
bände eines Kirchenkreises zusammen mit dem Kirchenkreis gebil­
det. Abweichend von Satz 1 kann für eine Dienststelle mit in der 
Regel mindestens 15 wahlberechtigten Mitarbeitern eine selbständi­
ge Mitarbeitervertretung gebildet werden, wenn die Mitarbeiterver­
sammlung dieser Dienststelle und deren Dienststellenleitung dies 
beschließen. Für jeweils eine Wahlperiode kann eine gemeinsame 
Mitarbeitervertretung für mehrere Kirchenkreise gebildet werden, 
wenn die Mitarbeiterversammlungen und die oberste Dienstbehörde 
zustimmen. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.
(6) Für Dienststellen der Konföderation können gemeinsame Mitar­
beitervertretungen in entsprechender Anwendung des Absatzes 2 
auch mit Mitarbeitervertretungen in den beteiligten Kirchen gebildet 
werden, wobei die Zustimmung durch den Rat erfolgt.
(7) Bei Streitigkeiten über die Bildung von Mitarbeitervertretungen 
kann die Schiedsstelle angerufen werden.

§6
Gesamtmitarbeitervertretungen

(1) Bestehen bei einer kirchlichen Körperschaft, Anstalt oder Stif­
tung oder bei einer Einrichtung der Diakonie mehrere Mitarbeiter­
vertretungen, so ist eine Gesamtmitarbeitervertretung zu bilden. 
Mehrere Mitarbeitervertretungen von Dienststellen unterschiedli­
cher Rechtsträger können in sinngemäßer Anwendung des Satzes 1 
eine Gesamtmitarbeitervertretung bilden, wenn
1. die Dienststellen unter einer gemeinsamen Dienststellenleitung 

stehen oder
2. eine der Dienststellenleitungen gegenüber denjenigen der ande­

ren Dienststellen in Angelegenheiten, die nach diesem Kirchen­
gesetz der Mitbestimmung oder Mitberatung unterliegen, wei­
sungsbefugt ist oder

3. eine der Dienststellenleitungen für die anderen Dienststellenlei­
tungen auf Grund Verfassung, Gesetzes, Satzung, Ordnung oder 
Vereinbarung Angelegenheiten wahrnimmt, die nach diesem 
Kirchengesetz der Beteiligung unterliegen.

(2) Die Gesamtmitarbeitervertretung ist anstelle einzelner Mitarbei­
tervertretungen zuständig, wenn eine Angelegenheit mehrere 
Dienststellen betrifft. Ferner ist die Gesamtmitarbeitervertretung zu­
ständig, wenn in einer Dienststelle vorübergehend keine Mitarbei­
tervertretung besteht.
(3) Die Gesamtmitarbeitervertretung wird aus den Mitarbeiterver­
tretungen nach Absatz 1 gebildet, die je ein Mitglied in die Gesamt­
mitarbeitervertretung entsenden.
(4) Zur Wahl des Vorsitzenden der Gesamtmitarbeitervertretung 
lädt die Mitarbeitervertretung ein, die die größte Zahl der wahlbe­
rechtigten Mitarbeiter vertritt. Der Vorsitzende der einladenden Mit­
arbeitervertretung leitet die Sitzung, bis die Gesamtmitarbeiterver­
tretung aus ihrer Mitte einen Wahlleiter bestellt hat.
(5) Die Interessenvertreter der besonderen Gruppen nach den §§ 50, 
51, 54 und 55 wählen aus ihrer Mitte einen gemeinsamen Vertreter,
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der das Recht hat, mit beratender Stimme an den Sitzungen der Ge­
samtmitarbeitervertretung teilzunehmen. Für den Vertreter ist ein 
Stellvertreter zu wählen.
(6) Auf die Gesamtmitarbeitervertretung finden im übrigen die Vor­
schriften dieses Kirchengesetzes mit Ausnahme des § 21 sinngemäß 
Anwendung.

§7
Neubildung von Mitarbeitervertretungen

Sofern keine Mitarbeitervertretung besteht, hat die Dienststellenlei­
tung, im Falle des § 6 die Gesamtmitarbeitervertretung, unverzüg­
lich eine Mitarbeiterversammlung zur Bildung eines Wahlvorstan­
des einzuberufen. Findet trotz Einberufung keine Mitarbeiterver­
sammlung statt oder wählt die Mitarbeiterversammlung keinen 
Wahlvorstand, so bestellt ihn die Schiedsstelle auf Antrag eines Mit­
arbeiters der Dienststelle oder auf Antrag einer Mitarbeitervereini­
gung, die an der kirchlichen Arbeitsrechtsregelung mitwirkt.

§8
Zusammensetzung

(1) Die Mitarbeitervertretung besteht bei Dienststellen mit in der 
Regel

5 bis 14 wahlberechtigten Mitarbeitern aus einer Person,
15 bis 50 wahlberechtigten Mitarbeitern aus drei Mitgliedern, 
51 bis 100 wahlberechtigten Mitarbeitern aus fünf Mitglie­
dern,
101 bis 200 wahlberechtigten Mitarbeitern aus sieben Mit­
gliedern,
201 bis 300 wahlberechtigten Mitarbeitern aus neun Mitglie­
dern,
301 bis 600 wahlberechtigten Mitarbeitern aus elf Mitglie­
dern und
601 bis 1000 wahlberechtigten Mitarbeitern aus dreizehn 
Mitgliedern.

(2) Die Anzahl der Mitglieder erhöht sich in Dienststellen mit mehr 
als 1000 wahlberechtigten Mitarbeitern um je zwei für je weitere an­
gefangene 1000 wahlberechtigte Mitarbeiter. Die Höchstzahl der 
Mitglieder der Mitarbeitervertretung beträgt 21.
(3) Veränderungen in der Anzahl der wahlberechtigten Mitarbeiter 
während der Amtszeit haben keinen Einfluß auf die Anzahl der Mit­
glieder der Mitarbeitervertretung.
(4) Bei der Bildung von gemeinsamen Mitarbeitervertretungen (§ 5 
Abs. 2) ist die Gesamtzahl der wahlberechtigten Mitarbeiter der be­
teiligten Dienststellen maßgebend.

§9
Vertreter der Berufsgruppen und Dienststellen

(1) Der Mitarbeitervertretung sollen Mitarbeiter der verschiedenen 
in der Dienststelle vertretenen Berufsgruppen und Arbeitsbereiche 
angehören. Bei den Wahlvorschlägen soll angestrebt werden, Frau­
en und Männer entsprechend ihren Anteilen in der Dienststelle zu 
berücksichtigen.
(2) In einer gemeinsamen Mitarbeitervertretung sollen die Mitglie­
der nach Möglichkeit verschiedenen Dienststellen angehören.

III. Abschnitt
Wahl der Mitarbeitervertretung 

§ 10
Wahlberechtigung

(1) Wahlberechtigt sind alle Mitarbeiter, die am Wahltag das 18. 
Lebensjahr vollendet haben.
(2) Wer zu einer anderen Dienststelle abgeordnet ist, wird dort 
wahlberechtigt, sobald die Abordnung länger als drei Monate ge­
dauert hat; zum gleichen Zeitpunkt verliert der Mitarbeiter das 
Wahlrecht in der bisherigen Dienststelle für die Dauer der Abord­
nung. Satz 1 gilt nicht für Abordnungen, die zu Ausbildungs­
zwecken vorgeschrieben sind.
(3) Nicht wahlberechtigt sind Mitarbeiter, die am Wahltag noch für 
mindestens drei Jahre beurlaubt sind.

§ 11
Wählbarkeit

(1) Wählbar sind alle Wahlberechtigten (§ 10), die am Wahltag der 
Dienststelle seit mindestens sechs Monaten angehören.

(2) Nicht wählbar sind
1. die Leiter der Kirchenkreisämter oder der Kirchenverbände und 

die Rentamtsleiter;
2. die Referenten im Landeskirchenamt Hannover, die Abteilungs­

leiter (Personal) im Oberkirchenrat Oldenburg und die Dezer­
nenten und Pfarrer im Ev.-ref. Synodalrat;

3. Wahlberechtigte, die
a) am Wahltag noch für einen Zeitraum von mehr als sechs Mo­

naten beurlaubt sind oder
b) zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt werden;

4. Mitarbeiter in den Diakonischen Werken und den ihnen ange­
schlossenen Werken und Einrichtungen, die nicht einer Kirche 
angehören, die in der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen 
mitarbeitet. Die in der Ev.-ref. Kirche (Synode ev.-ref. Kirchen in 
Bayern und Nordwestdeutschland) zur Zeit des Inkrafttretens 
dieses Kirchengesetzes insoweit geltenden Regelungen bleiben 
unberührt.

§12
Wahlverfahren

(1) Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung werden in geheimer 
und unmittelbarer Wahl auf Grund von Wahlvorschlägen der wahl­
berechtigten Mitarbeiter nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl 
(Persönlichkeitswahl) gewählt.
(2) Das Wahlverfahren wird durch eine Wahlordnung geregelt, die 
der Rat als Ausführungsverordnung erläßt. Für Dienststellen mit in 
der Regel nicht mehr als 50 Mitarbeitern nach § 2 kann dabei ein ver­
einfachtes Wahlverfahren vorgesehen werden.

§13
Wahlschutz, Wahlkosten

( 1 ) Niemand darf die Mitarbeitervertretungswahl behindern oder in 
unlauterer Weise beeinflussen. Niemand darf in der Ausübung sei­
nes aktiven und passiven Wahlrechtes beschränkt werden.
(2) Die Versetzung oder Abordnung eines Mitglieds des Wahlaus­
schusses, des Wahlleiters oder seines Stellvertreters oder eines 
Wahlbewerbers ist gegen seinen Willen bis zur Dauer von sechs Mo­
naten nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses unzulässig, soweit 
nicht wichtige dienstliche Gründe im Einzelfall solche Maßnahmen 
rechtfertigen; im Streitfall entscheidet auf Antrag die Schiedsstelle. 
Eine Kündigung ist innerhalb dieses Zeitraumes nur zulässig, wenn 
ein Grund zur außerordentlichen Kündigung vorliegt oder wenn die 
Dienststelle ganz oder zu einem wesentlichen Teil aufgelöst wird.
(3) Die außerordentliche Kündigung nach Absatz 2 bedarf der Zu­
stimmung der Mitarbeitervertretung. § 39 Abs. 2 bis 4 gilt sinn­
gemäß mit der Maßgabe, daß die Dienststellenleitung die Frist auf 
bis zu fünf Tage abkürzen kann.
(4) Die Dienststelle trägt die Kosten der Wahl; bei der Wahl einer 
gemeinsamen Mitarbeitervertretung werden die Kosten der Wahl 
auf die einzelnen Dienststellen im Verhältnis der Zahlen ihrer Mit­
arbeiter umgelegt, sofern keine andere Verteilung der Kosten gere­
gelt wird.
(5) Notwendiges Arbeitszeitversäumnis durch Ausübung des Wahl­
rechtes, Teilnahme an Versammlungen oder Betätigung im Wahl­
ausschuß oder als Wahlleiter hat keine Minderung der Bezüge zur 
Folge.

§14
Anfechtung der Wahl

(1) Die Wahl kann binnen einer Frist von zwei Wochen von minde­
stens drei Wahlberechtigten oder der Dienststellenleitung bei der 
Schiedsstelle schriftlich angefochten werden, wenn geltend gemacht 
wird, daß gegen wesentliche Bestimmungen über die Wahlberechti­
gung, die Wählbarkeit oder das Wahl verfahren verstoßen worden ist 
und daß der Mangel geeignet war, das Wahlergebnis zu beeinflus­
sen. Die Frist beginnt mit dem Tage der Bekanntmachung des Wahl­
ergebnisses. Die Wahlanfechtung hat aufschiebende Wirkung, wenn 
die Schiedsstelle dies anordnet.
(2) Stellt die Schiedsstelle fest, daß durch einen Verstoß das Wahl­
ergebnis beeinflußt oder geändert werden konnte, so hat sie das 
Wahlergebnis für ungültig zu erklären und die Wiederholung der 
Wahl anzuordnen. § 16 Abs. 2 gilt entsprechend.
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IV. Abschnitt 
Amtszeit 

§15
Wahlperiode und Amtszeit

(1) Die Wahlperiode der Mitarbeitervertretung beträgt vier Jahre.
(2) Die Wahlperiode der Mitarbeitervertretung endet am 30. April 
des Wahljahres. Die regelmäßigen Mitarbeitervertretungswahlen 
finden alle vier Jahre in der Zeit vom 1. Januar bis 30. April statt (all­
gemeine Wahlzeit).
(3) Die Amtszeit der Mitarbeitervertretung endet mit Ablauf der 
Wahlperiode.
(4) Nach Ablauf der Wahlperiode verlängert sich die Amtszeit der 
bisherigen Mitarbeitervertretung bis zum Zeitpunkt der unanfecht­
baren Amtsübernahme einer für die neue Wahlperiode gewählten 
Mitarbeitervertretung.
(5) Findet außerhalb der allgemeinen Wahlzeit eine Mitarbeiterver­
tretungswahl statt, so ist unabhängig von der Amtszeit der Mitarbei­
tervertretung in der nächsten allgemeinen Wahlzeit erneut zu 
wählen, es sei denn, die Mitarbeitervertretung ist noch nicht ein Jahr 
im Amt.

§ 16
Neuwahl der Mitarbeitervertretung vor Ablauf der Amtszeit

( 1 ) Die Mitarbeitervertretung ist vor Ablauf ihrer Amtszeit unver­
züglich neu zu wählen, wenn
1. die Anzahl ihrer Mitglieder nach Eintreten sämtlicher Ersatzmit­

glieder um mehr als ein Viertel unter die in § 8 Abs. 1 vorge­
schriebene Anzahl gesunken ist, es sei denn, daß die Wahlperiode 
noch höchstens ein Jahr läuft und mindestens die Hälfte der vor­
geschriebenen Anzahl der Mitglieder noch im Amt ist,

2. die Mitarbeitervertretung mit den Stimmen von zwei Dritteln 
ihrer Mitglieder ihren Rücktritt beschlossen hat,

3. die Mitarbeitervertretung nach § 17 aufgelöst worden ist.
(2) In den Fällen des Absatzes 1 ist unverzüglich das Verfahren über 
die Neuwahl einzuleiten. Bis zum Abschluß der Neuwahl nehmen 
im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 die verbliebenen Mitglieder der Mit­
arbeitervertretung deren Aufgaben wahr, so weit ihre Anzahl min­
destens drei beträgt; in den übrigen Fällen nimmt, falls nicht die Ge­
samtmitarbeitervertretung nach § 6 Abs. 2 Satz 2 zuständig ist, der 
Wahlausschuß die Aufgaben der Mitarbeitervertretung bis zum Zeit­
punkt der Amtsübernahme durch eine neu gewählte Mitarbeiterver­
tretung wahr.

§17
Abberufung eines Mitglieds oder Auflösung der 

Mitarbeitervertretung
(1) Auf schriftlichen Antrag eines Viertels der wahlberechtigten 
Mitarbeiter, der Mitarbeitervertretung oder der Dienststellenleitung 
kann die Schiedsstelle die Abberufung eines Mitglieds der Mitarbei­
tervertretung oder die Auflösung der Mitarbeitervertretung wegen 
groben Mißbrauchs von Befugnissen oder wegen groben Versäum­
nisses von Pflichten beschließen, die sich aus diesem Kirchengesetz 
ergeben. Der Beschluß der Mitarbeitervertretung nach Satz 1 bedarf 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder der Mitarbeiterver­
tretung.
(2) Die Bestimmungen über das Nachrücken von Ersatzmitgliedem 
(§ 18 Abs. 3) sowie über Neuwahlen (§ 16) gelten entsprechend.

§18
Erlöschen und Ruhen der Mitgliedschaft, 

Ersatzmitglied und Stellvertreter
(1) Die Mitgliedschaft in der Mitarbeitervertretung erlischt durch
1. Ablauf der Amtszeit;
2. Niederlegung des Amtes;
3. Beendigung des Dienst- oder Arbeitsverhältnisses;
4. Ausscheiden aus dem Zuständigkeitsbereich der Mitarbeiterver­

tretung;
5. Verlust der Wählbarkeit;
6. Abberufung durch Beschluß der Schiedsstelle nach § 17.
(2) Die Mitgliedschaft in der Mitarbeitervertretung ruht,
1. solange dem Mitglied die Führung der Dienstgeschäfte untersagt 

ist;
2. wenn das Mitglied voraussichtlich länger als drei Monate an der 

Wahrnehmung seiner Dienstgeschäfte oder seines Amtes als Mit­
glied der Mitarbeitervertretung gehindert ist;

3. wenn das Mitglied für länger als drei Monate beurlaubt wird.
(3) In den Fällen des Absatzes 1 und für die Dauer des Rühens der 
Mitgliedschaft nach Absatz 2 rückt der Wahlbewerber als Ersatz­
mitglied in die Mitarbeitervertretung nach, der bei der vorhergehen­
den Wahl die nächstniedrigere Stimmenzahl erreicht hat.
(4) Wenn die Mitarbeitervertretung sonst nicht beschlußfähig wäre, 
weil ein Mitglied der Mitarbeitervertretung an der Wahrnehmung 
seines Amtes gehindert ist, wird das Ersatzmitglied als stimmbe­
rechtigter Stellvertreter hinzugezogen.
(5) Bei Beendigung der Mitgliedschaft in der Mitarbeitervertretung 
haben die Mitarbeiter alle in ihrem Besitz befindlichen Unterlagen, 
die sie in ihrer Eigenschaft als Mitglied der Mitarbeitervertretung er­
halten haben, der Mitarbeitervertretung auszuhändigen. Besteht die 
Mitarbeitervertretung nach § 8 Abs 1 aus einer Person, so sind die 
Unterlagen der neuen Mitarbeitervertretung auszuhändigen.

V. Abschnitt
Rechtsstellung der Mitglieder der Mitarbeitervertretung

§ 19
Ehrenamt, Behinderungs- und Begiinstigungsverbot, 

Arbeitsbefreiung
(1) Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung üben ihr Amt unent­
geltlich als Ehrenamt aus. Sie dürfen weder in der Ausübung ihrer 
Aufgaben oder Befugnisse behindert noch wegen ihrer Tätigkeit be­
nachteiligt oder begünstigt werden.
(2) Die für die Tätigkeit notwendige Zeit ist den Mitgliedern der 
Mitarbeitervertretung ohne Minderung ihrer Bezüge innerhalb der 
allgemeinen Arbeitszeit zu gewähren. Ist einem Mitglied der Mitar­
beitervertretung die volle Ausübung seines Amtes in der Regel in­
nerhalb seiner Arbeitszeit nicht möglich, so ist es auf Antrag von den 
ihm obliegenden Aufgaben in angemessenem Umfang zu entlasten. 
Dabei sind die besonderen Gegebenheiten des Dienstes und der 
Dienststelle zu berücksichtigen. Soweit erforderlich, soll die Dienst­
stellenleitung für eine Ersatzkraft sorgen. Können die Aufgaben der 
Mitarbeitervertretung aus dienstlichen Gründen nicht innerhalb der 
Arbeitszeit wahrgenommen werden, so ist hierfür Freizeitausgleich 
zu gewähren. Ist ein Freizeitausgleich aus betrieblichen Gründen 
nicht möglich, so ist die aufgewendete Zeit wie Mehrarbeit zu ver­
güten.
(3) Den Mitgliedern der Mitarbeitervertretung ist für die Teilnahme 
an Tagungen und Lehrgängen, die für die Tätigkeit der Mitarbeiter­
vertretung erforderliche Kenntnisse vermitteln, die dafür notwendi­
ge Arbeitsbefreiung ohne Minderung der Bezüge oder des Erho­
lungsurlaubs bis zur Dauer von insgesamt vier Wochen während 
einer Amtszeit zu gewähren. Die Mitarbeitervertretung hat bei der 
Festlegung der zeitlichen Lage der Teilnahme an Tagungen und 
Lehrgängen die dienstlichen Erfordernisse zu berücksichtigen. Sie 
hat der Dienststellenleitung die Teilnahme und die zeitliche Lage der 
Tagungen und Lehrgänge rechtzeitig anzuzeigen. Hält die Dienst­
stellenleitung die dienstlichen Notwendigkeiten für nicht ausrei­
chend berücksichtigt, so kann sie binnen einer Frist von zwei Wo­
chen nach Bekanntgabe des Beschlusses der Mitarbeitervertretung 
die Schiedsstelle anrufen. Ruft die Dienststellenleitung die Schieds­
stelle nicht an, so wird der Beschluß mit Ablauf der zweiwöchigen 
Frist wirksam.
(4) Bei Streitigkeiten nach den Absätzen 1 bis 3 kann die Schieds­
stelle angerufen werden.

§20
Unfallfürsorge

Erleidet ein Kirchenbeamter anläßlich der ordnungsgemäßen Wahr­
nehmung von Rechten oder Ausführung von Pflichten nach diesem 
Kirchengesetz einen Unfall, der im Sinne der beamtenrechtlichen 
Unfallfürsorgevorschriften ein Dienstunfall wäre, so sind diese Vor­
schriften entsprechend anzuwenden.

§21
Freistellung von der Arbeit

(1) Über die Freistellung der Mitglieder der Mitarbeitervertretung 
von der Arbeit kann eine Dienstvereinbarung zwischen der Mitar­
beitervertretung und der Dienststellenleitung für die Dauer der 
Amtszeit der Mitarbeitervertretung getroffen werden.
(2) Wird eine Dienstvereinbarung nach Absatz 1 nicht getroffen, so 
ist zur Wahrnehmung der Aufgaben der Mitarbeitervertretung auf 
Antrag der Mitarbeitervertretung eine Freistellung von der dienstli­
chen Tätigkeit zu gewähren. Der Umfang dieser Freistellung beträgt 
in Dienststellen mit in der Regel
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151 bis 300 Mitarbeitern die Hälfte der regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit,
301 bis 600 Mitarbeitern die regelmäßige wöchentliche Ar­
beitszeit,
601 bis 1000 Mitarbeiten das Eineinhalbfache der regelmäßi­
gen wöchentlichen Arbeitszeit,
mehr als 1000 Mitarbeitern je angefangene 500 Mitarbeiter 
zusätzlich die Hälfte der regelmäßigen wöchentlichen Ar­
beitszeit

eines vollbeschäftigten Mitarbeiters. Satz 1 gilt nicht für die Wahr­
nehmung von Aufgaben als Mitglied der Gesamtmitarbeitervertre­
tung (§ 6) sowie des Gesamtausschusses (§ 56).
(3) Die nach den Absätzen 1 oder 2 zu gewährende Freistellungszeit 
kann auf mehrere Mitglieder der Mitarbeitervertretung verteilt wer­
den. Der auf ein Mitglied entfallende Bruchteil soll jedoch ein Vier­
tel der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines vollbeschäf­
tigten Mitarbeiters nicht unterschreiten.
(4) Über die Freistellung beschließt die Mitarbeitervertretung nach 
Beratung mit der Dienststellenleitung. Die Mitarbeitervertretung hat 
die Namen der freizustellenden Mitglieder der Dienststellenleitung 
bekanntzugeben. Hält die Dienststellenleitung aus dringenden 
dienstlichen Gründen den Beschluß für nicht durchführbar, so kann 
sie binnen einer Frist von zwei Wochen nach der Bekanntgabe die 
Schiedsstelle anrufen.

§22
Abordnungs-, Versetzungsverbot, Kündigungsschutz

(1) Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung dürfen gegen ihren 
Willen nur abgeordnet oder versetzt werden, wenn dies aus wichti­
gen dienstlichen Gründen unvermeidbar ist und die Mitarbeiterver­
tretung zustimmt. Besteht die Mitarbeitervertretung nach § 8 Abs. 1 
aus einer Person, so hat die Dienststellenleitung die Zustimmung des 
Ersatzmitgliedes nach § 18 Abs. 3 einzuholen. Verweigert die Mit­
arbeitervertretung oder das Ersatzmitglied die Zustimmung, so ent­
scheidet auf Antrag der Dienststellenleitung die Schiedsstelle.
(2) Einem Mitglied der Mitarbeitervertretung darf nur gekündigt 
werden, wenn ein Grund zur außerordentlichen Kündigung vorliegt 
oder wenn die Dienststelle ganz oder zu einem wesentlichen Teil 
aufgelöst wird.
(3) Die Kündigung nach Absatz 2 bedarf der Zustimmung der Mit­
arbeitervertretung. Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. § 39 
Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend mit der Maßgabe, daß die Dienststel­
lenleitung die Frist bis auf fünf Tage abkürzen kann.
(4) Wird die Dienststelle ganz oder zu einem wesentlichen Teil auf­
gelöst, so ist die Kündigung frühestens zum Zeitpunkt der Auflö­
sung zulässig, es sei denn, daß wegen zwingender betrieblicher 
Gründe zu einem früheren Zeitpunkt gekündigt werden muß. Die 
Vorschriften über die Beteiligung der Mitarbeitervertretung bei 
Kündigungen bleiben unberührt.
(5) Für die Kündigung von ehemaligen Mitgliedern der Mitarbei­
tervertretung binnen eines Jahres nach Beendigung ihres Amtes gel­
ten die Absätze 2 bis 4 entsprechend; es sei denn, daß sie nach § 17 
abberufen worden sind. Für ein Ersatzmitglied gilt Satz 1 entspre­
chend, wenn es für mehr als eine Sitzung und für einen Zeitraum von 
mindestens einem Monat in seiner Eigenschaft als Ersatzmitglied 
tätig geworden ist.

§23
Schweigepflicht

(1) Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung haben über die dienst­
lichen Angelegenheiten und sonstigen Tatsachen, die ihnen auf 
Grund ihrer Zugehörigkeit zur Mitarbeitervertretung bekannt ge­
worden sind, Stillschweigen zu bewahren, soweit die Geheimhal­
tung der Natur der Sache nach erforderlich oder von der Mitarbei­
tervertretung beschlossen oder die Angelegenheit von der Dienst­
stellenleitung für vertraulich erklärt worden ist. Die Schweigepflicht 
besteht auch nach dem Ausscheiden aus der Mitarbeitervertretung 
oder aus dem Dienst- oder Arbeitsverhältnis.
(2) Die Schweigepflicht gilt auch für Personen, die nach den Vor­
schriften dieses Kirchengesetzes an der Sitzung der Mitarbeiterver­
tretung teilnehmen können, sowie für Büropersonal nach § 31 
Abs. 1.
(3) Die Schweigepflicht besteht nicht gegenüber den anderen Mit­
gliedern der Mitarbeitervertretung. Sie entfällt auf Beschluß der Mit­
arbeitervertretung auch gegenüber der Dienststellenleitung und ge­
genüber der Stelle, die die Aufsicht über die Dienststelle führt.

(4) Bei Streitigkeiten über die Schweigepflicht kann die Schieds­
stelle angerufen werden.

VI. Abschnitt 
Geschäftsführung 

§24
Vorsitz, Ausschüsse

(1) Die Mitarbeitervertretung wählt aus ihrer Mitte in geheimer 
Wahl den Vorsitzenden und dessen Stellvertreter sowie einen 
Schriftführer. Gewählt ist, wer die Mehrheit der Stimmen der An­
wesenden erhält. Der Vorsitzende führt die laufenden Geschäfte und 
vertritt die Mitarbeitervertretung im Rahmen der von ihr gefaßten 
Beschlüsse.
(2) Die Mitarbeitervertretung legt fest, in welcher weiteren Reihen­
folge die Mitglieder der Mitarbeitervertretung den Vorsitzenden und 
dessen Stellvertreter im Falle der Verhinderung beider vertreten. Die 
Reihenfolge ist der Dienststellenleitung mitzuteilen.
(3) Die Mitarbeitervertretung kann aus ihrer Mitte Ausschüsse bil­
den. Einem Ausschuß müssen mindestens drei Mitglieder an­
gehören. Den Ausschüssen können Aufgaben zur selbständigen Er­
ledigung übertragen werden. Dies gilt nicht für den Abschluß und 
die Kündigung von Dienstvereinbarungen. Die Übertragung von 
Aufgaben zur selbständigen Erledigung erfordert eine Dreiviertel­
mehrheit der Mitglieder der Mitarbeitervertretung. Der Widerruf der 
Übertragung bedarf der Mehrheit der Stimmen der Mitglieder der 
Mitarbeitervertretung. Die Übertragung und der Widerruf sind der 
Dienststellenleitung schriftlich anzuzeigen.

§25
Sitzungen

( 1 ) Binnen zwei Wochen nach Bestandskraft der Wahl hat der Vor­
sitzende des Wahl Vorstandes die Mitglieder der Mitarbeitervertre­
tung zur Vornahme der nach § 24 vorgesehenen Wahlen einzuberu­
fen. Er leitet die Sitzung, bis die Mitarbeitervertretung ihren Vorsit­
zenden gewählt hat.
(2) Die weiteren Sitzungen beraumt der Vorsitzende der Mitarbei­
tervertretung an. Er schlägt eine Tagesordnung vor und leitet die 
Verhandlung. Der Vorsitzende hat die Mitglieder der Mitarbeiter­
vertretung zu den Sitzungen mindestens eine Woche vorher unter 
Mitteilung des Vorschlages der Tagesordnung einzuladen. Bei be­
sonderer Dringlichkeit kann die Frist abgekürzt werden. Kann ein 
Mitglied der Mitarbeitervertretung an der Sitzung nicht teilnehmen, 
so hat es dies unter Angabe der Gründe dem Vorsitzenden unver­
züglich mitzuteilen.
(3) Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder der Mitarbeitervertre­
tung, der Dienststellenleitung oder eines Interessenvertreters der be­
sonderen Gruppen (§§ 50, 51, 54 und 55) bei Angelegenheiten, die 
diese Mitarbeitergruppe besonders betreffen, hat der Vorsitzende 
eine Sitzung anzuberaumen und den Gegenstand, dessen Beratung 
beantragt worden ist, auf die Tagesordnung zu setzen.
(4) Die Sitzungen finden in der Regel während der Arbeitszeit statt. 
Die Mitarbeitervertretung hat bei der Anberaumung der Sitzungen 
auch die dienstlichen Notwendigkeiten zu berücksichtigen. Die 
Dienststellenleitung ist von Zeitpunkt und Ort der Sitzungen vorher 
zu verständigen. Die Sitzungen sind nicht öffentlich.

§26
Teilnahme an der Sitzung der Mitarbeitervertretung

(1) Die Dienststellenleitung oder von ihr beauftragte Personen sind 
berechtigt, Anliegen, für die eine Sitzung der Mitarbeitervertretung 
beantragt wurde, in der Sitzung zu vertreten. Die Dienststellenlei­
tung ist verpflichtet, auf Verlangen der Mitarbeitervertretung an Sit­
zungen teilzunehmen oder Vertreter zu entsenden. Die Dienststel­
lenleitung ist berechtigt, im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden 
der Mitarbeitervertretung zu diesen Sitzungen Sachkundige hinzu­
zuziehen.
(2) Die Mitarbeitervertretung kann zu einzelnen Punkten der Ta­
gesordnung sachkundige Personen, insbesondere von Mitarbeiter­
vereinigungen, einladen.
(3) Personen, die nach den Absätzen 1 und 2 an einer Sitzung der 
Mitarbeitervertretung teilnehmen, sind ausdrücklich auf ihre 
Schweigepflicht nach § 23 Abs. 2 hinzuweisen.
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§27
Beschlußfassung

(1) Die Mitarbeitervertretung ist beschlußfähig, wenn die Mehrheit 
der Mitglieder anwesend ist.
(2) Die Mitarbeitervertretung faßt ihre Beschlüsse mit der Mehrheit 
der Stimmen der anwesenden Mitglieder. In Ausnahmefällen genügt 
es zur Beschlußfassung, wenn im Umlaufweg oder im Wege fern­
mündlicher Absprache unter den Mitgliedern Einstimmigkeit erzielt 
wird und kein Mitglied der Mitarbeitervertretung diesem Verfahren 
widerspricht. Beschlüsse nach Satz 2 sind spätestens in der Nieder­
schrift der nächsten Sitzung im Wortlaut festzuhalten.
(3) An der Beratung und Beschlußfassung darf ein Mitglied der 
Mitarbeitervertretung nicht teilnehmen, wenn der Beschluß ihm 
selbst, seinem Ehegatten, seinen Verwandten bis zum dritten oder 
Verschwägerten bis zum zweiten Grad, einer ihm durch Adoption 
verbundenen oder durch ihn kraft Gesetzes oder Vollmacht vertrete­
nen natürlichen oder juristischen Person einen Vorteil oder Nachteil 
bringen kann.
(4) Die Mitarbeitervertretung beschließt in Abwesenheit der Perso­
nen nach § 26 Abs. 1 und 2.

§28
Sitzungsniederschrift

(1) Über die Sitzung der Mitarbeitervertretung ist eine Niederschrift 
anzufertigen, die die Namen der An- und Abwesenden, die Tages­
ordnung, den Wortlaut der Beschlüsse und das jeweilige Stimmen­
verhältnis enthalten muß. Die Niederschrift ist vom Sitzungsleiter 
und einem weiteren Mitglied der Mitarbeitervertretung zu unter­
schreiben.
(2) Hat eine Person nach § 26 an einer Sitzung der Mitarbeiterver­
tretung teilgenommen, so ist ihr ein Auszug aus der Niederschrift 
über die gemeinsame Verhandlung zuzuleiten.

§29
Sprechstunden, Aufsuchen am Arbeitsplatz

(1) Die Mitarbeitervertretung kann Sprechstunden während der Ar­
beitszeit einrichten. Ort und Zeit bestimmt sie im Einvernehmen mit 
der Dienststellenleitung.
(2) Versäumnis von Arbeitszeit, die zum Besuch von Sprechstun­
den oder durch sonstige Inanspruchnahme der Mitarbeitervertretung 
erforderlich ist, hat keine Minderung der Bezüge des Mitarbeiters 
zur Folge.
(3) Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung haben das Recht, Mit­
arbeiter am Arbeitsplatz aufzusuchen, soweit dies zur Durchführung 
ihrer Aufgaben erforderlich ist.
(4) Bei Streitigkeiten kann die Schiedsstelle angerufen werden.

§30
Geschäftsordnung

Nähere Bestimmungen über die Geschäftsführung kann die Mitar­
beitervertretung in einer Geschäftsordnung beschließen.

§31
Sachbedarf, Kosten der Geschäftsführung

(1) Für die Sitzungen, die Sprechstunden und die laufende Ge­
schäftsführung stellt die Dienststelle die erforderlichen Räume, den 
Geschäftsbedarf und Büropersonal zur Verfügung. Der Mitarbeiter­
vertretung sind die geeigneten Mittel zur angemessenen Information 
der Mitarbeiter zur Verfügung zu stellen.
(2) Die durch die Tätigkeit der Mitarbeitervertretung entstehenden 
erforderlichen Kosten trägt die Dienststelle, bei der die Mitarbeiter­
vertretung gebildet worden ist. Kosten, die durch die Beiziehung 
sachkundiger Personen nach § 26 Abs. 2 entstehen, werden von der 
Dienststelle übernommen, wenn die Mitarbeitervertretung und die 
Dienststellenleitung zuvor über die Kostenübernahme eine Verein­
barung getroffen haben.
(3) Bei gemeinsamen Mitarbeitervertretungen regeln die beteiligten 
Kirchen für ihren Bereich, welche Dienststelle die Kosten trägt.
(4) Reisen der Mitglieder der Mitarbeitervertretung, die für ihre 
Tätigkeit notwendig sind, gelten als Dienstreisen. Für die Genehmi­
gung von Dienstreisen und die Erstattung der Reisekosten gelten die 
Bestimmungen der Dienststelle; für die Teilnahme an Veranstaltun­

gen im Sinne des § 19 Abs. 3 gilt das dienstliche Interesse als gege­
ben. Erstattet werden Reisekosten in Höhe der Reisekostenstufe B, 
ersatzweise die Reisekosten, die Mitarbeitern nach Vergütungsgrup­
pe IVb zustehen.
(5) Die Mitarbeitervertretung darf für ihre Zwecke keine Beiträge 
erheben oder annehmen.
(6) Bei Streitigkeiten über die Anwendung der Absätze 1 bis 4 kann 
die Schiedsstelle angerufen werden.

VII. Abschnitt 
Mitarbeiterversammlung

§32
Mitarbeiterversammlung

(1) An der Mitarbeiterversammlung können alle Mitarbeiter der 
Dienststellen teilnehmen, für die die einberufene Mitarbeitervertre­
tung gebildet worden ist. Die Mitarbeiterversammlung ist minde­
stens einmal in jedem Jahr von der Mitarbeitervertretung nach Ab­
sprache mit der Dienststellenleitung einzuberufen.
(2) Die Mitarbeitervertretung ist berechtigt und auf Antrag der 
Dienststellenleitung oder eines Viertels der wahlberechtigten Mitar­
beiter verpflichtet, eine Mitarbeiterversammlung nach Absprache 
mit der Dienststellenleitung binnen zwei Wochen einzuberufen und 
den Gegenstand, dessen Beratung beantragt worden ist, auf die Ta­
gesordnung zu setzen.
(3) Die Mitarbeiterversammlung wird vom Vorsitzenden der Mitar­
beitervertretung geleitet; sie ist nicht öffentlich. Zur Mitarbeiterver­
sammlung ist unter Angabe der Tagesordnung mindestens zwei Wo­
chen vor dem Termin einzuladen.
(4) Die Mitarbeiterversammlungen finden während der Arbeitszeit 
statt, soweit nicht die Eigenart des Dienstes eine andere Regelung 
zwingend erfordert. Die Zeit der Teilnahme an der Mitarbeiterver­
sammlung und die zusätzlichen Wegezeiten gelten als Arbeitszeit, 
auch wenn die Mitarbeiterversammlung außerhalb der Arbeitszeit 
stattfmdet. Die Dienststelle erstattet die entstehenden notwendigen 
Fahrkosten.
(5) Jede ordnungsgemäß einberufene Mitarbeiterversammlung ist 
ohne Rücksicht auf die Anzahl der erschienenen Mitarbeiter be­
schlußfähig. Die Beschlüsse werden mit der Mehrheit der auf Ja oder 
Nein lautenden Stimmen der bei der Abstimmung anwesenden Mit­
arbeiter gefaßt. Stimmenthaltung ist zulässig. Bei Stimmengleich­
heit ist ein Antrag abgelehnt. Für Wahlen gelten die Vorschriften des 
§ 12 entsprechend.
(6) Die Dienststellenleitung soll zu der Mitarbeiterversammlung 
unter Mitteilung der Tagesordnung eingeladen werden; sie ist einzu­
laden, soweit die Mitarbeiterversammlung auf ihren Antrag stattfin­
det. Die Vertreter der Dienststellenleitung erhalten auf Antrag das 
Wort. Die Dienststellenleitung oder von ihr beauftragte Personen in­
formieren mindestens einmal im Jahr in einer Mitarbeiterversamm­
lung über Lage und Entwicklung der Dienststelle.
(7) Über jede Mitarbeiterversammlung ist ein Beschlußprotokoll zu 
führen.
(8) Die Mitarbeitervertretung kann zu der Mitarbeiterversammlung 
sachkundige Personen hinzuziehen.
(9) Kann nach den dienstlichen Verhältnissen eine gemeinsame 
Versammlung aller Mitarbeiter nicht stattfinden, so sind Teilver­
sammlungen abzuhalten. Für Teilversammlungen gelten die Absät­
ze 1 bis 8 entsprechend. Die Mitarbeitervertretung kann darüber hin­
aus Teilversammlungen durchführen, wenn dies zur Erörterung der 
besonderen Belange der Mitarbeiter eines Arbeitsbereiches oder be­
stimmter Personengruppen erforderlich ist.

§33
Aufgaben der Mitarbeiterversammlung

(1) Die Mitarbeiterversammlung nimmt den Tätigkeitsbericht der 
Mitarbeitervertretung entgegen und kann diesen sowie Angelegen­
heiten besprechen, die zum Aufgabenbereich der Mitarbeitervertre­
tung gehören. Sie kann der Mitarbeitervertretung Anträge vorlegen 
und zu Beschlüssen der Mitarbeitervertretung Stellung nehmen. Die 
Mitarbeitervertretung ist an die Stellungnahmen der Mitarbeiterver­
sammlung nicht gebunden.
(2) Die Mitarbeiterversammlung wählt einen Wahlausschuß oder 
den Wahlleiter für die Bildung der Mitarbeitervertretung.

154



GVBI. XXIII. Band, 9. Stück

VIII. Abschnitt
Aufgaben und Befugnisse der Mitarbeitervertretung 

§34
Grundsätze für die Zusammenarbeit

(1) Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung stehen in der ge­
meinsamen Verantwortung für den Dienst der Kirche. Sie arbeiten 
vertrauensvoll und partnerschaftlich zusammen und unterstützen 
sich gegenseitig bei der Erfüllung ihrer Aufgaben. Sie informieren 
sich gegenseitig über Angelegenheiten, die die Dienstgemeinschaft 
betreffen. Sie achten darauf, daß alle Mitarbeiter nach Recht und Bil­
ligkeit behandelt werden, die Vereinigungsfreiheit der Mitarbeiter 
nicht beeinträchtigt wird und jede Betätigung in der Dienststelle un­
terbleibt, die der Aufgabe der Dienststelle, der Dienstgemeinschaft 
oder dem Arbeitsfrieden abträglich ist.
(2) Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung kommen in re­
gelmäßigen Zeitabständen, mindestens einmal im Jahr, zur Bespre­
chung allgemeiner Fragen des Dienstbetriebes und der Dienstge­
meinschaft und zum Austausch von Vorschlägen und Anregungen 
zusammen. Gemeinsame Mitarbeitervertretungen kommen einmal 
im Jahr zu einer gemeinsamen Besprechung im Sinne des Satzes 1 
mit allen beteiligten Dienststellenleitungen zusammen; Gleiches gilt 
für Gesamtmitarbeitervertretungen.
(3) In strittigen Fragen ist eine Einigung durch Aussprache von bei­
den Seiten zu erstreben, und es sind Vorschläge zur Beilegung der 
Meinungsverschiedenheiten zu machen. Erst wenn die Bemühungen 
um eine Einigung in der Dienststelle gescheitert sind, dürfen andere 
Stellen im Rahmen der dafür geltenden Bestimmungen angerufen 
werden. Das Scheitern der Einigung muß von der Mitarbeitervertre­
tung oder Dienststellenleitung schriftlich erklärt werden. Die Vor­
schriften über das Verfahren bei der Beteiligung und über das Initia­
tivrecht bleiben unberührt.
(4) Die Mitarbeitervertretung und die Dienststellenleitung sollen 
ihre Zusammenarbeit so einrichten, daß notwendige Entscheidungen 
möglichst wenig verzögert werden, durch die Zusammenarbeit 
wenig Arbeitszeit in Anspruch genommen wird und nur die unbe­
dingt notwendigen Kosten entstehen.

§35
Informationsrechte der Mitarbeitervertretung

(1) Die Mitarbeitervertretung ist zur Durchführung ihrer Aufgaben 
rechtzeitig und umfassend zu unterrichten. Die Dienststellenleitung 
soll die Mitarbeitervertretung bereits während der Vorbereitung von 
Entscheidungen informieren und die Mitarbeitervertretung, insbe­
sondere bei organisatorischen oder sozialen Maßnahmen, frühzeitig 
an den Planungen beteiligen. In diesem Rahmen kann die Mitarbei­
tervertretung insbesondere an den Beratungen von Ausschüssen und 
Kommissionen beteiligt werden, soweit das Recht der beteiligten 
Kirchen das zuläßt.
(2) Der Mitarbeitervertretung sind die zur Durchführung ihrer Auf­
gaben erforderlichen Unterlagen rechtzeitig zur Verfügung zu stel­
len. Bei Einstellungen werden der Mitarbeitervertretung auf Verlan­
gen die Unterlagen aller Bewerber vorgelegt; bei Einstellungsge­
sprächen kann ein von der Mitarbeitervertretung beauftragtes Mit­
glied beteiligt werden. Mitarbeitervertretung und Dienststellenlei­
tung können das Verfahren in einer Dienstvereinbarung regeln.
(3) Personalakten dürfen nur mit schriftlicher Zustimmung des be­
troffenen Mitarbeiters und nur durch ein von ihm zu bestimmendes 
Mitglied der Mitarbeitervertretung eingesehen werden. Dienstliche 
Beurteilungen sind auf Verlangen des Mitarbeiters vor der Aufnah­
me in die Personalakte der Mitarbeitervertretung zur Kenntnis zu 
bringen.
(4) Die Dienststellenleitung unterrichtet die Mitarbeitervertretung 
vom beabsichtigten Abschluß eines Auflösungsvertrages, wenn der 
betroffene Mitarbeiter zustimmt.
(5) Bei Streitigkeiten über die Informationsrechte der Mitarbeiter­
vertretung kann die Schiedsstelle angerufen werden.

§36
Allgemeine Aufgaben der Mitarbeitervertretung

(1) Die Mitarbeitervertretung hat die beruflichen, wirtschaftlichen 
und sozialen Belange der Mitarbeiter zu fördern. Im Rahmen dieses 
Kirchengesetzes hat sie in ihrer Mitverantwortung für die Aufgaben 
der Dienststelle das Verständnis für den Auftrag der Kirche und ihrer 
Diakonie zu stärken und für eine gute Zusammenarbeit einzutreten.
(2) Die Mitarbeitervertretung soll sich, unbeschadet des Rechts 
eines Mitarbeiters, seine Anliegen der Dienststellenleitung selbst

vorzutragen, der persönlichen Sorgen und Nöte des Mitarbeiters an­
nehmen, sofern er dies wünscht, sowie berechtigte berufliche, wirt­
schaftliche und soziale Anliegen des Mitarbeiters gegenüber der 
Dienststellenleitung unterstützen.
(3) Die Mitarbeitervertretung soll insbesondere
1. Maßnahmen anregen, die der Dienststelle und ihren Mitarbeitern 

dienen;
2. dafür eintreten, daß die arbeits-, sozial- und dienstrechtlichen Be­

stimmungen und Vereinbarungen eingehalten werden;
3. Beschwerden, Anfragen und Anregungen von Mitarbeitern ent­

gegennehmen und durch Verhandlungen mit der Dienststellenlei­
tung auf die Erledigung der Beschwerden, Anfragen und Anre­
gungen hinwirken;

4. die Eingliederung und berufliche Entwicklung hilfs- und schutz­
bedürftiger, insbesondere schwerbehinderter oder älterer Perso­
nen in die Dienststelle fördern und für eine ihren Kenntnissen und 
Fähigkeiten entsprechende Beschäftigung sorgen;

5. für die Gleichstellung und die Gemeinschaft von Frauen und 
Männern in der Dienststelle eintreten und Maßnahmen zur Errei­
chung dieser Ziele anregen sowie an ihrer Umsetzung mitwirken;

6. die Einbeziehung ausländischer Mitarbeiter in die Dienstgemein­
schaft fördern.

(4) Wenn Beschwerden, Anfragen und Anregungen nach Absatz 3 
Nr. 3 in einer Sitzung der Mitarbeitervertretung beraten werden, hat 
der betreffende Mitarbeiter das Recht, vor einer Entscheidung in der 
Mitarbeitervertretung gehört zu werden.
(5) Die Mitarbeitervertretung hat mindestens einmal im Jahr in 
einer Mitarbeiterversammlung einen Tätigkeitsbericht zu erstatten.

§37
Dienstvereinbarungen

(1) Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung können Dienst­
vereinbarungen abschließen. Dienstvereinbarungen dürfen Regelun­
gen weder erweitern, einschränken noch ausschließen, die auf 
Rechtsvorschriften, insbesondere Beschlüssen der Arbeits- und 
Dienstrechtlichen Kommission, auf Entscheidungen der Schlich­
tungskommission nach dem Gemeinsamen Mitarbeitergesetz, auf 
allgemeinverbindlichen Richtlinien der beteiligten Kirchen oder auf 
etwa anzuwendenden Tarifverträgen beruhen. Arbeitsentgelte und 
sonstige Arbeitsbedingungen, die durch eine Arbeits- und Dienst­
rechtliche Kommission geregelt sind oder üblicherweise geregelt 
werden, können nicht Gegenstand einer Dienstvereinbarung sein, es 
sei denn, die Regelung durch die Arbeits- und Dienstrechtliche 
Kommission läßt eine Dienstvereinbarung ausdrücklich zu.
(2) Dienstvereinbarungen sind schriftlich niederzulegen, von bei­
den Seiten zu unterschreiben und in geeigneter Weise bekanntzuge­
ben. Bei der Einstellung von Mitarbeitern sollen diese über geltende 
Dienstvereinbarungen innerhalb der Dienststelle unterrichtet wer­
den.
(3) Dienstvereinbarungen gelten unmittelbar und können im Ein­
zelfall nicht abbedungen werden.
(4) Dienstvereinbarungen können, soweit nichts anderes vereinbart 
worden ist, mit einer Frist von sechs Monaten zum Ende eines Mo­
nats gekündigt werden. Eine Weitergeltung ist ausgeschlossen; Ab­
satz 5 bleibt unberührt.
(5) Sind während der Geltung einer Dienstvereinbarung über Ange­
legenheiten, die der Mitbestimmung der Mitarbeitervertretung nach 
§ 40 unterliegen, Rechte für die Mitarbeiter begründet worden, so 
hat das Außerkrafttreten der Dienstvereinbarung nicht zur Folge, 
daß die Ansprüche der Mitarbeiter entfallen (Nachwirkung). Dies 
gilt nicht, wenn die Dienstvereinbarung durch eine andere abgelöst 
wird oder in der außerkraftgetretenen Dienstvereinbarung festgelegt 
worden war, welche Ansprüche ein Mitarbeiter nach dem Außer­
krafttreten erhält.
(6) Bei Streitigkeiten über die Auslegung von Dienstvereinbarun­
gen kann die Schiedsstelle angerufen werden. Bei Streitigkeiten über 
den Abschluß von Dienstvereinbarungen kann die Schiedsstelle nur 
einen Vermittlungsvorschlag unterbreiten.

§37 a
Einigungsstelle

(1) Die Mitarbeitervertretung und die Dienststellenleitung können 
durch Dienstvereinbarung regeln, daß in der Dienststelle in Bedarfs­
fällen oder ständig eine Einigungsstelle zu bilden ist. Für die Ein­
richtungen der Diakonie erstellen die Diakonischen Werke im Ein­
vernehmen mit der für den Bereich zuständigen Arbeitsgemein-
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schaft, für die übrigen Dienststellen die zuständige oberste Dienst­
behörde im Einvernehmen mit den Gesamtausschüssen eine Muster­
dienstvereinbarung für die Bildung von Einigungsstellen. Mehrere 
Dienststellen und ihre jeweiligen Mitarbeitervertretungen können 
durch Vereinbarung eine gemeinsame Einigungsstelle bilden. 
Dienstvereinbarungen nach Satz 1 müssen inhaltlich dem Wortlaut 
der für die Dienststelle maßgeblichen Musterdienstvereinbarung 
entsprechen.
(2) Sind Einigungsstellen gebildet worden, so sind sie zuständig für 
Regelungsstreitigkeiten zwischen der Dienststellenleitung und der 
Mitarbeitervertretung bei organisatorischen und sozialen Angele­
genheiten nach § 40. Der Spruch der Einigungsstelle ersetzt die Ei­
nigung zwischen Dienststellenleitung und Mitarbeitervertretung.
(3) Zum notwendigen Inhalt einer Dienstvereinbarung über die Bil­
dung von Einigungsstellen gehören Regelungen über das Beset­
zungsverfahren, das Verfahren vor der Einigungsstelle und über den 
Umfang der Entscheidungs- und Regelungsbefugnis der Einigungs­
stelle sowie deren Kosten. Die Dienstvereinbarung kann vorsehen, 
daß in Angelegenheiten, die durch Beschluß der Einigungsstelle be­
reits entschieden sind, die Schiedsstelle nur insoweit zur Überprü­
fung und Entscheidung angerufen werden darf, als gerügt wird, daß 
der Inhalt des Einigungsstellenbeschlusses mit diesem Kirchenge­
setz, anderen Rechtsvorschriften, Verwaltungsanordnungen oder 
geltenden Dienstvereinbarungen oder mit der für die innere Verfas­
sung der Dienststelle maßgeblichen Ordnung, Satzung oder einem 
Vertrag unvereinbar sei.

§38
Verfahren der Beteiligung der Mitarbeitervertretung

(1) Die Mitarbeitervertretung wird insbesondere in den Verfahren 
der Mitbestimmung (§ 39) und der Mitberatung (§ 46) beteiligt.
(2) Die Mitarbeitervertretung hat ihre Beteiligungsrechte im Rah­
men der Zuständigkeit der jeweiligen Dienststelle.

§39
Mitbestimmung

(1) Soweit eine Maßnahme der Mitbestimmung der Mitarbeiterver­
tretung unterliegt, darf sie erst vollzogen werden, wenn die Zustim­
mung der Mitarbeitervertretung vorliegt oder die nicht erteilte Zu­
stimmung durch die Schiedsstelle ersetzt worden ist. Eine der Mit­
bestimmung unterliegende Maßnahme ist unwirksam, wenn die Mit­
arbeitervertretung nicht zugestimmt hat oder die nicht erteilte Zu­
stimmung nicht ersetzt worden ist oder die Maßnahme nicht nach 
Absatz 3 als gebilligt gilt. Abweichend von Satz 2 ist die Einstellung 
eines Mitarbeiters wirksam; die Mitarbeitervertretung kann jedoch 
verlangen, daß der Mitarbeiter bis zum Vorliegen oder bis zur Erset­
zung der Zustimmung nicht beschäftigt wird.
(2) Die Dienststellenleitung unterrichtet die Mitarbeitervertretung 
von der beabsichtigten Maßnahme und beantragt die Zustimmung.
(3) Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn die Mitarbeitervertretung 
nicht binnen zwei Wochen diese schriftlich verweigért oder eine 
mündliche Erörterung beantragt. Die Dienststellenleitung kann die 
Frist in dringenden Fällen bis auf fünf Tage abkürzen; die Abkür­
zung ist besonders zu begründen. Die Frist beginnt mit dem Zugang 
der Mitteilung an den Vorsitzenden der Mitarbeitervertretung. Die in 
Satz 2 genannte Frist kann im beiderseitigen Einvernehmen verlän­
gert werden.
(4) Kommt in den Fällen der Mitbestimmung keine Einigung zu­
stande, so kann die Dienststellenleitung binnen zwei Wochen nach 
Abschluß der Erörterung oder nach Eingang der schriftlichen Wei­
gerung die Schiedsstelle anrufen. Die Erörterung ist abgeschlossen, 
wenn die Dienststellenleitung oder die Mitarbeitervertretung oder 
beide gemeinsam sie für abgeschlossen erklären.
(5) Die Dienststellenleitung kann bei Maßnahmen, die keinen Auf­
schub dulden, bis zur endgültigen Entscheidung vorläufige Rege­
lungen treffen. Vorläufige Regelungen dürfen die Durchführung 
einer anderen endgültigen Entscheidung nicht hindern. Eine vorläu­
fige Regelung ist als solche zu kennzeichnen, auf höchstens fünf 
Monate zu befristen, der Mitarbeitervertretung schriftlich mitzutei­
len und zu begründen; die Dienststellenleitung muß in der betreffen­
den Angelegenheit das Verfahren der Absätze 1 und 2 unverzüglich 
einleiten oder fortsetzen. Die Mitarbeitervertretung kann die 
Schiedsstelle anrufen.
(6) Eine vorläufige Maßnahme ist unverzüglich, spätestens jedoch 
nach Ablauf einer Kalenderwoche nach Bekanntgabe der Entschei­

dung zu beenden, wenn die Schiedsstelle feststellt, daß die Maßnah­
me nicht aus sachlichen Gründen dringend erforderlich war, oder die
Schiedsstelle die Ersetzung der Zustimmung der Mitarbeitervertre­
tung ablehnt.

§40
Fälle der Mitbestimmung in organisatorischen und 

sozialen Angelegenheiten
Die Mitarbeitervertretung hat mitzubestimmen über

1. Bestellung von Vertrauensärzten sowie von Ärzten zur Über­
wachung des Gesundheitszustandes der Mitarbeiter;

2. Maßnahmen zur Unfallverhütung und zur Verhütung von son­
stigen Gesundheitsgefahren sowie die Bestellung von Fachkräf­
ten für Arbeitssicherheit;

3. Errichtung, Verwaltung und Auflösung von Sozialeinrichtun­
gen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform;

4. Festlegung von Dauer, Beginn und Ende der täglichen Arbeits­
zeit einschließlich der Pausen; ausgenommen bleibt die für die 
Dienststelle nicht vorhersehbare, auf Grund besonderer Erfor­
dernisse kurzfristig und unregelmäßig festzusetzende tägliche 
Arbeitszeit für bestimmte Gruppen von Beschäftigten;

5. Festlegung der Grundsätze für die Aufstellung von Dienstplä­
nen, für die Anordnung von Bereitschaftsdienst und Rufbereit­
schaft sowie für unvorhersehbare Arbeitszeitregelungen im 
Sinne der Nummer 4;

6. Aufstellung von Grundsätzen für den Urlaubsplan;
7. Aufstellung von Sozialplänen (insbesondere bei Auflösung, 

Einschränkung, Verlegung und Zusammenlegung von Dienst­
stellen oder wesentlichen Teilen von ihnen) einschließlich Plä­
nen für Umschulungen zum Ausgleich oder zur Milderung von 
wirtschaftlichen Nachteilen; Gleiches gilt für die Folgen von 
Rationalisierungsmaßnahmen; Sozialpläne dürfen Regelungen 
weder einschränken noch ausschließen, die auf Rechtsvor­
schriften oder allgemein verbindlichen Richtlinien beruhen;

8. Grundsätze der Arbeitsplatzgestaltung;
9. Einführung grundlegend neuer Arbeitsmethoden;

10. Einführung und Anwendung von Maßnahmen oder technischen 
Einrichtungen, die dazu geeignet sind, das Verhalten oder die 
Leistung der Mitarbeiter zu überwachen;

11. Regelung der Ordnung in der Dienststelle (Haus- und Betriebs­
ordnung) und des Verhaltens der Mitarbeiter im Dienst;

12. Grundsätze für die Gewährung von Unterstützungen oder son­
stigen Zuwendungen, auf die kein Rechtsanspruch besteht;

13. Vergabe und Kündigung von Mietwohnungen, Garagen, Park­
platzflächen und Pachtland an die Mitarbeiter, wenn die Dienst­
stelle darüber verfügt, sowie allgemeine Festsetzung der Nut­
zungsbedingungen;

14. Festsetzung von Kurzarbeit;
15. Zeit, Ort und Art der Auszahlung der Vergütung;
16. Fragen der betrieblichen Lohngestaltung, insbesondere die Auf­

stellung von Entlohnungsgrundsätzen und die Einführung und 
Anwendung von neuen Entlohnungsmethoden sowie deren Än­
derung, soweit diese Fragen nicht auf anderem Wege ab­
schließend geregelt worden sind;

17. Grundsätze über das betriebliche Vorschlagswesen.

§41
Fälle der Mitbestimmung bei allgemeinen 

personellen Angelegenheiten
Die Mitarbeitervertretung hat mitzubestimmen bei
1. Formulierung und Verwendung von Personalfragebogen und 

sonstigen Fragebogen zur Erhebung personenbezogener Daten, 
soweit nicht gesetzlich geregelt;

2. Aufstellung von Beurteilungsgrundsätzen für die Dienststelle;
3. Aufstellung von Grundsätzen für die Aus-, Fort- und Weiterbil­

dung sowie für die Teilnehmerauswahl;
4. Auswahl der Teilnehmer an Fortbildungsveranstaltungen;
5. Aufstellung von Grundsätzen für Stellenausschreibungen;
6. Aufstellung von Grundsätzen für die personelle Auswahl bei Ein­

stellungen.
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§42
Fälle der Mitbestimmung in Personalangelegenheiten der 

privatreehtlich angestellten Mitarbeiter
Die Mitarbeitervertretung hat in den folgenden Personalangelegen­
heiten der privatrechtlich angestellten Mitarbeiter ein Mitbestim­
mungsrecht:

1. Einstellung;
2. ordentliche Kündigung nach Ablauf der Probezeit;
3. Eingruppierung einschließlich Festlegung der Fallgruppe, 

Wechsel der Fallgruppe, Höher- und Rückgruppierung, Ge­
währung tariflicher Zulagen;

4. Übertragung einer höher oder niedriger bewerteten Tätigkeit 
. von mehr als drei Monaten Dauer;

5. dauernde Übertragung einer Tätigkeit, die einen Anspruch auf 
Zahlung einer Zulage auslöst, sowie Widerruf einer solchen 
Übertragung;

6. Umsetzung innerhalb einer Dienststelle unter gleichzeitigem 
Ortswechsel;

7. Versetzung oder Abordnung zu einer anderen Dienststelle von 
mehr als drei Monaten Dauer; in diesen Fällen bestimmt die 
Mitarbeitervertretung der aufnehmenden Dienststelle unbescha­
det des Mitberatungsrechtes nach § 47 Nr. 3 mit;

8. Weiterbeschäftigung über die Altersgrenze hinaus;
9. Anordnungen, die die Freiheit in der Wahl der Wohnung be­

schränken;
10. Versagung und Widerruf der Genehmigung einer Nebentätig­

keit;
11. Ablehnung eines Antrags auf Ermäßigung der Arbeitszeit und 

Beurlaubung aus familien- oder arbeitsmarktpolitischen Grün­
den.

§43
Fälle der Mitbestimmung in Personalangelegenheiten der 
Mitarbeiter in öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen

Die Mitarbeitervertretung hat in den folgenden Personalangelegen­
heiten der Kirchenbeamten ein Mitbestimmungsrecht:

1. Einstellung;
2. Anstellung;
3. Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses in ein solches 

anderer Art;
4. Ablehnung eines Antrags auf Ermäßigung der Arbeitszeit oder 

Beurlaubung aus familien- oder arbeitsmarktpolitischen Grün­
den;

5. Verlängerung der Probezeit;
6. Beförderung;
7. Übertragung eines anderen Amtes, das mit einer Zulage ausge­

stattet ist;
8. Übertragung eines anderen Amtes mit höherem Endgrundgehalt 

ohne Änderung der Amtsbezeichnung oder Übertragung eines 
anderen Amtes mit gleichem Endgrundgehalt ohne Wechsel der 
Amtsbezeichnung;

9. Zulassung zum Aufstiegsverfahren, Verleihung eines anderen 
Amtes mit anderer Amtsbezeichnung beim Wechsel der Lauf­
bahngruppe;

10. dauernde Übertragung eines höher oder niedriger bewerteten 
Dienstpostens;

11. Umsetzung innerhalb der Dienststelle bei gleichzeitigem Orts­
wechsel;

12. Versetzung oder Abordnung von mehr als drei Monaten Dauer 
zu einer anderen Dienststelle oder einem anderen Dienstherrn 
im Geltungsbereich dieses Kirchengesetzes; in diesen Fällen be­
stimmt die Mitarbeitervertretung der aufnehmenden Dienststel­
le unbeschadet des Mitberatungsrechtes nach § 47 Nr. 3 mit;

13. Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand wegen Errei- 
chens der Altersgrenze;

14. Anordnungen, die die Freiheit in der Wahl der Wohnung be­
schränken;

15. Versagung sowie Widerruf der Genehmigung einer Nebentätig­
keit;

16. Entlassung von Kirchenbeamten auf Probe oder auf Widerruf, 
wenn sie die Entlassung nicht beantragt haben;

17. vorzeitige Versetzung in den Ruhestand gegen den Willen des 
Kirchenbeamten;

18. Versetzung in den Wartestand oder einstweiligen Ruhestand, 
sofern der Betroffene die Beteiligung der Mitarbeitervertretung 
beantragt.

§44
Ausnahmen von der Beteiligung in Personalangelegenheiten

Eine Mitberatung oder Mitbestimmung in Personalangelegenheiten 
der Personen nach § 4 findet nicht statt mit Ausnahme der von der 
Mitarbeitervertretung nach Gesetz oder Satzung in leitende Organe 
entsandten Mitglieder. Daneben findet keine Beteiligung in den Per­
sonalangelegenheiten der Personen statt, die im pfarramtlichen 
Dienst oder in der Ausbildung oder Vorbereitung dazu stehen; Glei­
ches gilt für die Personalangelegenheiten der Lehrenden an kirchli­
chen Hochschulen oder Fachhochschulen. Die Vorschriften des § 43 
Nr. 12 und des § 47 Nr. 3 finden auf Personen, die als Kirchenbeamte 
in der Ausbildung stehen, keine Anwendung.

§45
Begründungspflicht bei Zustimmungsverweigerung

(1) Die Mitarbeitervertretung hat eine Verweigerung der Zustim­
mung gegenüber der Dienststellenleitung schriftlich zu begründen.
(2) In den Fällen des § 42 Nr. 1,3 bis 5, 8 und I I und des § 43 Nr. 1 
bis 10, 13 und 16 bis 18 darf die Mitarbeitervertretung die Zustim­
mung nur verweigern, wenn
1. die Maßnahme gegen eine Rechtsvorschrift, eine Bestimmung in 

einem Tarifvertrag, eine Dienstvereinbarung, eine Vertragsbe­
stimmung, eine Verwaltungsanordnung, eine andere bindende 
Bestimmung oder gegen eine rechtskräftige gerichtliche Ent­
scheidung verstößt oder

2. die durch Tatsachen begründete Besorgnis besteht, daß durch die 
Maßnahme der betroffene Mitarbeiter oder andere Mitarbeiter 
benachteiligt werden, ohne daß dies aus dienstlichen oder per­
sönlichen Gründen gerechtfertigt ist, oder

3. die durch Tatsachen begründete Besorgnis besteht, daß bei einer 
Einstellung der Bewerber oder bei einer Versetzung oder Abord­
nung der Mitarbeiter den Frieden in der Dienststelle durch unso­
ziales oder gesetzwidriges Verhalten stören wird.

(3) Im Falle des § 42 Nr. 2 darf die Mitarbeitervertretung ihre Zu­
stimmung nur verweigern, wenn
1. bei der Auswahl des zu kündigenden Mitarbeiters soziale Ge­

sichtspunkte nicht oder nicht ausreichend berücksichtigt worden 
sind oder

2. der zu kündigende Mitarbeiter an einem anderen Arbeitsplatz in 
derselben Dienststelle weiterbeschäftigt werden kann oder

3. eine Weiterbeschäftigung des Mitarbeiters unter geänderten Ver­
tragsbedingungen oder nach zumutbaren Umschulungs- und 
Fortbildungsmaßnahmen möglich ist und der Mitarbeiter sein 
Einverständnis hiermit erklärt hat.

§46
Mitberatung

(1) In den Fällen der Mitberatung ist der Mitarbeitervertretung eine 
beabsichtigte Maßnahme rechtzeitig vor der Durchführung bekannt­
zugeben und auf Verlangen mit ihr zu erörtern. Die Mitarbeiterver­
tretung muß die Erörterung binnen zwei Wochen nach Bekanntgabe 
der beabsichtigten Maßnahme verlangen. In den Fällen des § 47 
Nr. 2 kann die Dienststellenleitung die Frist bis auf drei Arbeitstage 
abkürzen. Äußert sich die Mitarbeitervertretung nicht binnen zwei 
Wochen oder binnen der abgekürzten Frist nach Zugang der Mittei­
lung an ihren Vorsitzenden oder hält sie bei der Erörterung ihre Ein­
wendungen oder Vorschläge nicht aufrecht, so gilt die Maßnahme 
als gebilligt. Die Fristen können im Einzelfall auf Antrag der Mitar­
beitervertretung von der Dienststellenleitung verlängert werden. Im 
Falle einer Nichteinigung hat die Dienststellenleitung oder die Mit­
arbeitervertretung die Erörterung für beendet zu erklären. Die 
Dienststellenleitung hat eine abweichende Entscheidung gegenüber 
der Mitarbeitervertretung schriftlich zu begründen.
(2) Eine der Mitberatung unterliegende Maßnahme ist unwirksam, 
wenn die Mitarbeitervertretung nicht nach Absatz 1 beteiligt worden 
ist. Die Mitarbeitervertretung kann binnen zwei Wochen nach 
Kenntnis, spätestens sechs Monate nach Durchführung der Maßnah­
me die Schiedsstelle anrufen, wenn sie nicht nach Absatz 1 beteiligt 
worden ist.
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§47
Fälle der Mitberatung

Die Mitarbeitervertretung hat ein Mitberatungsrecht bei
1. Auflösung, Einschränkung, Verlegung und Zusammenlegung 

von Dienststellen oder wesentlichen Teilen von ihnen;
2. der außerordentlichen Kündigung und der Kündigung in der Pro­

bezeit;
3. Versetzungen und Abordnungen von mehr als drei Monaten 

Dauer; das Mitberatungsrecht besteht hier für die Mitarbeiterver­
tretung der abgebenden Dienststelle;

4. der Aufstellung und Änderung des Stellenplanentwurfes sowie 
der Aufstellung von allgemeinen Grundsätzen für die Bemessung 
des Personalbedarfes;

5. der Bewertung von Dienstposten, soweit sie vorgesehen ist;
6. wesentlichen Änderungen in der Organisation der Dienststelle 

und der Aufstellung von Organisationsplänen;
7. Maßnahmen, die zu wesentlichen Änderungen des Arbeitsablau­

fes oder der Arbeitsplatzgestaltung führen.

§48
Initiativrecht der Mitarbeitervertretung

(1) Die Mitarbeiter Vertretung kann der Dienststellenleitung Maß­
nahmen, die der Beteiligung unterliegen, schriftlich Vorschlägen. 
Die Dienststellenleitung hat binnen zwei Monaten Stellung zu neh­
men. Eine Ablehnung ist schriftlich zu begründen.
(2) Kommt bei Vorschlägen, die organisatorische und soziale An­
gelegenheiten betreffen, auch nach Aussprache eine Einigung nicht 
zustande, so kann die Mitarbeitervertretung nach Eingang der 
schriftlichen Ablehnung die Schiedsstelle anrufen.

§49
Beschwerderecht der Mitarbeitervertretung

(1) Verstößt die Dienststellenleitung gegen sich aus diesem Kir­
chengesetz ergebende oder sonstige gegenüber den Mitarbeitern be­
stehende Pflichten und bleiben Gegenvorstellungen erfolglos, so hat 
die Mitarbeitervertretung das Recht, bei dem zuständigen Aufsichts­
organ Beschwerde einzulegen.
(2) Bei berechtigten Beschwerden hat das Leitungs- oder Auf­
sichtsorgan im Rahmen seiner rechtlichen Zuständigkeit Abhilfe zu 
schaffen oder auf Abhilfe hinzuwirken.

IX. Abschnitt
Interessenvertreter besonderer Gruppen 

§ 50
Sprecher der Jugendlichen und der Auszubildenden

(1) Die Mitarbeiter unter 18 Jahren, die Auszubildenden sowie die 
weiteren zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten wählen Sprecher, 
die in deren Angelegenheiten von der Mitarbeitervertretung bera­
tend hinzuzuziehen sind, sofern sie ihr nicht ohnehin angehören. Als 
Sprecher können Mitarbeiter vom vollendeten 16. bis zum vollende­
ten 24. Lebensjahr gewählt werden. Für die Wählbarkeit gilt § 11 
entsprechend.
(2) Es werden gewählt

ein Sprecher bei Dienststellen mit in der Regel 5 bis 20 Mit­
arbeitern,
drei Sprecher bei Dienststellen mit in der Regel 21 bis 100 
Mitarbeitern,
fünf Sprecher bei Dienststellen mit in der Regel mehr als 100 
Mitarbeitern

im Sinne des Absatzes 1.
(3) Die Amtszeit beträgt zwei Jahre. Ein Sprecher, der im Laufe sei­
ner Amtszeit das 24. Lebensjahr vollendet, bleibt bis zum Ende der 
Amtszeit in seinem Amt.
(4) Beantragt ein zur Berufsausbildung Beschäftigter, der Sprecher 
nach Absatz 1 ist, spätestens einen Monat vor Beendigung des Aus­
bildungsverhältnisses für den Fall des erfolgreichen Abschlusses 
seiner Ausbildung schriftlich die Weiterbeschäftigung, so bedarf die 
Ablehnung des Antrags durch die Dienststellenleitung der Zustim­
mung der Mitarbeitervertretung, wenn die Dienststelle gleichzeitig 
weitere Auszubildende weiterbeschäftigt. Die Zustimmung darf nur 
verweigert werden, wenn der durch Tatsachen begründete Verdacht 
besteht, daß die Ablehnung der Weiterbeschäftigung wegen der 
Tätigkeit als Sprecher nach Absatz 1 erfolgt. Verweigert die Mitar­

beitervertretung die Zustimmung, so kann die Dienststellenleitung 
binnen zwei Wochen die Schiedsstelle anrufen.
(5) Für die Wahlen, die Rechtsstellung, die Geschäftsführung und 
die Kosten der Sprecher finden die Vorschriften der §§ 12 bis 14, 15 
Abs. 3 bis 5, §§ 16 bis 20,21 Abs. 1 und §§ 22 bis 31 sinngemäß An­
wendung, die §§ 24 bis 28 und § 30 jedoch nur in Dienststellen, in 
denen mindestens drei Sprecher zu wählen sind.

§50 a
Aufgaben und Befugnisse der Sprecher

(1) Unbeschadet der Aufgaben der Mitarbeitervertretung haben die 
Sprecher der Jugendlichen und der Auszubildenden die Interessen 
der in § 50 Abs. 1 genannten Mitarbeiter in der Dienststelle zu ver­
treten und ihnen beratend und unterstützend zur Seite zu stehen. Sie 
haben insbesondere
1. Maßnahmen bei der Mitarbeitervertretung oder direkt bei der 

Dienststellenleitung zu beantragen, die den in § 50 Abs. 1 ge­
nannten Mitarbeitern dienen, insbesondere in Fragen der Berufs­
ausbildung;

2. darauf zu achten, daß die zugunsten der in § 50 Abs. 1 genannten 
Mitarbeiter geltenden Gesetze, Verordnungen, Unfallverhü­
tungsvorschriften, Verwaltungsanordnungen und Dienstverein­
barungen durchgeführt werden;

3. Anregungen und Beschwerden der in § 50 Abs. 1 genannten Mit­
arbeiter entgegenzunehmen und, soweit sie berechtigt erschei­
nen, durch Verhandlungen mit der Mitarbeitervertretung oder di­
rekt mit der Dienststellenleitung auf die Erledigung der Anre­
gungen und Beschwerden hinzuwirken.

(2) Zur Durchführung ihrer Aufgaben sind die Sprecher durch die 
Mitarbeitervertretung und die Dienststellenleitung umfassend zu un­
terrichten; ihnen sind die hierzu erforderlichen Unterlagen rechtzei­
tig zur Verfügung zu stellen.
(3) Erachtet eine Mehrheit der Sprecher einen Beschluß der Mitar­
beitervertretung als eine erhebliche Beeinträchtigung wichtiger In­
teressen der in § 50 Abs. 1 genannten Mitarbeiter, so ist auf Antrag 
der Sprecher der Beschluß für die Dauer einer Woche vom Zeitpunkt 
der Beschlußfassung an auszusetzen. Die Aussetzung hat keine Ver­
längerung der in diesem Kirchengesetz festgelegten Fristen zur 
Folge. Innerhalb der Frist haben die Sprecher und die Mitarbeiter­
vertretung mit ernstem Willen zur Einigung zu verhandeln und Vor­
schläge zur Beilegung der Meinungsverschiedenheiten zu machen. 
Nach Ablauf der Frist hat die Mitarbeitervertretung über die Ange­
legenheit neu zu beschließen. Der Antrag auf Aussetzung kann in 
derselben Angelegenheit nicht wiederholt werden.
(4) Die Sprecher können regelmäßig vor oder nach einer Mitarbei­
terversammlung im Einvernehmen mit der Mitarbeitervertretung 
und in Absprache mit der Dienststellenleitung eine Versammlung 
der in § 50 Abs. 1 genannten Mitarbeiter einberufen. Für die Ver­
sammlung finden die Vorschriften des § 32 Abs. 3, 4, 6 Satz 1 und 2 
sowie Abs. 7 bis 9 und § 33 sinngemäß Anwendung.

§51
Vertrauensperson der Schwerbehinderten

(1) In Dienststellen, in denen mindestens fünf Schwerbehinderte 
nicht nur vorübergehend beschäftigt sind, werden eine Vertrauens­
person und ein Stellvertreter gewählt.
(2) Wahlberechtigt sind alle in der Dienststelle beschäftigten 
Schwerbehinderten.
(3) Für die Wählbarkeit gilt § 11 entsprechend.

§52
Aufgaben der Vertrauensperson der Schwerbehinderten

(1) Die Vertrauensperson hat die Interessen der Schwerbehinderten 
in der Dienststelle zu vertreten und ihnen beratend und helfend zur 
Seite zu stehen. Sie hat vor allem
1. darüber zu wachen, daß die zugunsten der Schwerbehinderten in 

der Dienststelle geltenden Rechtsvorschriften, Dienstvereinba­
rungen und Verwaltungsanordnungen durchgeführt werden;

2. Maßnahmen, die den Schwerbehinderten dienen, bei den zustän­
digen Stellen zu beantragen;

3. Anregungen und Beschwerden von Schwerbehinderten entge­
genzunehmen und, falls sie berechtigt erscheinen, durch Ver­
handlung mit der Dienststellenleitung auf Erledigung hinzuwir­
ken; sie hat die Schwerbehinderten über den Stand und das Er­
gebnis der Verhandlungen zu unterrichten.
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(2) Die Vertrauensperson ist von der Dienststellenleitung in allen 
Angelegenheiten, die einen einzelnen Schwerbehinderten oder die 
Schwerbehinderten als Gruppe berühren, rechtzeitig und umfassend 
zu unterrichten und vor einer Entscheidung zu hören; die getroffene 
Entscheidung ist ihr unverzüglich mitzuteilen.
(3) Der Schwerbehinderte hat das Recht, bei Einsicht in die über ihn 
geführten Personalakten die Vertrauensperson hinzuzuziehen. Die 
Vertrauensperson hat über den Inhalt der Personalakten Stillschwei­
gen zu bewahren, soweit sie vom Schwerbehinderten nicht von die­
ser Verpflichtung entbunden wird.
(4) Die Vertrauensperson hat das Recht, an allen Sitzungen der Mit­
arbeitervertretung beratend teilzunehmen. Erachtet sie einen Be­
schluß der Mitarbeitervertretung als eine erhebliche Beeinträchti­
gung wichtiger Interessen der Schwerbehinderten, so ist auf ihren 
Antrag der Beschluß für die Dauer einer Woche vom Zeitpunkt der 
Beschlußfassung an auszusetzen. Innerhalb dieser Frist soll unter 
den Mitgliedern der Mitarbeitervertretung und der Vertrauensperson 
eine Verständigung versucht werden. Die Aussetzung hat keine Ver­
längerung einer Frist zur Folge.
(5) Nach Ablauf der Frist ist über die Angelegenheit neu zu be­
schließen. Wird der erste Beschluß bestätigt, so kann der Antrag auf 
Aussetzung nicht wiederholt werden.
(6) Die Vertrauensperson hat das Recht, mindestens einmal im Jahr 
eine Versammlung der Schwerbehinderten in der Dienststelle durch­
zuführen. Die für die Mitarbeiterversammlung geltenden Vorschrif­
ten gelten entsprechend.

§53
Persönliche Rechte und Pflichten der 

Vertrauensperson der Schwerbehinderten
(1) Für die Rechtsstellung der Vertrauensperson der Schwerbehin­
derten gelten die §§ 12 bis 14, § 15 Abs. 2 bis 5 und die §§ 16 bis 23 
entsprechend.
(2) Die Räume und der Geschäftsbedarf, die der Mitarbeitervertre­
tung für deren Sitzungen, Sprechstunden und laufende Geschäfts­
führung zur Verfügung gestellt werden, stehen für die gleichen 
Zwecke auch der Vertrauensperson zur Verfügung, soweit ihr hier­
für nicht eigene Räume und Sachbedarf zur Verfügung gestellt wer­
den.

§54
Vertrauensmann der Zivildienstleistenden

In Dienststellen, in denen nach § 37 Abs. 1 des Zivildienstgesetzes 
ein Vertrauensmann der Zivildienstleistenden zu wählen ist, hat der 
Vertrauensmann das Recht, an den Sitzungen der Mitarbeitervertre­
tung beratend teilzunehmen, wenn Angelegenheiten beraten werden, 
die auch die Zivildienstleistenden betreffen.

§55
Weitere Vertrauenspersonen

(1) In Dienststellen, in denen mindestens fünf Personen tätig sind, 
deren Beschäftigung oder Ausbildung überwiegend ihrer Heilung, 
Wiedereingewöhnung, beruflichen oder sozialen Rehabilitation oder 
Erziehung dient, sind von diesen Vertrauenspersonen zu wählen. Sie 
haben das Recht, an den Sitzungen der Mitarbeitervertretung bera­
tend teilzunehmen, wenn Angelegenheiten beraten werden, die auch 
diesen Personenkreis betreffen. Über die Anzahl der Vertrauensper­
sonen, das Wahlverfahren sowie über Art, Umfang und Kosten der 
Tätigkeiten der Vertrauenspersonen soll im Benehmen mit Vertre­
tern der in Satz 1 genannten Personen eine Dienstvereinbarung mit 
der Mitarbeitervertretung geschlossen werden.
(2) Für die Einrichtungen der Diakonie erstellen die Diakonischen 
Werke im Einvernehmen mit der Arbeitsgemeinschaft der Mitarbei­
tervertretungen eine Musterdienstvereinbarung, in der Mindeststan­
dards für das Wahlverfahren und Rechte der Vertrauenspersonen 
festgelegt werden.

X. Abschnitt
Gesamtausschüsse und Sprengel-Arbeitsgemeinschaften 

der Mitarbeitervertretungen 
§56

Gesamtausschüsse, Arbeitsgemeinschaft
(1) Bei den obersten Dienstbehörden der beteiligten Kirchen wer­
den Gesamtausschüsse der Mitarbeitervertretungen gebildet. Inner­
halb eines Diakonischen Werkes der beteiligten Kirchen können

sich die Mitarbeitervertretungen zu einer Arbeitsgemeinschaft zu­
sammenschließen.
(2) Das Nähere regeln die jeweiligen Kirchen oder die Diakoni­
schen Werke im Einvernehmen mit dem jeweiligen Gesamtausschuß 
oder der jeweiligen Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretun­
gen. Kommt eine Einigung nicht zustande, so entscheidet der Rat. 
Im übrigen findet § 19 Abs. 1, 2 und 4 entsprechende Anwendung.

§57
Aufgaben des Gesamtausschusses

Dem Gesamtausschuß sollen insbesondere folgende Aufgaben zu­
gewiesen werden:
1. Beratung, Unterstützung und Information der Mitarbeitervertre­

tungen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben, Rechte und Pflich­
ten;

2. Förderung des Informations- und Erfahrungsaustausches zwi­
schen den Mitarbeitervertretungen sowie der Fortbildung von 
Mitgliedern der Mitarbeitervertretungen;

3. Mitwirkung bei der Bildung der Schiedsstelle;
4. Erörterung mitarbeitervertretungsrechtlicher Fragen von 

grundsätzlicher Bedeutung.

§58
Bildung von Sprengel-Arbeitsgemeinschaften

Für die Ev.-luth. Landeskirche Hannovers können Sprengel-Ar­
beitsgemeinschaften der Mitarbeitervertretungen gebildet werden, 
die sich bis zu zweimal im Jahr zur Förderung des Informations- und 
Erfahrungsaustausches treffen. Für die Übernahme der Kosten sind 
die Vorschriften des § 31 entsprechend anzuwenden.

XI. Abschnitt
Schiedsstelle, Überprüfung durch das kirchliche 

Verwaltungsgericht 
§59

Bildung der Schiedsstelle
(1) Am Sitz der Geschäftsstelle der Konföderation besteht eine 
Schiedsstelle mit mindestens zwei Kammern. Für Angelegenheiten 
der Einrichtungen der Diakonie werden an den Sitzen der Diakoni­
schen Werke der beteiligten Kirchen weitere Kammern in der erfor­
derlichen Anzahl gebildet. Zur Erledigung der Geschäftsstellenauf­
gaben dieser Kammern werden bei den Diakonischen Werken der 
beteiligten Kirchen Verwaltungskräfte im erforderlichen Umfang 
beschäftigt. Der Rat kann bei Bedarf weitere Kammern bilden.
(2) Die Ev.-ref. Kirche (Synode ev.-ref. Kirchen in Bayern und 
Nordwestdeutschland) bildet eine eigene Schiedsstelle und regelt 
das Nähere über deren Bildung und Besetzung.
(3) Der Rat beruft zu Mitgliedern der Schiedsstelle die erforderliche 
Anzahl von Kammervorsitzenden und Beisitzern.
(4) Die Vorsitzenden für die Kammern der Kirchen werden auf ge­
meinsamen Vorschlag der Leitungen der beteiligten Kirchen und 
ihrer Gesamtausschüsse der Mitarbeitervertretungen berufen. Die 
Vorsitzenden für die Kammern der Diakonischen Werke werden auf 
gemeinsamen Vorschlag der Diakonischen Werke der beteiligten 
Kirchen und ihrer Arbeitsgemeinschaften der Mitarbeitervertretun­
gen berufen. Die Vorsitzenden der Kammern müssen die Befähi­
gung zum Richteramt haben und dürfen nicht im kirchlichen Dienst 
stehen. Sie sollen in der Regel über Erfahrungen im Arbeitsrecht 
verfügen.
(5) Die eine Hälfte der Beisitzer der Kammern der Kirchen wird auf 
gemeinsamen Vorschlag der Leitungen der beteiligten Kirchen be­
rufen. Die andere Hälfte der Beisitzer wird auf gemeinsamen Vor­
schlag der Gesamtausschüsse der Mitarbeitervertretung berufen.
(6) Die eine Hälfte der Beisitzer der Kammern der Diakoniscjien 
Werke wird auf gemeinsamen Vorschlag der Diakonischen Werke 
der beteiligten Kirchen berufen. Die andere Hälfte der Beisitzer wird 
auf gemeinsamen Vorschlag der Arbeitsgemeinschaften der Mitar­
beitervertretungen der Diakonischen Werke der beteiligten Kirchen 
berufen.
(7) Die von den Leitungen der beteiligten Kirchen oder den Diako­
nischen Werken der beteiligten Kirchen vorgeschlagenen Beisitzer 
müssen beruflich oder ehrenamtlich im kirchlichen oder diakoni­
schen Dienst tätig sein. Die von den Gesamtausschüssen oder den 
Arbeitsgemeinschaften der Mitarbeitervertretungen vorgeschla­
genen Beisitzer müssen zum Mitglied einer Mitarbeitervertretung 
wählbar sein.
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(8) Die Amtszeit der Kammern beträgt sechs Jahre. Solange eine 
neue Kammer nicht gebildet worden ist, bleibt die bisherige im Amt.
(9) Die Vorsitzenden der Kammern wählen aus ihrer Mitte für die 
Dauer von zwei Jahren den Direktor der Schiedsstelle sowie einen 
Stellvertreter; diese regeln die Geschäftsverteilung und die Vertre­
tung für alle Mitglieder.

§60
Besetzung der Schiedsstelle

Die Kammern der Kirchen führen ihre Verhandlungen in der Beset­
zung mit dem Vorsitzenden, einem Beisitzer nach § 59 Abs. 5 Satz 1 
und einem Beisitzer nach § 59 Abs. 5 Satz 2. Die Kammern der Dia- 
konischen Werke führen ihre Verhandlungen in der Besetzung mit 
einem Vorsitzenden, einem Beisitzer nach § 59 Abs. 6 Satz 1 und 
einem Beisitzer nach § 59 Abs. 6 Satz 2.

§61
Rechtsstellung der Mitglieder der Schiedsstelle

(1) Die Mitglieder der Schiedsstelle sind in ihrer Entscheidung un­
abhängig und nur an das geltende Recht gebunden. Für sie gelten die 
§§ 19, 20, 22, § 23 Abs. 1 bis 3 und § 27 Abs. 3 entsprechend sowie 
sinngemäß die Vorschriften der Rechtshofordnung über die Ableh­
nung von Mitgliedern des Rechtshofes wegen Besorgnis der Befan­
genheit.
(2) Die Mitglieder der Schiedsstelle erhalten Reisekostenersatz 
nach den für die Mitglieder der Landessynode der Ev.-luth. Landes­
kirche Hannovers geltenden Bestimmungen. Die Vorsitzenden er­
halten eine Aufwandsentschädigung, die der Rat allgemein regelt.

§62
Zuständigkeit der Schiedsstelle

(1 ) Die Schiedsstelle entscheidet auf Antrag unbeschadet der Rech­
te des einzelnen Mitarbeiters über

1. die Behandlung von Teilen einer Körperschaft, Anstalt oder 
Stiftung der Kirche sowie einer Einrichtung der Diakonie als 
Dienststelle (§ 3 Abs. 2);

2. die Zugehörigkeit benannter Personen zur Dienststellenleitung 
(§ 4 Abs. 2);

3. die Bildung der Mitarbeitervertretung (§ 5);
4. die Anfechtung der Wahl (§ 14);
5. die Bestellung eines Wahlvorstandes (§ 7);
6. die Abberufung von Mitgliedern oder die Auflösung der Mitar­

beitervertretung (§ 17);
7. Verstöße gegen das Behinderungsverbot (§19 Abs. 1 und 2);
8. die Teilnahme an Tagungen und Lehrgängen (§ 19 Abs. 3);
9. die Freistellung von Mitgliedern der Mitarbeitervertretung

( § 21);

10. die Versetzung und Abordnung von Mitgliedern der Mitarbei­
tervertretung sowie des Wahlausschusses (§ 22 Abs. 1, § 13 
Abs. 2);

11. Verstöße gegen die Schweigepflicht (§ 23);
12. Meinungsverschiedenheiten über Sprechstunden und über das 

Aufsuchen am Arbeitsplatz (§ 29);
13. den Sachbedarf und die Kosten der Geschäftsführung (§ 31);
14. Zeitpunkt und Umfang der Unterrichtung der Mitarbeitervertre­

tung einschließlich des Rechts zur Einsicht in Unterlagen (§ 35);
15. die Auslegung von Dienstvereinbarungen (§ 37);
16. Meinungsverschiedenheiten in Fällen der Mitbestimmung 

(§§39 bis 43 und § 45);
17. die Beteiligung der Mitarbeitervertretung in Fällen der Mitbera­

tung (§§ 46 und 47);
18. " Meinungsverschiedenheiten über Vorschläge der Mitarbeiter­

vertretung (§ 48);
19. sonstige Streitigkeiten bei der Anwendung dieses Kirchengeset­

zes.
(2) Bei Streitigkeiten über den Abschluß von Dienstvereinbarungen 
(§ 37 Abs. 6 Satz 2) unterbreitet die Schiedsstelle einen Vermitt­
lungsvorschlag.
(3) Hat in einer Angelegenheit eine Einigungsstelle (§ 37a) ent­
schieden und sieht die Dienstvereinbarung, auf Grund derer die Ei­
nigungsstelle gebildet worden ist, dies vor, so prüft die Schiedsstel­
le lediglich, ob Regelungen des Einigungsstellenbeschlusses mit 
diesem Kirchengesetz, anderen Rechtsvorschriften, Verwaltungsan­

ordnungen oder bestehenden Dienstvereinbarungen oder mit der für 
die innere Verfassung der Dienststelle maßgeblichen Ordnung, Sat­
zung oder einem Vertrag unvereinbar ist. Stellt die Schiedsstelle in 
diesen Fällen eine Unvereinbarkeit fest, so erklärt sie den Eini­
gungsstellenbeschluß für nichtig und beschließt in der Angelegen­
heit neu nach Maßgabe dieses Kirchengesetzes; anderenfalls be­
stätigt sie den Einigungsstellenbeschluß.
(4) In den Fällen der Mitberatung (§ 46) stellt die Schiedsstelle nur 
fest, ob die Beteiligung der Mitarbeitervertretung erfolgt ist. Ist die 
Beteiligung unterblieben, so hat dies die Unwirksamkeit der Maß­
nahme zur Folge.
(5) In den Fällen der Mitbestimmung nach den §§ 42 und 43 hat die 
Schiedsstelle lediglich zu prüfen und abschließend festzustellen, ob 
für die Mitarbeitervertretung ein Grund zur Verweigerung der Zu­
stimmung nach § 45 Abs. 2 und 3 vorliegt. Stellt die Schiedsstelle 
fest, daß für die Mitarbeitervertretung kein Grund zur Verweigerung 
der Zustimmung vorlag, so gilt die nicht erteilte Zustimmung der 
Mitarbeitervertretung als ersetzt.
(6) In den Fällen der Mitbestimmung nach den §§40 und 41 ersetzt 
die Entscheidung der Schiedsstelle die nicht erteilte Zustimmung der 
Mitarbeitervertretung. Die Entscheidung der Schiedsstelle muß sich 
im Rahmen der geltenden Rechtsvorschriften sowie im Rahmen der 
Anträge von Mitarbeitervertretungen und Dienststellenleitung hal­
ten.
(7) In den Fällen der Nichteinigung über Vorschläge der Mitarbei­
tervertretung nach § 48 Abs. 2 stellt die Schiedsstelle fest, ob die 
Weigerung der Dienststellenleitung, die von der Mitarbeitervertre­
tung beantragte Maßnahme zu vollziehen, rechtswidrig oder ermes­
sensfehlerhaft ist. Die Dienststellenleitung hat erneut unter Berück­
sichtigung der Rechtsauffassung der Schiedsstelle über den Antrag 
der Mitarbeitervertretung zu entscheiden.
(8) Die Entscheidung der Schiedsstelle wird nötigenfalls mit Mit­
teln der Kirchenaufsicht durchgesetzt. Im Bereich der Diakonie kön­
nen die Diakonischen Werke der beteiligten Kirchen mit satzungs­
mäßigen Mitteln oder mit Bußgeldern der Entscheidung der 
Schiedsstelle Geltung verschaffen.

§63
Verfahren vor der Schiedsstelle

(1) Die Vorsitzenden der Kammern haben zunächst durch Verhand­
lungen mit den Parteien zu versuchen, eine gütliche Einigung zu er­
zielen.
(2) Die Parteien können einen Beistand hinzuziehen, der Mitglied 
einer Kirche sein muß, die der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kir­
chen angehört. Die Hinzuziehung eines Beistands ist dem Vorsit­
zenden der Kammer mitzuteilen. Bestehen Bedenken gegen die Er­
stattung der durch die Hinzuziehung des Beistands entstehenden Ko­
sten, so soll der Vorsitzende hierauf hinweisen.
(3) Der Vorsitzende kann den Parteien aufgeben, ihr Vorbringen 
schriftlich vorzubereiten und Beweismittel anzugeben. Die Kammer 
entscheidet auf Grund einer vom Vorsitzenden anberaumten, 
nichtöffentlichen mündlichen Verhandlung, bei der alle Mitglieder 
der Kammer anwesend sein müssen. Der Mitarbeitervertretung und 
der Dienststellenleitung ist in der Verhandlung Gelegenheit zur 
Äußerung zu geben. Zunächst hat die Kammer auf eine Verständi­
gung oder Einigung hinzuwirken. Im Einvernehmen mit den Partei­
en kann von einer mündlichen Verhandlung abgesehen und ein Be­
schluß im schriftlichen Verfahren gefaßt werden.
(4) Die Kammer entscheidet unbeschadet der Verpflichtung, wäh­
rend des gesamten Verfahrens auf eine gütliche Einigung hinzuwir­
ken, durch Beschluß, der mit Stimmenmehrheit gefaßt wird. Stimm­
enthaltung ist unzulässig. Den Anträgen der Parteien kann auch teil­
weise entsprochen werden.
(5) Der Beschluß ist zu begründen und den Parteien zuzustellen. Er 
wird mit seiner Verkündung wirksam, bei schriftlichem Verfahren 
mit seiner Zustellung.
(6) Stimmen die Parteien zu, so kann an die Stelle der Beschlußfas­
sung durch die Kammer der Beschluß des Vorsitzenden treten.
(7) Der Vorsitzende der Kammer kann einen offensichtlich unbe­
gründeten Antrag ohne mündliche Verhandlung durch Bescheid 
zurückweisen. Gleiches gilt, wenn die Schiedsstelle für die Ent­
scheidung über einen Antrag offenbar unzuständig ist oder eine An­
tragsfrist versäumt worden ist. Der Bescheid ist zu begründen und 
zuzustellen. Der Antragsteller kann binnen zwei Wochen nach Zu­
stellung des Bescheides mündliche Verhandlung beantragen.
(8) Die Kosten des Verfahrens -  einschließlich der notwendigen 
Kosten für Zeugen, Sachverständige und Beistände nach Absatz 2 -
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trägt die Dienststellenleitung. Über die Notwendigkeit entscheidet 
der Vorsitzende durch Bescheid, Absatz 6 ist entsprechend anzu­
wenden.
(9) Im übrigen regelt der Rat das Verfahren vor der Schiedsstelle 
durch Ausführungsverordnung.

§64
Einstweilige Anordnung

(1) Auf Antrag kann die Schiedsstelle, bei besonderer Eilbedürftig­
keit auch der Vorsitzende der zuständigen Kammer allein, eine 
einstweilige Anordnung in bezug auf den Streitgegenstand treffen, 
wenn die Gefahr besteht, daß sonst die Verwirklichung eines Rechts 
des Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert werden könn­
te. Einstweilige Anordnungen sind auch zur Regelung eines vorläu­
figen Zustandes in bezug auf ein streitiges Rechtsverhältnis zulässig, 
wenn dies, vor allem bei dauernden Rechtsverhältnissen, um we­
sentliche Nachteile abzuwenden oder aus anderen Gründen notwen­
dig erscheint.
(2) Hat der Vorsitzende allein entschieden, so ist auf Antrag einer 
Partei die Entscheidung der Kammer über den weiteren Bestand der 
einstweiligen Anordnung unverzüglich herbeizuführen.

§65
Kirchlicher Verwaltungsrechtsweg

(1) Der kirchliche Verwaltungsrechtsweg ist gegeben gegen Be­
schlüsse der Schiedsstelle
1. darüber, ob eine Maßnahme im Einzelfall der Mitberatung oder 

Mitbestimmung unterliegt;
2. darüber, welche Rechte und Pflichten den Beteiligten im Einzel­

fall aus der Mitberatung oder Mitbestimmung erwachsen;
3. über Zuständigkeit, Geschäftsführung und Rechtsstellung der 

Mitarbeitervertretung;
4. über Wahlberechtigung und Wählbarkeit;
5. auf Grund einer Anfechtung der Wahl;
6. über Bestehen oder Nichtbestehen von Dienstvereinbarungen;
7. über die Kostenfestsetzung.
(2) Das Rechtsmittel ist binnen einem Monat nach Zustellung des 
Beschlusses der Schiedsstelle schriftlich einzulegen.
(3) Für das Verfahren vor dem kirchlichen Verwaltungsgericht gel­
ten die Vorschriften der Rechtshofordnung.

§66
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Nr. 127
Bekanntmachung der Änderung in der Zusammensetzung 

des Rechtshofes der Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen

Nachstehend gibt der Oberkirchenrat die Änderung in der Zusam­
mensetzung des Rechtshofes der Konföderation evangelischer Kir­
chen in Niedersachsen (Kirchl. Amtsblatt Hannover Nr. 8/1996,
S. 118) bekannt.

Oldenburg, den 8. Juli 1996
D er O b e r k i r c h e n r a t  

der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
Ristow

Oberkirchenrat

Rechtshof der Konföderation evangelischer Kirchen 
in Niedersachsen

Hannover, den 24. April 1996

Der Rat der Konföderation hat gemäß § 4 Abs. 1 der Rechtshoford­
nung vom 20. November 1973 (Kirchl. Amtsbl. Hannover
S. 217 ff.), zuletzt geändert durch das Kirchengesetz der Konfödera­
tion evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur Änderung der 
Rechtshofordnung vom 11. November 1994 (Kirchl. Amtsbl. Han­

nover S. 175), mit sofortiger Wirkung für die restliche Dauer der am
1. Januar 1992 begonnenen sechsjährigen Amtszeit des Rechtshofs 
anstelle von Oberprediger Dr. Pönnighaus, Stadthagen,

Herrn Pastor Hans-Bernhard Fauth, Stadthagen, 
zum geistlichen Beisitzer des Rechtshofs der Konföderation ernannt.

Konföderation
evangelischer Kirchen in Niedersachsen

Geschäftsstelle
Behr ens

Nr. 128
Beihilfen in Krankheits-, Pflege, Geburts- und Todesfällen 

(Beihilfevorschriften -  BhV)

Oldenburg, den 20. Juni 1996

Mit Wirkung vom 1. Januar 1996 ist Beihilfefestsetzungsstelle i. S. 
der Beihilfevorschriften nicht mehr der Oberkirchenrat, sondern die 

Norddeutsche Kirchliche Versorgungskasse 
für Pfarrer und Kirchenbeamte (NKVK)
Beihilfeabteilung 
Georgsplatz 17 
Postfach 45 63 
30045 Hannover 
Tel. 05 11 / 36 40 90

Anträge auf Beihilfe und Anfragen sind dorthin zu richten. Wir bit­
ten, alle Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen über diese Änderung in 
geeigneter Weise in Kenntnis zu setzen.
Neue Antragsformulare sind dem Oberkirchenrat zugeleitet worden 
und können im Bedarfsfall nachgefordert werden.
Entscheidungen, die nach den Beihilfevorschriften im Einverneh­
men mit dem Bundesministerium des Innern oder von der obersten 
Dienstbehörde zu treffen sind, trifft der Oberkirchenrat.
Die Beihilfevorschriften sind aufgrund verschiedener Änderungen, 
über die wir zwischenzeitlich mit besonderen Hinweisblättem infor­
miert hatten, neu gefaßt worden und werden nachstehend bekannt­
gemacht.
Als Auszug aus Erlassen des Nieders. Finanzministeriums zu den 
Beihilfevorschriften werden zusätzlich einige wichtige Hinweise ab­
gedruckt.

Oldenburg, den 20. Juni 1996
D er Ob e r k i r c h e n r a t  

der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
Ristow

Oberkirchenrat

Allgemeine Verwaltungsvorschrif't für Beihilfen in Krankheits, 
Pflege-, Geburts- und Todesfällen (Beihilfevorschriften-BhV) 

in der Fassung vom 10. Juli 1995 
unter Berücksichtigung neuer Änderungen 

Artikel 1 
§ 1

Anwendungsbereich, Zweckbestimmung und Rechtsnatur
(1) Diese Vorschrift regelt die Gewährung von Beihilfen in Krank­
heits-, Pflege-, Geburts- und Todesfällen, bei Maßnahmen zur 
Früherkennung von Krankheiten und bei Schutzimpfungen. Die Bei­
hilfen ergänzen in diesen Fällen die Eigenvorsorge, die aus den lau­
fenden Bezügen zu bestreiten ist.
(2) Diese Vorschrift gilt für Bundesbeamte und Richter im Bundes­
dienst sowie Versorgungsempfänger des Bundes.
(3) Auf die Beihilfe besteht ein Rechtsanspruch. Der Anspruch 
kann nicht abgetreten, verpfändet oder gepfändet werden; er ist nicht 
vererblich.
(4) Beihilfen werden zu den beihilfefähigen Aufwendungen der bei­
hilfeberechtigten Personen und ihrer berücksichtigungsfähigen An­
gehörigen gewährt.
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§2
Beihilfeberechtigte Personen

(1) Beihilfeberechtigt sind
1. Beamte und Richter,
2. Ruhestandsbeamte und Richter im Ruhestand sowie frühere Be­

amte und Richter, die wegen Dienstunfähigkeit oder Erreichens 
der Altersgrenze entlassen worden oder wegen Ablaufs der 
Dienstzeit ausgeschieden sind,

3. Witwen und Witwer sowie die in § 23 Beamtenversorgungsge­
setz genannten Kinder der in Nummer 1 und 2 bezeichneten Per­
sonen.

(2) Beihilfeberechtigung der in Absatz 1 bezeichneten Personen be­
steht, wenn und solange sie Dienstbezüge, Amtsbezüge, Anwärter­
bezüge, Ruhegehalt, Ubergangsgebühmisse aufgrund gesetzlichen 
Anspruchs, Witwengeld, Witwergeld, Waisengeld oder Unterhalts­
beitrag erhalten. Sie besteht auch, wenn Bezüge wegen Anwendung 
von Rühens- oder Anrechnungsvorschriften nicht gezahlt werden.
(3) Als beihilfeberechtigt gelten unter den Voraussetzungen des 
§ 16 Abs. 2 auch andere natürliche sowie juristische Personen.
(4) Beihilfeberechtigt sind nicht
1. Ehrenbeamte und ehrenamtliche Richter,
2. Beamte und Richter,

a) wenn das Dienstverhältnis auf weniger als ein Jahr befristet 
ist, es sei denn, daß sie insgesamt mindestens ein Jahr unun­
terbrochen im öffentlichen Dienst (§ 40 Abs. 7 Bundesbesol­
dungsgesetz) beschäftigt sind,

b) wenn ihre regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit durch­
schnittlich weniger als die Hälfte der regelmäßigen wöchent­
lichen Arbeitszeit eines Vollbeschäftigten beträgt,

3. Beamte, Richter und Versorgungsempfänger, denen Leistungen 
nach § 11 Europaabgeordnetengesetz, § 27 Abgeordnetengesetz 
oder entsprechenden vorrangigen landesrechtlichen Vorschriften 
zustehen.

§3
Berücksichtigungsfähige Angehörige

(1) Berücksichtigungsfähige Angehörige sind
1. der Ehegatte des Beihilfeberechtigten,
2. die im Ortszuschlag nach dem Bundesbesoldungsgesetz berück­

sichtigungsfähigen Kinder des Beihilfeberechtigten.
Hinsichtlich der Geburt eines nichtehelichen Kindes des Beihilfebe­
rechtigten gilt die Mutter des Kindes als berücksichtigungsfähige 
Angehörige.
(2) Berücksichtigungsfähige Angehörige sind nicht
1. Geschwister des Beihilfeberechtigten oder seines Ehegatten,
2. Ehegatten und Kinder beihilfeberechtigter Waisen,
3. die Kinder eines Beihilfeberechtigten hinsichtlich der Geburt 

eines Kindes.

§4
Zusammentreffen mehrerer Beihilfeberechtigungen

(1) Beim Zusammentreffen mehrerer Beihilfeberechtigungen auf­
grund beamtenrechtlicher Vorschriften schließt eine Beihilfeberech­
tigung
1. aus einem Dienstverhältnis die Beihilfeberechtigung aus einem 

Rechtsverhältnis als Versorgungsempfänger,
2. aufgrund eines neuen Versorgungsbezuges die Beihilfeberechti­

gung aufgrund früherer Versorgungsbezüge aus.
(2) Die Beihilfeberechtigung nach anderen als beamtenrechtlichen 
Vorschriften geht der Beihilfeberechtigung aus einem Rechtsver­
hältnis als Versorgungsempfänger vor.
(3) Die Beihilfeberechtigung aufgrund beamtenrechtlicher Vor­
schriften schließt die Berücksichtigungsfähigkeit als Angehöriger 
aus. Die Beihilfeberechtigung nach anderen als beamtenrechtlichen 
Vorschriften geht der Berücksichtigungsfähigkeit als Angehöriger 
vor.
(4) Der Beihilfeberechtigung nach beamterifechtlichen Vorschrif­
ten steht der Anspruch auf Fürsorgeleistungen nach § 11 Europaab­
geordnetengesetz, § 27 Abgeordnetengesetz oder entsprechenden 
vorrangigen landesrechtlichen Vorschriften, nach § 79 Bundesbe­
amtengesetz gegen das Bundeseisenbahnvermögen oder entspre­
chenden kirchenrechtlichen Vorschriften gleich.

(5) Eine Beihilfeberechtigung nach anderen als beamtenrechtlichen 
Vorschriften ist gegeben, wenn ein Anspruch auf Beihilfen aufgrund 
privatrechtlicher Rechtsbeziehungen nach einer den Beihilfevor­
schriften des Bundes im wesentlichen vergleichbaren Regelung be­
steht.
(6) Ist ein Angehöriger bei mehreren Beihilfeberechtigten berück­
sichtigungsfähig, wird Beihilfe für Aufwendungen dieses Angehöri­
gen jeweils nur einem Beihilfeberechtigten gewährt.

§5
Beihilfefähigkeit der Aufwendungen

(1) Beihilfefähig sind nach den folgenden Vorschriften Aufwen­
dungen, wenn sie dem Grunde nach notwendig und soweit sie der 
Höhe nach angemessen sind. Die Angemessenheit der Aufwendun­
gen für ärztliche und zahnärztliche Leistungen beurteilt sich aus­
schließlich nach dem Gebührenrahmen der Gebührenordnungen für 
Ärzte und Zahnärzte; soweit keine begründeten besonderen Um­
stände vorliegen, kann nur eine Gebühr, die den Schwellenwert des 
Gebührenrahmens nicht überschreitet, als angemessen angesehen 
werden. Aufwendungen für Leistungen eines Heilpraktikers sind an­
gemessen bis zur Höhe des Mindestsatzes des im April 1985 gelten­
den Gebührenverzeichnisses für Heilpraktiker, jedoch höchstens bis 
zum Schwellenwert des Gebührenrahmens der Gebührenordnung 
für Ärzte bei vergleichbaren Leistungen. Über die Notwendigkeit 
und die Angemessenheit entscheidet die Festsetzungsstelle; sie kann 
hierzu Gutachten des Amts- oder Vertrauensarztes (-Zahnarztes) ein­
holen.
(2) Voraussetzung für die Beihilfefähigkeit ist, daß im Zeitpunkt 
des Entstehens der Aufwendungen Beihilfeberechtigung besteht und 
bei Aufwendungen für einen Angehörigen dieser berücksichti­
gungsfähig ist. Die Aufwendungen gelten in dem Zeitpunkt als ent­
standen, in dem die sie begründende Leistung erbracht wird.
(3) Bei Ansprüchen auf Heilfürsorge, Krankenhilfe, Geldleistung 
oder Kostenerstattung aufgrund von Rechtsvorschriften oder ar­
beitsvertraglichen Vereinbarungen sind vor Berechnung der Beihil­
fe die gewährten Leistungen in voller Höhe von den beihilfefähigen 
Aufwendungen abzuziehen. Bei der Versorgung mit Zahnersatz und 
Zahnkronen gilt der nach § 30 Abs. 2 Satz 1 Fünftes Buch Sozialge­
setzbuch auf 60 vom Hundert erhöhte Zuschuß als gewährte Lei­
stung. Sind zustehende Leistungen nicht in Anspruch genommen 
worden, so sind sie gleichwohl bei der Beihilfefestsetzung zu 
berücksichtigen. Hierbei sind Aufwendungen für Arznei- und Ver­
bandmittel in voller Höhe, andere Aufwendungen, deren fiktiver 
Leistungsanteil nicht nachgewiesen wird oder ermittelt werden 
kann, in Höhe von 50 vom Hundert als zustehende Leistung anzu­
setzen.
Sätze 3 und 4 gelten nicht für Leistungen
1. nach § 10 Abs. 2, 4 und 6 Bundesversorgungsgesetz oder hierauf 

Bezug nehmende Vorschriften,
2. für berücksichtigungsfähige Kinder eines Beihilfeberechtigten, 

die von der Pflichtversicherung in der gesetzlichen Kranken­
oder Rentenversicherung einer anderen Person erfaßt werden,

3. der gesetzlichen Krankenversicherung aus einem freiwilligen 
Versicherungsverhältnis.

Bei in der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversicherten 
Personen sind Aufwendungen für Leistungen eines Heilpraktikers 
und für von diesem verordnete Arznei- und Verbandmittel ohne An­
wendung der Sätze 3 und 4 beihilfefähig.
(4) Nicht beihilfefähig sind
1. Sach- und Dienstleistungen. Als Sach- und Dienstleistung gilt 

auch die Kostenerstattung bei kieferorthopädischer Behandlung. 
Bei Personen, denen ein Zuschuß, Arbeitgeberanteil und derglei­
chen zum Krankenversicherungsbeitrag gewährt wird oder bei 
denen sich der Beitrag nach der Hälfte des allgemeinen Beitrags­
satzes (§ 240 Abs. 3a Fünftes Buch Sozialgesetzbuch) bemißt 
oder die einen Anspruch auf beitragsfreie Krankenfürsorge 
haben, gelten als Sach- und Dienstleistungen auch
a) Festbeträge für Arznei-, Verband- und Hilfsmittel nach dem 

Fünften Buch Sozialgesetzbuch,
b) Aufwendungen -  mit Ausnahme der Aufwendungen für 

Wahlleistungen im Krankenhaus -, die darauf beruhen, daß 
der Versicherte die beim Behandler mögliche Sachleistung 
nicht als solche in Anspruch genommen hat.

Dies gilt nicht für Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz, 
wenn Ansprüche auf den Sozialhilfeträger übergeleitet sind,
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2. gesetzlich vorgesehene Zuzahlungen und Kostenanteile sowie 
Aufwendungen für von der Rrankenversorgung ausgeschlossene 
Arznei-, Hilfs- und Heilmittel,

3. die in den-§§ 6 bis 10 genannten Aufwendungen, die für den Ehe­
gatten des Beihilfeberechtigten entstanden sind, wenn der Ge­
samtbetrag der Einkünfte (§ 2 Abs. 3 Einkommensteuergesetz) 
des Ehegatten im Vorvorkalenderjahr vor der Stellung des Bei­
hilfeantrags 35 000 DM übersteigt, es sei denn, daß dem Ehegat­
ten trotz ausreichender und rechtzeitiger Krankenversicherung 
wegen angeborener Leiden oder bestimmter Krankheiten auf­
grund eines individuellen Ausschlusses keine Versicherungslei­
stungen gewährt werden oder daß die Leistungen hierfür auf 
Dauer eingestellt worden sind (Aussteuerung). Die Festsetzungs­
stelle kann in anderen besonderen Ausnahmefällen, die nur bei 
Anlegung des strengsten Maßstabes anzunehmen sind, im Ein­
vernehmen mit dem Bundesministerium des Innern die Ge­
währung von Beihilfen zulassen,

4. Aufwendungen insoweit, als Schadenersatz von einem Dritten er­
langt werden kann oder hätte erlangt werden können oder die An­
sprüche auf einen anderen übergegangen oder übertragen worden 
sind,

5. Aufwendungen für Beamte, denen aufgrund von § 70 Bundesbe­
soldungsgesetz oder entsprechenden landesrechtlichen Vor­
schriften Heilfürsorge zusteht,

6. Aufwendungen für die persönliche Tätigkeit eines nahen An­
gehörigen bei einer Heilbehandlung; als nahe Angehörige gelten 
Ehegatten, Eltern und Kinder der jeweils behandelten Person. 
Aufwendungen zum Ersatz der dem nahen Angehörigen im Ein­
zelfall entstandenen Sachkosten sind bis zur Höhe des nachge­
wiesenen Geldwertes im Rahmen dieser Vorschriften beihilfe­
fähig,

7. Aufwendungen, die bereits aufgrund eines vorgehenden Beihil­
feanspruchs (§ 4 Abs. 2 und 3 Satz 2) beihilfefähig sind,

8. Aufwendungen, die dadurch entstehen, daß anstelle von Sachlei­
stungen eine Kostenerstattung nach § 64 Abs. 1 Fünftes Buch So­
zialgesetzbuch gewährt wird,

9. Abschläge für Verwaltungskosten und fehlende Wirtschaftlich­
keitsprüfungen bei der Kostenerstattung nach § 13 Abs. 2 Fünf­
tes Buch Sozialgesetzbuch; werden diese nicht nachgewiesen, 
gelten 15 vom Hundert der gewährten Leistung als Abschlagsbe­
trag.

(5) Abweichend von Absatz 4 Nr. 4 sind Aufwendungen beihilfe­
fähig, die auf einem Ereignis beruhen, das nach § 87a Bundesbeam­
tengesetz oder entsprechenden landesrechtlichen Vorschriften zum 
Übergang des gesetzlichen Schadenersatzanspruchs auf den Dienst­
herrn führt.

§6
Beihilfefähige Aufwendungen bei Krankheit

(1) Aus Anlaß einer Krankheit sind beihilfefähig die Aufwendun­
gen für
1. ärztliche und zahnärztliche Leistungen sowie Leistungen eines 

Heilpraktikers. Voraussetzungen und Umfang der Beihilfefähig­
keit von Aufwendungen für psychotherapeutische Behandlungen 
bestimmen sich nach Anlage 1, von Aufwendungen für zahnärzt­
liche und kieferorthopädische Leistungen nach Anlage 2. Nicht 
beihilfefähig sind Aufwendungen für Begutachtungen, die weder 
im Rahmen einer Behandlung noch bei der Durchführung dieser 
Vorschriften erbracht werden,

2. die vom Arzt, Zahnarzt oder Heilpraktiker bei Leistungen nach 
Nummer 1 verbrauchten oder nach Art und Umfang schriftlich 
verordneten Arzneimittel, Verbandmittel und dergleichen, ab­
züglich eines Betrages für jedes verordnete Arznei- und Ver­
bandmittel von
a) 3 DM bei einem Apothekenabgabepreis bis 30 DM, jedoch 

nicht mehr als die Kosten des Mittels,
b) 5 DM bei einem Apothekenabgabepreis von 30,01 DM bis 

50 DM,
c) 7 DM bei einem Apothekenabgabepreis von mehr als 50 DM. 
Sind für Arznei- und Verbandmittel Festbeträge festgesetzt, sind 
darüber hinausgehende Aufwendungen nicht beihilfefähig; Be­
träge nach Satz 1 sind vom Festbetrag abzuziehen. Beträge nach 
Satz 1 sind nicht abzuziehen bei Aufwendungen für Personen bis 
zur Vollendung des achtzehnten Lebensjahres, für Empfänger 
von Versorgungsbezügen mit Bezügen bis zur Höhe des Mindest­
ruhegehaltes (§ 14 Abs. 4 Sätze 2, 3 Beamtenversorgungsgesetz)

sowie für Schwangere bei ärztlich verordneten Arzneimitteln 
wegen Schwangerschaftsbeschwerden oder im Zusammenhang 
mit der Entbindung. Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen für 
Mittel, die geeignet sind, Güter des täglichen Bedarfs zu ersetzen. 
Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen für
a) Arzneimittel zur Anwendung bei Erkältungskrankheiten und 

grippalen Infekten einschließlich der bei diesen Krankheiten 
anzuwendenden Schnupfenmittel, Schmerzmittel, husten­
dämpfenden und hustenlösenden Mittel für Personen, die das 
achtzehnte Lebensjahr vollendet haben,

b) Mund- und Rachentherapeutika,
c) Abführmittel,
d) Arzneimittel gegen Reisekrankheit,

3. eine vom Arzt schriftlich verordnete Heilbehandlung und die 
dabei verbrauchten Stoffe. Zur Heilbehandlung gehören auch 
ärztlich verordnete Bäder -  ausgenommen Saunabäder und Auf­
enthalt in Mineral- oder Thermalbädern außerhalb einer Sanato­
riumsbehandlung oder Heilkur-, Massagen, Bestrahlung, Kran­
kengymnastik, Bewegungs-, Beschäftigungs- und Sprachthera­
pie. Die Heilbehandlung muß von einem Beschäftigungs- und 
Arbeitstherapeuten, Diplom-Psychologen (ausschließlich im 
Rahmen der Anlage 1 zu Absatz 1 Nr. 1), Krankengymnasten, 
Logopäden, Masseur oder Masseur und medizinischen Bademei­
ster durchgeführt werden,

4. Anschaffung (ggf. Miete), Reparatur, Ersatz, Betrieb und Unter­
haltung der vom Arzt schriftlich verordneten Hilfsmittel, Geräte 
zur Selbstbehandlung und zur Selbstkontrolle, Körperersatz­
stücke sowie die Unterweisung im Gebrauch dieser Gegenstände. 
Voraussetzungen und Umfang der Beihilfefähigkeit bestimmen 
sich nach Anlage 3. Dabei kann das Bundesministerium des In­
nern für einzelne Hilfsmittel Höchstbeträge und Eigenbehalte 
festlegen,

5. Erste Hilfe,
6. die vorstationäre und nachstationäre Krankenhausbehandlung 

nach § 115a Fünftes Buch Sozialgesetzbuch;
die vollstationären und teilstationären Krankenhausleistungen 
nach der Bundespflegesatzverordnung (BPflV), und zwar
a) allgemeine Krankenhausleistungen (§ 2 Abs. 2 BPflV) 

aa) Fallpauschalen und Sonderentgelte (§ 11 BPflV),
bb) tagesgleiche Pflegesätze (Abteilungspflegesatz, Basis­

pflegesatz, teilstationärer Pflegesatz -  § 13 BPflV - , 
Pflegesatz nach § 14 Abs. 5 Satz 5 BPflV), 

cc) Entgelte für Sondervereinbarungen -  Modellvorhaben -  
(§ 26 BPflV),

b) Wahlleistungen
aa) gesondert berechnete wahlärztliche Leistungen (§ 22 

BPflV),
bb) gesondert berechnete Unterkunft (§ 22 BPflV) bis zur 

Höhe der Kosten eines Zweibettzimmers abzüglich eines 
Betrages von 24 DM täglich

sowie andere im Zusammenhang damit berechnete Leistungen 
im Rahmen der Nummern 1 und 2.
Bei Behandlung in Krankenhäusern, die die Bundespflegesatz­
verordnung nicht anwenden, sind Aufwendungen für Leistungen 
beihilfefähig, die den in Satz 1 genannten entsprechen,

7. eine nach ärztlicher Bescheinigung notwendige vorübergehende 
häusliche Krankenpflege (Grundpflege und hauswirtschaftliche 
Versorgung); die Grundpflege muß überwiegen. Daneben sind 
Aufwendungen für Behandlungspflege beihilfefähig. Bei einer 
Pflege durch Ehegatten, Kinder, Eltern, Großeltern, Enkelkinder, 
Schwiegersöhne, Schwiegertöchter, Schwäger, Schwägerinnen, 
Schwiegereltern und Geschwister des Beihilfeberechtigten oder 
der berücksichtigungsfähigen Angehörigen sind die folgenden 
Aufwendungen beihilfefahig
a) Fahrkosten,
b) eine für die Pflege gewährte Vergütung bis zur Höhe des Aus­

falls an Arbeitseinkommen, wenn wegen der Ausübung der 
Pflege eine mindestens halbtägige Erwerbstätigkeit aufgege­
ben wird; eine an Ehegatten und Eltern des Pflegebedürftigen 
gewährte Vergütung ist nicht beihilfefähig.

Aufwendungen nach den Sätzen 1 bis 3 sind insgesamt beihilfe­
fähig bis zur Höhe der durchschnittlichen Kosten einer Kranken­
pflegekraft (Vergütungsgruppe Kr. V der Anlage lb zum Bun- 
des-Angestelltentarifvertrag),
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8. eine Familien- und Haushaltshilfe zur notwendigen Weiter­
führung des Haushalts des Beihilfeberechtigten bis zu 11 DM 
stündlich, höchstens 66 DM täglich, wenn die den Haushalt 
führende beihilfeberechtigte oder berücksichtigungsfähige Per­
son wegen einer notwendigen stationären Unterbringung (Num­
mer 6, § 9 Abs. 7) den Haushalt nicht weiterführen kann. Vor­
aussetzung ist, daß diese Person -  ausgenommen Alleinerzie­
hende -  nicht oder nur geringfügig erwerbstätig ist, im Haushalt 
mindestens eine beihilfeberechtigte oder berücksichtigungs­
fähige Person (§ 3 Abs. 1) verbleibt, die pflegebedürftig ist oder 
das fünfzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, und keine 
andere im Haushalt lebende Person den Haushalt weiterführen 
kann. Dies gilt in besonderen Fällen auch für die ersten sieben 
Tage nach Ende der stationären Unterbringung sowie bei Al­
leinstehenden, wenn eine Hilfe zur Führung des Haushalts er­
forderlich ist. Nummer 7 Satz 3 gilt entsprechend. Werden an­
stelle der Beschäftigung einer Familien- und Haushaltshilfe 
Kinder unter fünfzehn Jahren oder pflegebedürftige berücksich­
tigungsfähige oder selbst beihilfeberechtigte Angehörige in 
einem Heim oder in einem fremden Haushalt untergebracht, so 
sind die Aufwendungen hierfür bis zu den sonst notwendigen 
Kosten einer Familien- und Haushaltshilfe beihilfefähig. Die 
Kosten für eine Unterbringung im Haushalt einer der in Num­
mer 7 Satz 3 genannten Personen sind mit Ausnahme der Fahr­
kosten (Nummer 9) nicht beihilfefähig.

9. die Beförderung bei Inanspruchnahme ärztlicher, zahnärztlicher 
Leistungen und Krankenhausleistungen sowie bei Heilbehand­
lungen (Nummer 3) und für eine erforderliche Begleitung bis 
zur Höhe der Kosten der niedrigsten Klasse regelmäßig verkeh­
render Beförderungsmittel sowie die Gepäckbeförderung. 
Höhere Beförderungskosten dürfen nicht berücksichtigt wer­
den. Eine Ausnahme ist bei Rettungsfahrten oder dann zulässig, 
wenn eine anderweitige Beförderung wegen der Schwere oder 
der Eigenart einer bestimmten Erkrankung oder einer Behinde­
rung unvermeidbar war. Die medizinische Notwendigkeit der 
anderweitigen Beförderung ist durch eine auf die konkreten 
Umstände im Einzelfall bezogene Bescheinigung des behan­
delnden Arztes nachzuweisen. Wird in diesen Fällen ein priva­
ter Personenkraftwagen benutzt, ist höchstens der in § 6 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4 Bundesreisekostengesetz genannte Betrag beihilfe­
fähig.
Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen für
a) die Beförderung weiterer Personen sowie des Gepäcks bei 

Benutzung privater Personenkraftwagen,
b) die Benutzung privater Personenkraftwagen sowie regel­

mäßig verkehrender Beförderungsmittel am Wohn-, Aufent­
halts- und Behandlungsort oder in deren Einzugsgebiet im 
Sinne des Bundesumzugskostengesetzes,

c) die Mehrkosten der Beförderung zu einem anderen als dem 
nächstgelegenen Ort, an dem eine geeignete Behandlung 
möglich ist,

d) die Kosten einer Rückbeförderung wegen Erkrankung wäh­
rend einer Urlaubs- oder anderen privaten Reise,

10. a) Unterkunft bei notwendigen auswärtigen ambulanten ärztli­
chen Leistungen bis zum Höchstbetrag von 50 DM täglich. 
Ist eine Begleitperson erforderlich, so sind deren Kosten für 
Unterkunft ebenfalls bis zum Höchstbetrag von 50 DM täg­
lich beihilfefähig. Die Vorschrift findet bei einer Heilkur 
oder bei kurähnlichen Maßnahmen keine Anwendung,

b) Unterkunft und Verpflegung bei einer ärztlich verordneten 
Heilbehandlung in einer Einrichtung, die der Betreuung und 
der Behandlung von Kranken oder Behinderten dient, bis zur 
Höhe von 10 DM täglich,

11. Organspender, wenn der Empfänger Beihilfeberechtigter oder 
berücksichtigungsfähiger Angehöriger ist, im Rahmen der 
Nummern 1 bis 3, 6, 8 bis 10, soweit sie bei den für die Trans­
plantation notwendigen Maßnahmen entstehen; beihilfefähig ist 
auch der vom Organspender nachgewiesene Ausfall an Arbeits­
einkommen. Dies gilt auch für als Organspender vorgesehene 
Personen, wenn sich herausstellt, daß sie als Organspender nicht 
in Betracht kommen,

12. eine behördlich angeordnete Entseuchung und die dabei ver­
brauchten Stoffe.

(2) Das Bundesministerium des Innern kann die Beihilfefähigkeit 
von Aufwendungen für eine Untersuchung oder Behandlung nach 
einer wissenschaftlich nicht allgemein anerkannten Methode be­
grenzen oder ausschließen.

(3) Das Bundesministerium des Innern kann die Beihilfefähigkeit 
der Aufwendungen für bestimmte ärztliche und zahnärztliche Lei­
stungen, insbesondere der Kieferorthopädie, vom Vorliegen von In­
dikationen abhängig machen.
(4) Das Bundesministerium des Innern kann die Beihilfefähigkeit 
der Aufwendungen ausschließen für
1. Arzneimittel, die ihrer Zweckbestimmung nach üblicherweise 

bei geringfügigen Gesundheitsstörungen verordnet werden,
2. unwirtschaftliche Arzneimittel,
3. Heilbehandlungen und Hilfsmittel von geringem oder umstritte­

nem therapeutischen Nutzen oder geringem Abgabepreis.
Es kann ferner die Beihilfefähigkeit der Aufwendungen für die in 
Absatz 1 Nr. 3 Satz 2 bezeichneten Heilbehandlungen begrenzen.

87
Beihilfefähige Aufwendungen bei Sanatoriumsbehandlung

(1) Aus Anlaß einer Sanatoriumsbehandlung sind beihilfefähig die 
Aufwendungen
1. nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 bis 3,
2. für Unterkunft, Verpflegung und Pflege bis zur Höhe des nied­

rigsten Satzes des Sanatoriums. Für Begleitpersonen von 
Schwerbehinderten, deren Notwendigkeit behördlich festgestellt 
ist, sind die Aufwendungen für Unterkunft und Verpflegung bis 
zu 70 vom Hundert des niedrigsten Satzes des Sanatoriums bei­
hilfefähig; Voraussetzung ist eine Bestätigung des Sanatoriums, 
daß für eine erfolgversprechende Behandlung eine Begleitperson 
notwendig ist,

3. nach § 6 Abs. 1 Nr. 8 mit Ausnahme des Satzes 3,
4. nach § 6 Abs. 1 Nr. 9,
5. für die Kurtaxe, ggf. auch für die Begleitperson,
6. für den ärztlichen Schlußbericht.
(2) Die Aufwendungen nach Absatz 1 Nr. 2 bis 6 sind nur dann bei­
hilfefähig, wenn
1. nach amts- oder vertrauensärztlichem Gutachten die Sanatori­

umsbehandlung notwendig ist und nicht durch eine andere Be­
handlung mit gleicher Erfolgsaussicht ersetzt werden kann,

2. die Festsetzungsstelle die Beihilfefähigkeit vorher anerkannt hat. 
Diese Anerkennung gilt nur, wenn die Behandlung innerhalb von 
vier Monaten seit Bekanntgabe des Bescheides begonnen wird.

(3) Eine Anerkennung der Beihilfefähigkeit ist nicht zulässig, wenn 
im laufenden oder den beiden vorangegangenen Kalenderjahren be­
reits eine als beihilfefähig anerkannte Sanatoriumsbehandlung oder 
Heilkur durchgeführt und beendet worden ist. Von der Einhaltung 
der Frist darf nur abgesehen werden
1. nach einer schweren, einen Krankenhausaufenthalt erfordernden 

Erkrankung,
2. in Fällen, in denen die sofortige Einlieferung des Kranken zur sta­

tionären Behandlung in einem Sanatorium geboten ist; in diesen 
Fällen ist der Antrag auf Anerkennung der Beihilfefähigkeit un­
verzüglich nachzuholen,

3. bei schwerer chronischer Erkrankung, wenn nach dem Gutachten 
des Amts- oder Vertrauensarztes aus zwingenden medizinischen 
Gründen eine Sanatoriumsbehandlung in einem kürzeren Zeitab­
stand notwendig ist.

(4) Sanatorium im Sinne dieser Vorschrift ist eine Krankenanstalt, 
die unter ärztlicher Leitung besondere Heilbehandlungen (z. B. mit 
Mitteln physikalischer und diätetischer Therapie) durchführt und in 
der die dafür erforderlichen Einrichtungen und das dafür erforderli­
che Pflegepersonal vorhanden sind.

§8
Beihilfefähige Aufwendungen bei Heilkur

(1) Aufwendungen für eine Heilkur sind nur beihilfefähig für Be­
amte und Richter (§ 2 Abs. 1 Nr. 1) mit Dienstbezügen, Amtsbezü­
gen und Beamte mit Anwärterbezügen.
(2) Aus Anlaß einer Heilkur sind beihilfefähig die Aufwendungen
1. nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 bis 3,
2. für Unterkunft und Verpflegung für höchstens dreißig Kalender­

tage einschließlich der Reisetage bis zum Betrag von 30 DM täg­
lich, für Begleitpersonen von Schwerbehinderten, deren Notwen­
digkeit behördlich festgestellt ist, bis zum Betrag von 25 DM täg­
lich,

3. nach § 6 Abs. 1 Nr. 9,
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4. für die Kurtaxe, ggf. auch für die Begleitperson,
5. für den ärztlichen Schlußbericht.
(3) Die Aufwendungen nach Absatz 2 Nr. 2 bis 5 sind nur dann bei­
hilfefähig, wenn
1. nach amts- oder vertrauensärztlichem Gutachten die Heilkur zur 

Wiederherstellung oder Erhaltung der Dienstfähigkeit nach einer 
schweren Erkrankung erforderlich oder bei einem erheblichen 
chronischen Leiden eine balneo- oder klimatherapeutische Be­
handlung zwingend notwendig ist und nicht durch andere Heil­
maßnahmen mit gleicher Erfolgsaussicht, insbesondere nicht 
durch eine andere Behandlung am Wohnort oder in seinem Ein­
zugsgebiet im Sinne des Bundesumzugskostengesetzes, ersetzt 
werden kann,

2. die Festsetzungsstelle die Beihilfefähigkeit vorher anerkannt hat. 
Diese Anerkennung gilt nur, wenn die Behandlung innerhalb von 
vier Monaten seit Bekanntgabe des Bescheides begonnen wird.

(4) Die Anerkennung der Beihilfefähigkeit der Aufwendungen 
einer Heilkur ist nicht zulässig,
1. wenn der Beihilfeberechtigte in den dem Antragsmonat voraus­

gegangenen drei Jahren nicht ununterbrochen im öffentlichen 
Dienst beschäftigt gewesen ist. Eine Beschäftigung gilt nicht als 
unterbrochen während eines Erziehungsurlaubs und der Beurlau­
bung nach § 79a Abs. 1 Nr. 2 in Verbindung mit Absatz 2 Satz 1 
Bundesbeamtengesetz oder § 48a Abs. 1 Nr. 2 in Verbindung mit 
Absatz 2 Satz 1 Deutsches Richtergesetz sowie während einer 
Zeit, in der der Beihilfeberechtigte ohne Dienstbezüge beurlaubt 
war und die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte 
Stelle anerkannt hat, daß der Urlaub dienstlichen Interessen oder 
öffentlichen Belangen dient,

2. wenn im laufenden oder den beiden vorangegangenen Kalender­
jahren bereits eine als beihilfefähig anerkannte Sanatoriumsbe­
handlung oder Heilkur durchgeführt und beendet worden ist. Von 
der Einhaltung der Frist darf nur abgesehen werden bei schwerem 
chronischen Leiden, wenn nach dem Gutachten des Amts- oder 
Vertrauensarztes aus zwingenden medizinischen Gründen eine 
Heilkur in einem kürzeren Zeitabstand notwendig ist,

3. nach Stellung des Antrags auf Entlassung,
4. wenn bekannt ist, daß das Dienstverhältnis vor Ablauf eines Jah­

res nach Durchführung der Heilkur enden wird, es sei denn, daß 
die Heilkur wegen der Folgen einer Dienstbeschädigung durch­
geführt wird,

5. solange der Beihilfeberechtigte vorläufig des Dienstes enthoben 
ist.

(5) Bei Anwendung des Absatzes 4 Nr. 1 steht die Zeit der Tätigkeit 
bei
1. Fraktionen des Deutschen Bundestages und der Landtage,
2. Zuwendungsempfängern, die zu mehr als 50 vom Hundert aus öf­

fentlichen Mitteln unterhalten werden und das Beihilferecht des 
Bundes oder eines Landes anwenden

der Dienstzeit im öffentlichen Dienst gleich.
(6) Heilkur im Sinne dieser Vorschrift ist eine Kur, die unter ärztli­
cher Leitung nach einem Kurplan in einem im Heilkurorteverzeich­
nis enthaltenen Kurort durchgeführt wird; die Unterkunft muß sich 
im Kurort befinden und ortsgebunden sein.

§9
Beihilfefähige Aufwendungen bei dauernder 

Pflegebedürftigkeit
(1) Bei dauernder Pflegebedürftigkeit sind die Aufwendungen für 
eine notwendige häusliche, teilstationäre oder stationäre Pflege 
neben anderen nach § 6 Abs. 1 beihilfefähigen Aufwendungen bei­
hilfefähig.
(2) Pflegebedürftig sind Personen, die wegen einer körperlichen, 
geistigen oder seelischen Krankheit oder Behinderung für die ge­
wöhnlichen und regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen im Ab­
lauf des täglichen Lebens auf Dauer, voraussichtlich für mindestens 
6 Monate, in erheblichem oder höherem Maße der Hilfe bedürfen. 
Erforderlich ist mindestens, daß die pflegebedürftige Person bei der 
Körperpflege, der Ernährung oder der Mobilität für wenigstens zwei 
Verrichtungen einmal täglich der Hilfe bedarf und zusätzlich mehr­
fach in der Woche Hilfe bei der hauswirtschaftlichen Versorgung 
benötigt.
(3) Bei einer häuslichen oder teilstationären Pflege durch geeignete 
Pflegekräfte sind entsprechend den Pflegestufen des § 15 Elftes 
Buch Sozialgesetzbuch beihilfefähig die Aufwendungen für Pflege­
bedürftige

1. der Stufe I bis zu dreißig Pflegeeinsätzen monatlich,
2. der Stufe II bis zu sechzig Pflegeeinsätzen monatlich,
3. der Stufe III bis zu neunzig Pflegeeinsätzen monatlich.
Bei außergewöhnlich hohem Pflegeaufwand der Stufe III sind auch 
Aufwendungen für zusätzliche Pflegeeinsätze beihilfefähig, insge­
samt höchstens bis zur Höhe der durchschnittlichen Kosten einer 
Krankenpflegekraft (Vergütungsgruppe Kr. V der Anlage 1 b zum 
Bundes-Angestelltentarifvertrag).
(4) Bei einer häuslichen Pflege durch andere geeignete Personen 
wird eine Pauschalbeihilfe gewährt. Sie richtet sich nach den Pfle­
gestufen des § 15 Elftes Buch Sozialgesetzbuch und beträgt monat­
lich
1. in Stufe I 400 DM,
2. in Stufe II 800 DM,
3. in Stufe III 1300 DM.
Ein aus der privaten oder der sozialen Pflegeversicherung zustehen­
des Pflegegeld und entsprechende Leistungen aufgrund sonstiger 
Rechtsvorschriften sind anzurechnen. Für Personen, die nicht gegen 
das Risiko der Pflegebedürftigkeit versichert sind, werden die Lei­
stungen nach Satz 2 zur Hälfte gewährt.
(5) Wird die Pflege teilweise durch Pflegekräfte (Absatz 3) und 
durch andere geeignete Personen (Absatz 4) erbracht, wird die Bei­
hilfe nach Absatz 3 und 4 anteilig gewährt.
(6) Für Personen, die nach § 28 Abs. 2 Elftes Buch Sozialgesetz­
buch Leistungen zur Hälfte erhalten, wird zu den Pflegekosten in 
den Fällen des Absatzes 3 in wertmäßig gleicher Höhe eine Beihilfe 
gewährt; § 5 Abs. 3 und § 14 sind hierbei nicht anzuwenden. Uber 
diesen Gesamtwert hinausgehende Aufwendungen sind im Rahmen 
des Absatzes 3 beihilfefähig.
(7) Aus Anlaß einer wegen Pflegebedürftigkeit notwendigen dau­
ernden Unterbringung körperlich oder geistig Kranker in Kranken-, 
Heil- oder Pflegeanstalten sowie Pflegeheimen sind neben anderen 
beihilfefähigen Aufwendungen abweichend von § 6 Abs. 1 Nr. 6 die 
Kosten für Unterkunft und Verpflegung bis zum niedrigsten Satz in 
den für die Unterbringung in Betracht kommenden öffentlichen oder 
freien gemeinnützigen Anstalten oder Pflegeheimen am Ort der Un­
terbringung oder in seiner nächsten Umgebung insoweit beihilfe­
fähig, als sie monatlich folgende Beträge übersteigen
1. bei Beihilfeberechtigten mit einem Angehörigen 200 DM, bei 

Beihilfeberechtigten mit zwei oder drei Angehörigen 175 DM, 
bei Beihilfeberechtigten mit mehr als drei Angehörigen 150 DM, 
wobei diese Sätze für jede Person gelten, wenn mehr als eine Per­
son dauernd untergebracht ist,

2. bei Alleinstehenden bei geistiger Krankheit 80 vom Hundert, bei 
körperlicher Krankheit 60 vom Hundert der Dienst- oder Versor­
gungsbezüge sowie der Renten aus den gesetzlichen Rentenver­
sicherungen und aus einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebe­
nenversorgung für Angehörige des öffentlichen Dienstes,

3. bei gleichzeitiger Unterbringung des Beihilfeberechtigten und 
aller berücksichtigungsfähigen Angehörigen 60 vom Hundert der 
Dienst- oder Versorgungsbezüge sowie der Renten aus den ge­
setzlichen Rentenversicherungen und aus einer zusätzlichen Al­
ters- und Hinterbliebenenversorgung für Angehörige des öffent­
lichen Dienstes.

Angehörige im Sinne des Satzes 1 sind Personen, die nach § 3 Abs. 1 
zu berücksichtigen oder nach § 4 Abs. 3 nur deshalb nicht zu berück­
sichtigen sind, weil sie selbst beihilfeberechtigt sind.
(8) Die Festsetzungsstelle entscheidet über die Beihilfefähigkeit der 
Aufwendungen aufgrund eines ärztlichen Gutachtens, das zu dem 
Vorliegen der dauernden Pflegebedürftigkeit sowie zu Art und not­
wendigem Umfang der Pflege Stellung nimmt. Bei Versicherten der 
privaten oder sozialen Pflegeversicherung ist aufgrund des für die 
Versicherung erstellten Gutachtens zu entscheiden. In anderen Fäl­
len bedarf es eines amts- oder vertrauensärztlichen Gutachtens. Die 
Beihilfe wird ab Beginn des Monats der erstmaligen Antragstellung 
gewährt, frühestens jedoch ab dem Zeitpunkt, von dem an die An­
spruchsvoraussetzungen vorliegen.

§ 10
Beihilfefähige Aufwendungen bei Vorsorgemaßnahmen

(1) Aus Anlaß von Maßnahmen zur Früherkennung von Krankhei­
ten sind nach Maßgabe der hierzu ergangenen Richtlinien des Bun­
desausschusses der Ärzte und Krankenkassen die folgenden Auf­
wendungen beihilfefähig
1. bei Kindern bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres die 

Kosten für Untersuchungen zur Früherkennung von Krankheiten,
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die eine körperliche oder geistige Entwicklung des Kindes in 
nicht geringfügigem Maße gefährden,

2. bei Frauen vom Beginn des zwanzigsten, bei Männern vom Be­
ginn des fünfundvierzigsten Lebensjahres an die Kosten für jähr­
lich eine Untersuchung zur Früherkennung von Krebserkrankun­
gen,

3. bei Personen von der Vollendung des fünfunddreißigsten Le­
bensjahres an die Kosten für eine Gesundheitsuntersuchung, ins­
besondere zur Früherkennung von Herz-, Kreislauf- und Nieren­
erkrankungen sowie der Zuckerkrankheit. Diese Aufwendungen 
sind jedes zweite Jahr beihilfefähig.

(2) Beihilfefähig sind Aufwendungen für prophylaktische zahnärzt­
liche Leistungen nach den Nummern 100 bis 102 und 200 des Ge­
bührenverzeichnisses der Gebührenordnung für Zahnärzte bis zur 
Vollendung des 21. Lebensjahres.
(3) Beihilfefähig sind Aufwendungen für Schutzimpfungen, ausge­
nommen jedoch solche aus Anlaß privater Reisen in Gebiete außer­
halb der Bundesrepublik Deutschland.

§11
Beihilfefähige Aufwendungen bei Geburt

(1) Aus Anlaß einer Geburt sind beihilfefähig die Aufwendungen
1. für die Schwangerschaftsüberwachung,
2. entsprechend § 6 Abs. 1 Nr. 1 bis 3, 5, 6, 8 und 9,
3. für die Hebamme und den Entbindungspfleger,
4. für eine Haus- und Wochenpflegekraft bei Hausentbindung oder 

ambulanter Entbindung in einer Krankenanstalt bis zu zwei Wo­
chen nach der Geburt, wenn die Wöchnerin nicht bereits wegen 
Krankheit von einer Berufs- oder Ersatzpflegekraft nach § 6 
Abs. 1 Nr. 7 gepflegt wird; § 6 Abs. 1 Nr. 7 Satz 3 ist anzuwen­
den,

5. entsprechend § 6 Abs. 1 Nr. 6 für das Kind.
(2) Für die Säuglings- und Kleinkinderausstattung jedes lebend ge­
borenen Kindes wird eine Beihilfe von 250 DM gewährt. Dies gilt 
auch, wenn der Beihilfeberechtigte ein Kind, das das zweite Le­
bensjahr noch nicht vollendet hat, annimmt oder mit dem Ziel der 
Annahme in seinen Haushalt aufnimmt und die zur Annahme erfor­
derliche Einwilligung der Eltern erteilt ist. Sind beide Elternteile 
beihilfeberechtigt, wird die Beihilfe der Mutter gewährt.

§12
Beihilfefähige Aufwendungen in Todesfällen

(1) In Todesfällen wird zu den Aufwendungen für die Leichen­
schau, den Sarg, die Einsargung, die Aufbahrung, die Einäscherung, 
die Urne, den Erwerb einer Grabstelle oder eines Beisetzungsplat­
zes, die Beisetzung, die Anlegung einer Grabstelle einschließlich der 
Grundlage für ein Grabdenkmal eine Beihilfe bis zur Höhe von 1300 
DM, in Todesfällen von Kindern bis zur Höhe von 850 DM gewährt, 
wenn der Beihilfeberechtigte versichert, daß ihm Aufwendungen in 
dieser Höhe entstanden sind. Stehen Sterbe- oder Bestattungsgelder 
aufgrund von Rechtsvorschriften, aus einem Beschäftigungsverhält­
nis oder aus einer im Sterbemonat nicht ausschließlich durch eigene 
Beiträge finanzierten Krankenversicherung oder Schadensersatzan­
sprüche von insgesamt mindestens 2000 DM zu, so beträgt die Bei­
hilfe 650 DM, beim Tod eines Kindes 425 DM; stehen Ansprüche 
von insgesamt mindestens 4000 DM zu, wird keine Beihilfe ge­
währt. Soweit wegen Gewährung von Sterbe- oder Bestattungsgel­
dern Schadenersatzansprüche kraft Gesetzes übergehen, werden 
diese Schadenersatzansprüche nicht neben den Sterbe- oder Bestat­
tungsgeldern im Sinne des Satzes 2 bei der Bemessung der Pau­
schalbeihilfe berücksichtigt. Bestattungsgeld nach §§ 36 oder 53 
Bundesversorgungsgesetz bleibt unberücksichtigt.
(2) Ferner sind beihilfefähig die Aufwendungen für die Über­
führung der Leiche oder Urne bis zur Höhe der Kosten einer Über­
führung an den Familienwohnsitz im Zeitpunkt des Todes.
(3) Verbleibt mindestens ein pflegebedürftiger berücksichtigungs­
fähiger oder selbst beihilfeberechtigter Familienangehöriger oder 
ein berücksichtigungsfähiges Kind unter fünfzehn Jahren im Haus­
halt und kann dieser beim Tod des den Haushalt allein führenden 
Beihilfeberechtigten oder berücksichtigungsfähigen Angehörigen 
nicht durch eine andere im Haushalt lebende Person weitergeführt 
werden, so sind die Aufwendungen für eine Familien- und Haus­
haltshilfe in entsprechender Anwendung des § 6 Abs. 1 Nr. 8 bis zu 
sechs Monaten, in Ausnahmefällen bis zu einem Jahr beihilfefähig.

§13
Beihilfefähige, außerhalb der Bundesrepublik Deutschland 

entstandene Aufwendungen
(1) Außerhalb der Bundesrepublik Deutschland entstandene Auf­
wendungen sind nur beihilfefähig, wenn es sich um Aufwendungen 
nach § 6 und §§ 9 bis 12 handelt und nur insoweit und bis zu der 
Höhe wie sie in der Bundesrepublik Deutschland beim Verbleiben 
am Wohnort entstanden und beihilfefähig gewesen wären.
(2) Aufwendungen nach Absatz 1 sind ohne Beschränkung auf die 
Kosten in der Bundesrepublik Deutschland beihilfefähig, wenn
1. sie bei einer Dienstreise eines Beihilfeberechtigten entstanden 

sind, es sei denn, daß die Behandlung bis zur Rückkehr in die 
Bundesrepublik Deutschland hätte aufgeschoben werden kön­
nen,

2. die Beihilfefähigkeit vor Antritt der Reise anerkannt worden ist. 
Die Anerkennung der Beihilfefähigkeit kommt ausnahmsweise 
in Betracht, wenn durch ein amts- oder vertrauensärztliches Gut­
achten nachgewiesen ist, daß die Behandlung außerhalb der Bun­
desrepublik Deutschland zwingend notwendig ist, weil hierdurch 
eine wesentlich größere Erfolgsaussicht zu erwarten ist. Die An­
erkennung der Beihilfefähigkeit von Aufwendungen, die im Zu­
sammenhang mit kurähnlichen Maßnahmen entstehen, ist ausge­
schlossen.

(3) Aus Anlaß einer Heilkur außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland entstandene Aufwendungen nach § 8 Abs. 2 Nr. 2 bis 5 
sind ausnahmsweise beihilfefähig, wenn
1. durch das amts- oder vertrauensärztliche Gutachten nachgewie­

sen wird, daß die Heilkur wegen der wesentlich größeren Er­
folgsaussicht außerhalb der Bundesrepublik Deutschland zwin­
gend notwendig ist, und

2. der Kurort im Heilkurorteverzeichnis aufgeführt ist und
3. die sonstigen Voraussetzungen des § 8 vorliegen.
Die Aufwendungen nach § 8 Abs. 2, Nr. 1,3 bis 5 sind ohne Be­
schränkung auf die Kosten in der Bundesrepublik Deutschland bei­
hilfefähig.
(4) Aufwendungen für die Überführung der Leiche oder Urne sind 
beihilfefähig bis zur Höhe der Kosten einer Überführung an den Fa­
milienwohnsitz im Zeitpunkt des Todes, höchstens für eine Entfer­
nung von siebenhundert Kilometern.

§ 14
Bemessung der Beihilfen

(1) Die Beihilfe bemißt sich nach einem Vomhundertsatz der bei­
hilfefähigen Aufwendungen (Bemessungssatz). Der Bemessungs­
satz beträgt für Aufwendungen, die entstanden sind für
1. den Beihilfeberechtigten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1

sowie für den entpflichteten Hochschullehrer 50 vom Hundert,
2. den Empfänger von Versorgungsbezügen,

der als solcher beihilfeberechtigt ist, 70 vom Hundert,
3. den berücksichtigungsfähigen Ehegatten 70 vom Hundert,
4. ein berücksichtigungsfähiges Kind 

sowie eine Waise, die als solche
beihilfeberechtigt ist, 80 vom Hundert.

Sind zwei oder mehr Kinder berücksichtigungsfähig, beträgt der 
Bemessungssatz für den Beihilfeberechtigten nach Nummer 1 
70 vom Hundert; bei mehreren Beihilfeberechtigten beträgt der Be­
messungssatz nur bei einem von ihnen zu bestimmenden Berechtig­
ten 70 vom Hundert, die Bestimmung kann nur in Ausnahmefällen 
neu getroffen werden.
(2) Für die Anwendung des Absatzes 1 gelten die Aufwendungen
1. nach § 6 Abs. 1 Nr. 8 als Aufwendungen der stationär unterge­

brachten Person,
2. einer Begleitperson als Aufwendungen des Begleiteten,
3. nach § 11 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 als Aufwendungen der Mutter,
4. nach § 12 Abs. 3 als Aufwendungen der ältesten verbleibenden 

Person.
(3) Für beihilfefähige Aufwendungen, für die trotz ausreichender 
und rechtzeitiger Versicherung wegen angeborener Leiden oder be­
stimmter Krankheiten aufgrund eines individuellen Ausschlusses 
keine Versicherungsleistungen gewährt werden oder für die die Lei­
stungen auf Dauer eingestellt worden sind (Aussteuerung), erhöht 
sich der Bemessungssatz um 20 vom Hundert, jedoch höchstens auf 
90 vom Hundert. Ab 1. Juli 1994 gilt Satz 1 nur, wenn das Versi­
cherungsunternehmen die Bedingungen nach § 257 Abs. 2a Satz 1 
Nr. 1 bis 4 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch erfüllt.
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(4) Bei freiwilligen Mitgliedern der gesetzlichen Krankenversiche­
rung mit der Höhe nach gleichen Leistungsansprüchen wie Pflicht­
versicherte erhöht sich der Bemessungssatz auf 100 vom Hundert 
der sich nach Anrechnung der Kassenleistung ergebenden beihilfe­
fähigen Aufwendungen. Dies gilt nicht, wenn sich der Beitrag nach 
der Hälfte des allgemeinen Beitragssatzes bemißt (§ 240 Abs. 3a 
Fünftes Buch Sozialgesetzbuch), oder wenn ein Zuschuß, Arbeitge­
beranteil oder dergleichen von mindestens 40 DM monatlich zum 
Krankenkassenbeitrag gewährt wird.
(5) Für beihilfefähige Aufwendungen der in § 2 Abs. 1 und § 3 
Abs. 1 bezeichneten Personen, zu deren Beiträgen für eine private 
Krankenversicherung ein Zuschuß aufgrund von Rechtsvorschriften 
oder eines Beschäftigungsverhältnisses mindestens in Höhe von 
80 DM monatlich gewährt wird, ermäßigt sich der Bemessungssatz 
für den Zuschußempfänger um 20 vom Hundert. Beiträge für Kran­
kentagegeld- und Krankenhaustagegeldversicherungen bleiben au­
ßer Betracht.
(6) Die oberste Dienstbehörde kann den Bemessungssatz erhöhen,
1. wenn die Aufwendungen infolge einer Dienstbeschädigung ent­

standen sind,
2 . wenn sich aus der Anwendung des § 5 Abs. 4 Nr. 4 Härten erge­

ben oder
3. im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern in be­

sonderen Ausnahmefällen, die nur bei Anlegung des strengsten 
Maßstabes anzunehmen sind.

Die oberste Dienstbehörde kann die Zuständigkeit nach Satz 1 auf 
eine andere Behörde übertragen.

§15
Begrenzung der Beihilfen

(1) Die Beihilfe darf zusammen mit den aus demselben Anlaß ge­
währten Leistungen aus einer Krankenversicherung, einer Pflege­
versicherung, aufgrund von Rechtsvorschriften oder arbeitsvertrag­
lichen Vereinbarungen die dem Grunde nach beihilfefähigen Auf­
wendungen nicht übersteigen. Hierbei bleiben Leistungen aus Kran­
kentagegeld-, Pflegetagegeld- und Krankenhaustagegeldversiche­
rungen unberücksichtigt. Dem Grunde nach beihilfefähig sind die in 
den §§ 6 bis 13 genannten Aufwendungen in tatsächlicher Höhe, für 
die im Einzelfall eine Beihilfe gewährt wird. Bei Anwendung des 
Satzes 1 bleiben Aufwendungen nach § 11 Abs. 2 sowie § 12 Abs. 1 
unberücksichtigt.
(2) Die in Absatz 1 bezeichneten Leistungen sind durch Belege 
nachzuweisen. Soweit Leistungen aus einer Krankenversicherung 
oder Pflege Versicherung nachweislich nach einem Vomhundertsatz 
bemessen werden, ist ein Einzelnachweis nicht erforderlich. In die­
sem Fall wird die Leistung der Krankenversicherung oder Pflege­
versicherung nach diesem Vomhundertsatz von den dem Grunde 
nach beihilfefähigen Aufwendungen errechnet. Der Summe der mit 
einem Antrag geltend gemachten Aufwendungen ist die Summe der 
hierauf entfallenden Versicherungsleistungen gegenüberzustellen; 
Aufwendungen nach §§ 8, 9 werden getrennt abgerechnet.

§ 16
Beihilfen beim Tod des Beihilfeberechtigten

( 1 ) Der hinterbliebene Ehegatte, die leiblichen Kinder und Adoptiv­
kinder eines verstorbenen Beihilfeberechtigten erhalten Beihilfen zu 
den bis zu dessen Tod und aus Anlaß des Todes entstandenen bei­
hilfefähigen Aufwendungen. Die Beihilfe bemißt sich nach den Ver­
hältnissen am Tage vor dem Tod; für die Aufwendungen aus Anlaß 
des Todes gilt § 12. Die Beihilfe wird demjenigen gewährt, der die 
Originalbelege zuerst vorlegt; dies gilt auch für Aufwendungen aus 
Anlaß des Todes, für die abweichend von § 12 Abs. 1 ebenfalls Aus­
gabebelege vorzulegen sind.
(2) Andere als die in Absatz 1 genannten natürlichen Personen 
sowie juristische Personen erhalten die Beihilfe nach Absatz 1, so­
weit sie die von dritter Seite in Rechnung gestellten Aufwendungen 
bezahlt haben und die Originalbelege vorlegen. Sind diese Personen 
Erben des Beihilfeberechtigten, erhalten sie eine Beihilfe auch zu 
Aufwendungen des Erblassers, die von diesem bezahlt worden sind. 
Die Beihilfe darf zusammen mit Sterbe- und Bestattungsgeldern 
sowie sonstigen Leistungen, die zur Deckung der in Rechnung ge­
stellten Aufwendungen bestimmt sind, die tatsächlich entstandenen 
Aufwendungen nicht übersteigen.

§ 17
Verfahren

(1) Beihilfen werden auf schriftlichen Antrag des Beihilfeberech­
tigten gewährt; hierfür sind die vom Bundesministerium des Innern 
herausgegebenen Formblätter zu verwenden. Aufwendungen für 
Halbwaisen können zusammen mit den Aufwendungen des Eltern­
teils in einem Antrag geltend gemacht werden.
(2) Eine Beihilfe wird nur gewährt, wenn die mit dem Antrag gel­
tend gemachten Aufwendungen insgesamt mehr als 200 DM betra­
gen. Erreichen die Aufwendungen aus zehn Monaten diese Summe 
nicht, kann abweichend von Satz 1 auch hierfür eine Beihilfe ge­
währt werden, wenn diese Aufwendungen 30 DM übersteigen.
(3) Beihilfen werden nur zu den Aufwendungen gewährt, die durch 
Belege nachgewiesen sind, soweit nichts anderes bestimmt ist. Wür­
den mehreren Beihilfeberechtigten zu denselben Aufwendungen 
Beihilfen zustehen, wird eine Beihilfe nur dem gewährt, der die Ori­
ginalbelege zuerst vorlegt; dies gilt auch für die Gewährung von Bei­
hilfen zu Aufwendungen für Halbwaisen.
(4) Die Beihilfeanträge sind unter Beifügung der Belege der Fest­
setzungsstelle vorzulegen.
Die bei der Bearbeitung der Beihilfen bekannt gewordenen Angele­
genheiten sind geheimzuhalten. Sie dürfen nur für den Zweck ver­
wandt werden, für den sie bekanntgegeben sind, es sei denn, es be­
steht eine gesetzliche Berechtigung oder Verpflichtung zur Offenba­
rung oder der Beihilfeberechtigte oder der Angehörige ist damit 
schriftlich einverstanden.
(5) Als Festsetzungsstellen entscheiden
1. die obersten Dienstbehörden über die Anträge ihrer Bediensteten 

und der Leiter der ihnen unmittelbar nachgeordneten Behörden,
2. die den obersten Dienstbehörden unmittelbar nachgeordneten 

Behörden über die Anträge der Bediensteten ihres Geschäftsbe­
reichs,

3. die Pensionsregelungsbehörden über die Anträge der Versor­
gungsempfänger.

Die obersten Dienstbehörden können die Zuständigkeit für ihren 
Geschäftsbereich abweichend regeln.
(6) Die Belege sind vor Rückgabe an den Beihilfeberechtigten von 
der Festsetzungsstelle als für Beihilfezwecke verwendet kenntlich 
zu machen.
(7) Dem Beihilfeberechtigten können Abschlagszahlungen geleistet 
werden.
(8) Ist in den Fällen des § 7 Abs. 2 Nr. 2 und § 13 Abs. 2 Nr. 2 die 
vorherige Anerkennung der Beihilfefähigkeit unterblieben, wird 
eine Beihilfe nur gewährt, wenn das Versäumnis entschuldbar ist 
und die sachlichen Voraussetzungen für eine Anerkennung der Bei­
hilfefähigkeit nachgewiesen sind.
(9) Eine Beihilfe wird nur gewährt, wenn sie innerhalb eines Jahres 
nach Entstehen der Aufwendungen oder der Ausstellung der Rech­
nung beantragt wird. Für den Beginn der Frist ist bei Beihilfen nach 
§ 9 Abs. 4 Satz 2 der letzte Tag des Monats, in dem die Pflege er­
bracht wurde, nach § 11 Abs. 2 der Tag der Geburt, der Annahme als 
Kind oder der Aufnahme in den Haushalt, nach § 12 Abs. 1 der Tag 
des Ablebens und bei Aufwendungen nach § 8 Abs. 2 Nr. 2 der Tag 
der Beendigung der Heilkur maßgebend. Hat ein Sozialhilfeträger 
vorgeleistet, beginnt die Frist mit dem Ersten des Monats, der auf 
den Monat folgt, in dem der Sozialhilfeträger die Aufwendungen be­
zahlt.

§ 18
Übergangs- und Schlußvorschriften

(1) Auf die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Vorschrift vor­
handenen Empfänger von Versorgungsbezügen nach § 2 Abs. 1 
Nr. 2 und deren berücksichtigungsfähige Ehegatten sowie Witwen 
und Witwer (§ 2 Abs. 1 Nr. 3) und die in § 61 Abs. 2 Satz 2, 3 Be­
amtenversorgungsgesetz bezeichneten Waisen findet § 15 keine An­
wendung, wenn diese Personen in dem genannten Zeitpunkt in 
einem Festkostentarif einer privaten Krankenversicherung versi­
chert sind und solange dieser Tarif beibehalten wird.
(2) Für Personen, die am 31. März 1959 nicht versichert waren, das 
60. Lebensjahr zu diesem Zeitpunkt vollendet und bis zum 31. De­
zember 1959 nachgewiesen hatten, daß sie von keiner Krankenver­
sicherung mehr aufgenommen werden, können die bisherigen, nach 
Nummer 13 Abs. 8 Ziff. 2 der Beihilfevorschriften vom 13. März 
1959 erhöhten Bemessungssätze auch weiterhin angewendet wer­
den.
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(3) Ist der Tod eines Beihilfeberechtigten während einer Dienstrei­
se oder einer Abordnung oder vor der Ausführung eines dienstlich 
bedingten Umzuges außerhalb des Familienwohnsitzes des Verstor­
benen eingetreten, sind die Kosten der Überführung der Leiche oder 
Urne ohne die Beschränkung des § 12 Abs. 2 beihilfefähig; der Be­
messungssatz für diese Kosten beträgt 100 vom Hundert.
(4) ...
(5) ...
(6 )  ...
(7) ...

Artikel 2
Aufwendungen bei Empfängnisregelung, 

nicht rechtswidrigem Schwangerschaftsabbruch und 
nicht rechtswidriger Sterilisation

(1) Beihilfefähig nach Artikel 1 sind auch die Aufwendungen
1. für die ärztliche Beratung über Fragen der Empfängnisregelung 

einschließlich hierzu erforderlicher ärztlicher Untersuchungen 
und die Verordnung von empfängnisregelnden Mitteln,

2. aus Anlaß eines beabsichtigten Schwangerschaftsabbruchs für 
die ärztliche Beratung über die Erhaltung oder den nicht rechts­
widrigen Abbruch der Schwangerschaft,

3. für die ärztliche Untersuchung und Begutachtung zur Feststel­
lung der Voraussetzungen für einen nicht rechtswidrigen 
Schwangerschaftsabbruch oder eine nicht rechtswidrige Sterili­
sation.

(2) Aus Anlaß eines nicht rechtswidrigen Schwangerschaftsab­
bruchs oder einer nicht rechtswidrigen Sterilisation sind nach Maß­
gabe des Artikels 1 beihilfefähig die in Artikel 1 § 6 Abs. 1 Nr. 1, 2, 
6, 8 bis 10 Buchstabe a bezeichneten Aufwendungen.
(3) Artikel 1 §§ 14, 15 und 17 findet Anwendung.

Anlage 1
zu § 6 Abs. 1 Nr. 1 BhV)

Psychotherapeutische Behandlungen und Maßnahmen 
der psychosomatischen Grundversorgung

1. Im Rahmen des § 6 Abs. 1 Nr. 1 und 3 BhV sind Aufwendun­
gen für ambulante psychotherapeutische Behandlungen und 
Maßnahmen der psychosomatischen Grundversorgung nach 
den Nummern 845 bis 865 des Gebührenverzeichnisses für ärzt­
liche Leistungen, Anlage zur Gebührenordnung für Ärzte 
(GOÄ), sowie den analogen Bewertungen A 870 und A 871 
hierzu, nach Maßgabe der folgenden Nummern 2 bis 6 beihilfe­
fähig.
Die Beihilfefähigkeit von Aufwendungen für psychotherapeuti­
sche Behandlungen im Rahmen einer stationären Krankenhaus­
oder Sanatoriumsbehandlung wird hierdurch nicht einge­
schränkt.

2. Tiefenpsychologisch fundierte und analytische Psychothe­
rapie

2.1 Aufwendungen für psychotherapeutische Behandlungen der tie­
fenpsychologisch fundierten und der analytischen Psychothera­
pie nach den Nummern 860 bis 865 des Gebührenverzeichnis­
ses der GOÄ sind nur dann beihilfefähig, wenn
-  bei entsprechender Indikation die Behandlung der Besserung 

oder der Heilung einer seelischen Krankheit dient, und
-  beim Patienten nach Erhebung der biographischen Anamnese 

und ggf. nach höchstens fünf probatorischen Sitzungen die 
Voraussetzungen für einen Behandlungserfolg gegeben sind, 
und

-  die Festsetzungsstelle vor Beginn der Behandlung die Beihil­
fefähigkeit der Aufwendungen aufgrund der Stellungnahme 
eines vertrauensärztlichen Gutachters zur Notwendigkeit und 
zu Art und Umfang der Behandlung anerkannt hat.

Aufwendungen für Behandlungen, die zur schulischen, berufli­
chen oder sozialen Anpassung (z. B. zur Berufsförderung oder 
zur Erziehungsberatung) bestimmt sind, sind nicht beihilfe­
fähig.
Die Aufwendungen für die biographische Anamnese (Nummer 
860 des Gebührenverzeichnisses der GOÄ) und höchstens fünf 
probatorische Sitzungen sind beihilfefähig.

2.2 Indikationen zur Anwendung tiefenpsychologisch fundierter
und analytischer Psychotherapie sind nur:
-  psychoneurotische Störungen (z. B. Angstneurosen, Phobien, 

neurotische Depressionen, Konversionsneurosen),
-  vegetativ-funktionelle und psychosomatische Störungen mit 

gesicherter psychischer Ätiologie,
-  Abhängigkeit von Alkohol, Drogen oder Medikamenten nach 

vorangegangener Entgiftungsbehandlung,
-  seelische Behinderung aufgrund frühkindlicher emotionaler 

Mangelzustände, in Ausnahmefällen seelische Behinderun­
gen, die im Zusammenhang mit frühkindlichen körperlichen 
Schädigungen oder Mißbildungen stehen,

-  seelische Behinderung als Folge schwerer chronischer Krank­
heitsverläufe, sofern sie noch einen Ansatz für die Anwen­
dung von Psychotherapie bietet (z. B. chronisch verlaufende 
rheumatische Erkrankungen, spezielle Formen der Psycho­
sen),

-  seelische Behinderung aufgrund extremer Situationen, die 
eine schwere Beeinträchtigung der Persönlichkeit zur Folge 
hatten (z. B. schicksalhafte psychische Traumen),

-  seelische Behinderung als Folge psychotischer Erkrankun­
gen, die einen Ansatz für spezifische psychotherapeutische 
Interventionen erkennen lassen.

2.3 Die Aufwendungen für eine Behandlung sind nur in dem Um­
fang beihilfefähig, als deren Dauer je Krankheitsfall die folgen­
den Stundenzahlen nicht überschreitet:
-  bei tiefenpsychologisch fundierter Psychotherapie 50 Stun­

den, bei Gruppenbehandlung 40 Doppelstunden, darüber hin­
aus in besonderen Fällen nach einer erneuten eingehenden 
Begründung des Therapeuten und der vorherigen Anerken­
nung entsprechend Nummer 2.1 weitere 30 Stunden, bei 
Gruppenbehandlung weitere 20 Doppelstunden. Zeigt sich 
bei der Therapie, daß das Behandlungsziel innerhalb der 
Stundenzahl nicht erreicht wird, kann in medizinisch beson­
ders begründeten Einzelfällen eine weitere begrenzte Be­
handlungsdauer von höchstens 20 Sitzungen anerkannt wer­
den. Voraussetzung für die Anerkennung ist das Vorliegen 
einer Erkrankung nach Nummer 2.2, die nach ihrer besonde­
ren Symptomatik und Struktur eine besondere tiefenpsycho­
logisch fundierte Bearbeitung erfordert und eine hinreichende 
Prognose über das Erreichen des Behandlungsziels erlaubt. 
Die Anerkennung, die erst im letzten Behandlungsabschnitt 
erfolgen darf, erfordert eine Stellungnahme eines vertrau­
ensärztlichen Gutachters;

-  bei analytischer Psychotherapie 80 Stunden, bei Gruppenbe­
handlung 40 Doppelstunden, darüber hinaus nach jeweils 
einer erneuten eingehenden Begründung des Therapeuten und 
der vorherigen Anerkennung entsprechend Nummer 2.1 wei­
tere 80 Stunden, bei Gruppenbehandlung weitere 40 Doppel­
stunden, in besonderen Ausnahmefällen nochmals weitere 80 
Stunden, bei Gruppenbehandlung weitere 40 Doppelstunden. 
Zeigt sich bei der Therapie, daß das Behandlungsziel inner­
halb der Stundenzahl noch nicht erreicht wird, kann in medi­
zinisch besonders begründeten Einzelfällen eine weitere be­
grenzte Behandlungsdauer anerkannt werden. Voraussetzung 
für die Anerkennung ist das Vorliegen einer Erkrankung nach 
Nummer 2.2, die nach ihrer besonderen Symptomatik und 
Struktur eine besondere analytische Bearbeitung erfordert 
und eine hinreichende Prognose über das Erreichen des Be­
handlungsziels erlaubt. Die Anerkennung, die erst im letzten 
Behandlungsabschnitt erfolgen darf, erfordert eine Stellung­
nahme eines vertrauensärztlichen Gutachters;

-  bei tiefenpsychologisch fundierter oder analytischer Psycho­
therapie von Kindern 90 Stunden, bei Gruppenbehandlung 60 
Doppelstunden, darüber hinaus nach einer erneuten eingehen­
den Begründung des Therapeuten und der vorherigen Aner­
kennung entsprechend Nummer 2.1 weitere 60 Stunden, bei 
Gruppenbehandlung weitere 30 Doppelstunden;

-  bei tiefenpsychologisch fundierter oder analytischer Psycho­
therapie von Jugendlichen 120 Stunden, bei Gruppenbehand­
lung 60 Doppelstunden, darüber hinaus nach einer erneuten 
eingehenden Begründung des Therapeuten und der vorheri­
gen Anerkennung entsprechend Nummer 2.1 weitere 60 
Stunden, bei Gruppenbehandlung weitere 30 Doppelstunden;

-  bei einer die tiefenpsychologisch fundierte oder analytische 
Psychotherapie von Kindern und Jugendlichen begleitenden

168



GVBl. XXIII. Band, 9. Stück

Psychotherapie ihrer Bezugspersonen im erforderlichen Um­
fang.

2.4 Die Behandlung muß von einem Arzt mit der Berechtigung zur 
Führung der Zusatzbezeichnung Psychotherapie oder Psycho­
analyse durchgeführt werden. Der Arzt mit der Bereichsbe­
zeichnung „Psychotherapie“ kann nur tiefenpsychologisch fun­
dierte Psychotherapie (Nummern 860 bis 862 des Gebühren Ver­
zeichnisses der GOÄ) erbringen. Der Arzt mit der Bereichsbe­
zeichnung „Psychoanalyse“ oder mit der vor dem 1. April 1984 
verliehenen Zusatzbezeichnung „Psychotherapie“ kann zusätz­
lich analytische Psychotherapie (Nummern 863, 864 des Ge­
bührenverzeichnisses der GOÄ) erbringen. Diese Ärzte können 
einen Diplompsychologen mit abgeschlossener Zusatzausbil­
dung in tiefenpsychologisch fundierter und analytischer Psy­
chotherapie an einem anerkannten psychotherapeutischen Aus­
bildungsinstitut oder bei Kindern und Jugendlichen anstelle 
eines Diplompsychologen einen Kinder- und Jugendlichen-Psy- 
chotherapeuten mit einer abgeschlossenen Zusatzausbildung in 
psychoanalytisch begründeten Therapieverfahren an einem an­
erkannten Äusbildungsinstitut zur Behandlung hinzuziehen. Im 
Rahmen der Hinzuziehung wird der Diplompsychologe oder 
Kinder- und Jugendlichen-Psychotherapeut eigenverantwort­
lich und selbständig tätig. Übergangsweise kann auch ein Di­
plompsychologe oder ein Kinder- und Jugendlichen-Psychothe­
rapeut ohne diese Zusatzausbildung zur Behandlung hinzugezo­
gen werden, wenn er bereits vor dem 1. Oktober 1985 nach­
weislich mindestens sechs Jahre von einem Arzt zur Durch­
führung tiefenpsychologisch fundierter oder analytischer Psy­
chotherapie hinzugezogen und die Behandlung vor dem 1. Ja­
nuar 1990 begonnen wurde. *) Der Arzt kann die probatorischen 
Sitzungen sowie notwendige Testverfahren nach den Nummern 
855 bis 857 des Gebührenverzeichnisses der GOÄ durch einen 
entsprechend ausgebildeten Diplompsychologen oder Kinder- 
und Jugendlichen-Psychotherapeuten durchführen lassen.

2.5 Wird die Behandlung durch einen in Nummer 2.4 bezeichneten 
Diplompsychologen oder Kinder- und Jugendlichen-Psychothe­
rapeuten durchgeführt, der die Leistungen unmittelbar gegen­
über dem Patienten berechnet, können die Aufwendungen bis zu 
den nachstehenden Sätzen als beihilfefähig anerkannt werden:
-  Anwendung und Auswertung projektiver Testverfahren mit

schriftlicher Aufzeichnung, insgesamt = 127,00 DM
-  Anwendung und Auswertung standardisierter 

Intelligenz- und Entwicklungstests mit
schriftlicher Aufzeichnung, insgesamt = 63,50 DM

-  Anwendung und Auswertung orientierender
Testuntersuchungen, insgesamt = 20,40 DM

-  tiefenpsychologisch fundierte Psychotherapie oder 
analytische Psychotherapie in Einzelbehandlung,
Dauer mindestens 50 Minuten = 121,40 DM

-  tiefenpsychologisch fundierte Psychotherapie oder 
analytische Psychotherapie in Gruppenbehandlung 
mit einer Teilnehmerzahl von höchstens
acht Personen, Dauer mindestens 100 Minuten, 
je Teilnehmer = 60,70 DM

-  eingehende psychotherapeutische Beratung der 
Bezugsperson von Kindern und Jugendlichen = 121,40 DM.

3. Verhaltenstherapie
3.1 Aufwendungen für eine Verhaltenstherapie nach den analogen 

Bewertungen A 870 und A 871 zum Gebührenverzeichnis der 
GOÄ sind nur dann beihilfefähig, wenn
-  bei entsprechender Indikation die Behandlung der Besserung 

oder der Heilung einer seelischen Krankheit dient, und
-  beim Patienten nach Erstellen einer Verhaltensanalyse und 

ggf. nach höchstens fünf probatorischen Sitzungen die Vor­
aussetzungen für einen Behandlungserfolg gegeben sind, und

-  die Festsetzungsstelle vor Beginn der Behandlung die Beihil­
fefähigkeit der Aufwendungen aufgrund der Stellungnahme 
eines vertrauensärztlichen Gutachters zur Notwendigkeit und 
zu Art und Umfang der Behandlung anerkannt hat.

Von dem Anerkennungsverfahren ist abzusehen, wenn der Fest­
setzungsstelle nach den probatorischen Sitzungen die Feststel­
lung des Therapeuten vorgelegt wird, daß bei Einzelbehandlung 
die Behandlung bei je mindestens 50minütiger Dauer nicht 
mehr als 10 Sitzungen sowie bei Gruppenbehandlung bei je

*) Durch Zeitablauf überholt.

mindestens lOOminütiger Dauer nicht mehr als 20 Sitzungen er­
fordert. Muß in besonders begründeten Ausnahmefällen die Be­
handlung über die festgestellte Zahl dieser Sitzungen hinaus 
verlängert werden, ist die Festsetzungsstelle hiervon unverzüg­
lich zu unterrichten. Aufwendungen für weitere Sitzungen sind 
nur nach vorheriger Anerkennung durch die Festsetzungsstelle 
aufgrund der Stellungnahme eines vertrauensärztlichen Gut­
achters zur Notwendigkeit und zu Art und Umfang der Behand­
lung beihilfefähig.
Aufwendungen für Behandlungen, die zur schulischen, berufli­
chen oder sozialen Anpassung oder Förderung (z. B. Erzie- 
hungs-, Ehe- und Lebensberatung) bestimmt sind, sind nicht 
beihilfefähig.
Die Aufwendungen für höchstens fünf probatorische Sitzungen 
einschließlich des Erstellens der Verhaltensanalyse sind beihil­
fefähig.

3.2 Indikationen zur Anwendung der Verhaltenstherapie sind nur:
-  psychoneurotische Störungen (z. B. Angstneurosen, Phobi­

en),
-  vegetativ-funktionelle Störungen mit gesicherter psychischer 

Ätiologie,
-  seelische Behinderung als Folge schwerer chronischer Krank­

heitsverläufe, sofern sie noch einen Ansatzpunkt für die An­
wendung von Verhaltenstherapie bietet,

-  seelische Behinderung aufgrund extremer Situationen, die 
eine schwere Beeinträchtigung der Persönlichkeit zur Folge 
hatten (z. B. schicksalhafte psychische Traumen).

3.3 Die Aufwendungen für eine Behandlung sind nur in dem Um­
fang beihilfefähig, als deren Dauer je Krankheitsfall in Einzel­
behandlung
-  40 Sitzungen,
-  bei Behandlung von Kindern und Jugendlichen einschließlich 

einer notwendigen begleitenden Behandlung ihrer Bezugs­
personen 50 Sitzungen

nicht überschreiten.
Bei Gruppenbehandlung mit einer Teilnehmerzahl von höch­
stens acht Personen und einer Dauer von mindestens 100 Minu­
ten sind die Aufwendungen für 40 Sitzungen beihilfefähig. 
Zeigt sich bei der Therapie, daß das Behandlungsziel innerhalb 
der Stundenzahl nicht erreicht wird, kann in medizinisch beson­
ders begründeten Fällen eine weitere Behandlungsdauer von 
höchstens 20 weiteren Sitzungen anerkannt werden. Vorausset­
zung für die Anerkennung ist das Vorliegen einer Erkrankung 
nach Nummer 3.2, die nach ihrer besonderen Symptomatik und 
Struktur eine besondere Bearbeitung erfordert und eine hinrei­
chend gesicherte Prognose über das Erreichen des Behand­
lungsziels erlaubt. Die Anerkennung erfordert eine Stellungnah­
me eines vertrauensärztlichen Gutachters.

3.4 Die Behandlung muß von einem Arzt mit der Berechtigung zur 
Führung der Zusatzbezeichnung Psychotherapie oder Psycho­
analyse durchgeführt werden, wenn dieser den Nachweis er­
bringt, daß er während seiner Weiterbildung schwerpunktmäßig 
Kenntnisse und Erfahrungen in Verhaltenstherapie erworben 
hat. Diese Ärzte können einen Diplompsychologen zur Behand­
lung hinzuziehen, der eine mindestens dreijährige abgeschlosse­
ne Zusatzausbildung in Verhaltenstherapie an einem anerkann­
ten Ausbildungsinstitut hat oder nach den Psychotherapie- 
Richtlinien der gesetzlichen Krankenkassen für Verhaltensthe- 
rapie zur Delegation zugelassen ist. Im Rahmen der Hinzuzie­
hung wird der Diplompsychologe eigenverantwortlich und 
selbständig tätig. Der Arzt kann die probatorischen Sitzungen 
sowie notwendige Testverfahren nach den Nummern 855 bis 
857 des Gebührenverzeichnisses der GOÄ durch einen entspre­
chend ausgebildeten Diplompsychologen durchfuhren lassen.

3.5 Wird die Behandlung durch einen in Nummer 3.4 bezeichneten 
Diplompsychologen durchgeführt, der die Leistungen unmittel­
bar gegenüber dem Patienten berechnet, können die Aufwen­
dungen bis zu den nachstehenden Sätzen als beihilfefähig aner­
kannt werden:
a) Einzelbehandlung bei einer Dauer

von mindestens 50 Minuten = 121,40 DM
b) Gruppenbehandlung mit einer 

Teilnehmerzahl von höchstens acht 
Personen, Dauer mindestens 100 Minuten,
je Teilnehmer = 60,70 DM
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c) Testverfahren und Testuntersuchungen
-  Anwendung und Auswertung projektiver

Testverfahren mit schriftlicher Aufzeichnung, 
insgesamt = 127,00 DM

-  Anwendung und Auswertung standardisierter
Intelligenz- und Entwicklungstests mit schriftlicher 
Aufzeichnung, insgesamt = 63,50 DM

-  Anwendung und Auswertung orientierender
Testuntersuchungen, insgesamt = 20,40 DM.

4. Psychosomatische Grundversorgung
Die psychosomatische Grundversorgung umfaßt verbale Inter­
ventionen im Rahmen der Nummer 849 des Gebührenverzeich­
nisses der GOÄ und die Anwendung übender und suggestiver 
Verfahren nach den Nummern 845 bis 847 des Gebührenver­
zeichnisses der GOÄ (autogenes Training, Jacobsonsche 
Relaxationstherapie, Hypnose).

4.1 Aufwendungen für Maßnahmen der psychosomatischen Grund­
versorgung sind nur dann beihilfefähig, wenn bei einer entspre­
chenden Indikation die Behandlung der Besserung oder der Hei­
lung einer Krankheit dient und deren Dauer je Krankheitsfall die 
folgenden Stundenzahlen nicht überschreitet:
-  bei verbaler Intervention als einzige Leistung 10 Sitzungen;
-  bei autogenem Training und bei der Jacobsonschen Relaxati­

onstherapie als Einzel- oder Gruppenbehandlung 12 Sitzun­
gen;

-  bei Hypnose als Einzelbehandlung 12 Sitzungen.
Die Aufwendungen für eine verbale Intervention sind nur als 
einzige Leistung je Sitzung im Rahmen der Nummer 849 des 
Gebührenverzeichnisses der GOÄ beihilfefähig.
Aufwendungen für Behandlungen, die zur schulischen, berufli­
chen oder sozialen Anpassung oder Förderung (z. B. Erzie- 
hungs-, Ehe- und Lebensberatung) bestimmt sind, sind nicht 
beihilfefähig.

4.2 Aufwendungen für eine verbale Intervention sind ferner nur 
dann beihilfefähig, wenn die Behandlung von einem Arzt mit 
der Berechtigung zur Führung der Gebietsbezeichnungen All­
gemeinmedizin (auch praktischer Arzt), Augenheilkunde, Frau­
enheilkunde und Geburtshilfe, Haut- und Geschlechtskrankhei­
ten, Innere Medizin, Kinderheilkunde, Kinder- und Jugendpsy­
chiatrie, Neurologie, Pädaudiologie, Phoniatrie, Psychiatrie 
oder Urologie durchgeführt wird.

4.3 Aufwendungen für übende und suggestive Verfahren (autoge­
nes Training, Jacobsonsche Relaxationstherapie, Hypnose) sind 
nur dann beihilfefähig, wenn die Behandlung von einem Arzt 
durchgeführt wird. Diese Ärzte können einen Diplompsycholo­
gen, der über die in Nummer 2.4 Satz 4 oder 6 oder Nummer 3.4 
Satz 2 festgestellte Qualifikation und über entsprechende 
Kenntnisse und Erfahrungen in der Anwendung übender und 
suggestiver Verfahren verfügt, zur Behandlung hinzuziehen. 
Wird die Behandlung mit übenden und suggestiven Verfahren 
durch einen Diplompsychologen durchgeführt, der die Leistun­
gen unmittelbar gegenüber dem Patienten berechnet, können die 
Aufwendungen bis zu den nachstehenden Sätzen als beihilfe­
fähig anerkannt werden:
-  Autogenes Training, Jacobsonsche Relaxationstherapie, 

Hypnose, in Einzelbehandlung,
Dauer mindestens 20 Minuten = 26,40 DM

-  Autogenes Training, Jacobsonsche Relaxationstherapie, 
in Gruppenbehandlung,
Dauer mindestens 20 Minuten, je Teilnehmer = 7,90 DM.

4.4 Eine verbale Intervention kann nicht mit übenden und suggesti­
ven Verfahren in derselben Sitzung durchgeführt werden. Auto­
genes Training, Jacobsonsche Relaxationstherapie und Hypno­
se können während eines Krankheitsfalles nicht nebeneinander 
durchgeführt werden.

5. Aufwendungen für die nachstehenden Behandlungsverfahren 
sind nicht beihilfefähig:
Familientherapie, funktionelle Entspannung nach M. Fuchs, 
Gesprächspsychotherapie (z. B. nach Rogers), Gestalttherapie, 
körperbezogene Therapie, konzentrative Bewegungstherapie, 
Logotherapie, Musiktherapie, Heileurhythmie, Psychodrama, 
respiratorisches Biofeedback, Transaktionsanalyse.
Katathymes Bilderleben kann nur im Rahmen eines übergeord­
neten tiefenpsychologischen Therapiekonzepts Anwendung fin­
den.

Rational Emotive Therapie kann nur im Rahmen eines umfas­
senden verhaltenstherapeutischen Behandlungskonzepts An­
wendung finden.

6. Gleichzeitige Behandlungen nach Nummern 2, 3 oder 4 schlie­
ßen sich aus.

Anlage 2 
(zu § 6 Abs. 1 Nr. 1 BhV) 

Aufwendungen für zahnärztliche und 
kieferorthopädische Leistungen

1. Im Rahmen des § 6 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 sind Aufwendungen 
für zahnärztliche und kieferorthopädische Leistungen nach 
Maßgabe der folgenden Nummern 2 bis 7 beihilfefähig.

2. Wartezeit
Aufwendungen für Zahnersatz (Abschnitt F des Gebührenver­
zeichnisses der Gebührenordnung für Zahnärzte), Inlays und 
Zahnkronen (Abschnitt C Nummern 214 bis 217, 220 bis 224 
des Gebührenverzeichnisses der Gebührenordnung für Zahnärz­
te), kieferorthopädische Leistungen (Abschnitt G des Ge­
bührenverzeichnisses der Gebührenordnung für Zahnärzte), 
funktionsanalytische und funktionstherapeutische Leistungen 
(Abschnitt J des Gebührenverzeichnisses der Gebührenordnung 
für Zahnärzte) sowie implantologische Leistungen (Abschnitt K 
des Gebührenverzeichnisses der Gebührenordnung für Zahnärz­
te) sind für Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst und 
ihre berücksichtigungsfähigen Angehörigen nicht beihilfefähig. 
Dies gilt nicht, wenn die Leistungen auf einem Unfall beruhen, 
der während der Zeit des Vorbereitungsdienstes eingetreten ist. 
Dies gilt ferner nicht, wenn der Beihilfeberechtigte zuvor drei 
oder mehr Jahre ununterbrochen im öffentlichen Dienst be­
schäftigt gewesen ist.

3. Zahntechnische Leistungen
Die bei einer zahnärztlichen Behandlung nach den Abschnitten 
C Nummern 213 bis 232, F und K des Gebührenverzeichnisses 
der Gebührenordnung für Zahnärzte entstandenen Aufwendun­
gen für zahntechnische Leistungen sind zu zwei Drittel, Auf­
wendungen für Edelmetalle und Keramik zur Hälfte beihilfe­
fähig.

4. Kieferorthopädische Leistungen
Aufwendungen für kieferorthopädische Leistungen sind beihil­
fefähig, wenn
-  die behandelte Person bei Behandlungsbeginn das achtzehnte 

Lebensjahr noch nicht vollendet hat; die Altersbegrenzung 
gilt nicht bei schweren Kieferanomalien, die eine kombinier­
te kieferchirurgische und kieferorthopädische Behandlung er­
fordern,

-  ein Heil- und Kostenplan vorgelegt wird.
5. Funktionsanalytische und funktionstherapeutische Leistungen

Aufwendungen für funktionsanalytische und funktionsthera­
peutische Leistungen sind nur beihilfefähig bei Vorliegen fol­
gender Indikationen:
-  Kiefergelenk- und Muskelerkrankungen (Myoarthropathien) 

nicht von unbedeutender Art,
-  Zahnbetterkrankungen -  Parodontophatien -,

. -  umfangreiche Gebißsanierung, d. h., wenn in jedem Kiefer 
mindestens die Hälfte der Zähne eines natürlichen Gebisses 
sanierungsbedürftig ist und die richtige Schlußbißstellung 
nicht mehr auf andere Weise feststellbar ist,

-  umfangreiche kieferorthopädische Maßnahmen.
Außerdem ist der erhobene Befund mit dem nach Nummer 800 
des Gebührenverzeichnisses der Gebührenordnung für Zahnärz­
te vorgeschriebenen Formblatt zu belegen.

6. Implantologische Leistungen
Aufwendungen für implantologische Leistungen sind nur bei 
Vorliegen folgender Indikationen beihilfefähig:
-  Einzelzahnimplantat,
-  Freiendsattel-Implantat,
-  Fixierung von Totalprothesen.

7. Nicht beihilfefahig sind Aufwendungen für
-  Leistungen, die auf der Grundlage einer Vereinbarung nach 

§ 2 Abs. 3 der Gebührenordnung für Zahnärzte erbracht wer­
den,
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-  große Brücken zum Ersatz von mehr als vier fehlenden Zäh­
nen je Kiefer oder mehr als drei fehlenden Zähnen je Seiten­
zahngebiet,

-  mehr als zwei Verbindungselemente, bei einem Restzahnbe­
stand von höchstens drei Zähnen für mehr als drei Verbin­
dungselemente, je Kiefer bei Kombinationsversorgungen,

-  Glaskeramik einschließlich der anfallenden Nebenkosten 
(wie Charakterisierung).

Werden durch mehrere Einzelbrücken je Kiefer im einzelnen nicht 
mehr als drei bzw. vier fehlende Zähne, insgesamt aber mehr als vier 
fehlende Zähne ersetzt, sind die Aufwendungen beihilfefähig.

Anlage 3 
(zu § 6 Abs. 1 Nr. 4 BhV) 

Beihilfefähigkeit der Aufwendungen für 
Hilfsmittel, Geräte zur Selbstbehandlung und Selbstkontrolle 

sowie für Körperersatzstücke
1. Die notwendigen und angemessenen Aufwendungen für die 

Anschaffung der Hilfsmittel und Geräte zur Selbstbehand­
lung und Selbstkontrolle sind -  ggf. im Rahmen der Höchst­
beträge -  beihilfefähig, wenn sie vom Arzt schriftlich ver­
ordnet und nachstehend aufgeführt sind. 
Abduktionslagerungskeil 
Absauggerät (z. B. bei Kehlkopferkrankung)
Adaptionen für diverse Gebrauchsgegenstände (z. B. bei 

Schwerstbehinderten zur Erleichterung der Körperpflege 
und zur Nahrungsaufnahme, Universalhalter)

Alarmgerät für Epileptiker 
Anatomische Brillenfassung 
Anti-V arus-Schuh 
Anus-praeter-Versorgungsartikel 
Anzieh-/ Ausziehhilfen 
Aquamat 
Armmanschette 
ArmtragegurtAtuch
ArthrodesensitzkissenAsitzkoffer (Nielsen)Astuhl 
Atomiseur (zur Medikamenten-Aufsprühung) 
Aufrichteschlaufe
Auftriebshilfe (bei Schwerstbehinderten) 
AugenbadewanneAduscheAspülglasAflascheApinselApipet- 

teAstäbchen
Augenschielklappe, auch als Folie 

Badestrumpf
Badewannensitz (nur bei Schwerstbehinderung, Totalendo­

prothese, Hüftgelenk-Luxations-Gefahr, Polyarthritis) 
Badewannenverkürzer 
Ballspritze 
Behinderten-Dreirad 
Bettnässer-Weckgerät 
Beugebandage 
Billroth-Batist-Lätzchen 
Blasenfistelbandage
Blindenführhund (einschl. Geschirr, Hundeleine, Halsband, 

Maulkorb)
Blindenleitgerät (Ultraschallbrille, Ultraschall-Leitgerät) 
Blindenschriftlesegerät (Optacon), soweit sich die Informa­

tionsbedürfnisse nicht über Hörfunk und Blindendruck­
schrift ausreichend befriedigen lassen 

B lindenschriftmaschine 
BlindenstockAlangstockAtaststock 
Blutlanzette 
B1 utzuckermeßgerät 
Bracelet 
Bruchband

Closett-Matratze (im häuslichen Bereich bei dauernder Bett- 
lägerigkeit und bestehender Inkontinenz)

Communicator (bei dysarthrischen Sprachstörungen)

Dekubitus-Schutzmittel (z. B. Auf-/Unterlagen für das Bett, 
Spezialmatratzen, Keile, Kissen, Auf-/Unterlagen für den 
Rollstuhl, Schützer für Ellenbogen, Unterschenkel und 
Füße)

Delta-Gehrad
Drehscheibe, Umsetzhilfen
Druckbeatmungsgerät
DuschsitzAstuhl

Einlagen (orthopädische)
Einmal-Schutzhose bei Querschnittsgelähmten 
Ekzem-Manschette
EpicondylitisbandageAspange mit Pelotten 
Ergometer nach Herzinfarkt bei Notwendigkeit einer exak­

ten Leistungskontrolle, jedoch nicht Fahrradergometer 
Emährungssonde

Fepo-Gerät (funktionelle elektronische Peronaeus-Prothese) 
Fersenschutz (Kissen, Polster, Schale, Schoner)
Fingerling
Fingerschiene
Fixationshilfen
(Mini)Fonator

Gehgipsgalosche 
Gehhilfen und -Übungsgeräte
Gerät zur Behandlung mit elektromagnetischen Wechselfel­

dern bei atropher Pseudoarthrose, Endoprothesenlocke­
rung, idiopathischer Hüftnekrose und verzögerter Kno­
chenbruchheilung (in Verbindung mit einer sachgerech­
ten chirurgischen Therapie)

Gerät zur Behandlung von muskulären Inaktivitätsatrophien 
Gerät zur Elektrostimulationsbehandlung der idiopathischen 

Skoliose (Scolitron-Gerät, Skolitrosegerät)
Gerät zur transkutanen Nervenstimulation (TNS-Gerät) 
Gesichtsteilersatzstücke (Ektoprothese, Epithese, Vorlege- 

Prothese)
Gipsbett, Liegeschale 
Glasstäbchen
Gummihose bei Blasen- oder/und Darminkontinenz 
Gummistrümpfe

Halskrawatte, Hals-, Kopf-, Kinnstütze 
Handgelenkriemen 
Hebekissen 
Heimdialysegerät 
Helfende Hand, Scherenzange 
Herz-Atmungs-Überwachungsgerät (-monitor) 
Herzschrittmacher einschl. Kontrollgerät und Zubehör 
Hörgeräte (HdO, Taschengeräte, Hörbrillen, C.R.O.S.-Gerä­

te, Infrarot-Kinnbügel-Hörer, drahtlose Hörhilfe, Otopla- 
stik; jedoch nicht: Im-Ohr-Gerät)

Hüftbandage (z. B. Hohmann-Bandage)

Impulsvibrator
Infusionsbesteck bzw. -gerät und Zubehör 
Inhalationsgerät (auch Sauerstoff) und Zubehör, jedoch nicht 

Luftbefeuchter, -filter, -Wäscher.
Innenschuh, orthopädischer
Insulinapplikationshilfen und Zubehör (Insulindosiergerät, 

-pumpe, -injektor)
Ipos-Redressions-Korrektur-Schühchen
Ipos-Vorfußentlastungsschuh

Kanülen und Zubehör
Kathether und Zubehör, auch Ballonkatheter
Klumpfußschiene
Klumphandschiene
Klyso
Knetmaterial für Übungszwecke bei cerebral-paretisehen 

Kindern
KniekappeAbandage, Kreuzgelenkbandage
Kniepolster/Knierutscher bei Unterschenkelamputation
Knöchel- und Gelenkstützen
Körperersatzstücke einschl. Zubehör
KompressionsstrümpfeAstrumpfhose
Koordinator nach Schielbehandlung
Kopfring mit Stab, Kopfschreiber
Kopfschützer
Krabbler für Spastiker
Krampfaderbinde
Krankenfahrstuhl mit Zubehör
Krankenstock
Kreuzstützbandage
Krücke

Latextrichter bei Querschnittlähmung 
Leibbinde, jedoch nicht: Nieren-, Flanell- und Wärmeleib­

binden
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Lesehilfen (Leseständer, Blattwendestab, Blattwendegerät, 
Blattlesegerät, Auflagegestell)

Lifter (Krankenlifter, Multilift, Bad-Helfer, Krankenheber, 
Badewannenlifter)

Lispelsonde

Mangoldsche Schnürbandage
Maßschuhe, orthopädische, die nicht serienmäßig herstellbar 

sind, soweit die Aufwendungen 100 DM übersteigen 
Milchpumpe, in Einzelfällen auch elektrisch betrieben 
Mundsperrer 
Mundstab/-greifstab

Narben Schützer

Orthese
Orthoprothese, Korrekturschienen, Korsetts u. ä., auch Hal­

temanschetten usw.
Orthonyxie-Nagelkorrekturspange 
Orthopädische Zurichtungen an Konfektionsschuhen

Pavlikbandage
Penisklemme
Peronaeusschiene, Heidelberger Winkel 
Pflegebett in behindertengerechter Ausrüstung 
Polarimeter

Quengelschiene

Reflektometer
Rektophor
Rollbrett
Rutschbrett

Schaumstoff-Therapie-Schuh, soweit die Aufwendungen 
100 DM übersteigen 

Schede-Rad 
Schrägliegebrett 
Schutzbrille für Blinde 
Schutzhelm für Behinderte 
Schwellstromapparat 
Segofix-Bandagensystem 
Sitzkissen für Oberschenkelamputierte 
Sitzschale, wenn Sitzkorsett nicht ausreicht 
Skolioseumkrümmungsbandage 
Spastikerhilfen (Gymnastik-/Übungsgeräte) 
Sphinkter-Stimulator 
Sprachverstärker nach Kehlkopfresektion 
Spreizfußbandage 
Spreizhose/-schale/-wagenaufsatz 
Spritzen
Stehübungsgerät
Stomaversorgungsartikel, Sphinkter-Plastik
Strickleiter
Stubbies
Stumpfschuhhülle
Stumpfstrumpf
Suspensorium
Symphysen-Gürtel

(Talocrur)Sprunggelenkmanschette nach Dr. Grisar 
Teleskoprampe
Toilettenhilfen bei Schwerbehinderten 
Tracheostomaversorgungsartikel, auch Wasserschutzgerät 

(Larchel)
Tragegurtsitz

Übungsschiene
Urinale
Urostomie-Beutel

Vibrationstrainer bei Taubheit

Wasserfeste Gehhilfe
Wechseldruckgerät
Wright-Peak-Flow-Meter

Zyklomat-Hormon-Pumpe und Set.

2. Aufwendungen für Hilfsmittel und Geräte zur Selbstbehand­
lung und Selbstkontrolle sind nur beihilfefähig, wenn die er­
sparten Behandlungskosten höher als die Anschaffungsko­
sten sind oder die Anschaffung aus besonderen Gründen 
dringend geboten ist.

3. Mieten für Hilfsmittel und Geräte zur Selbstbehandlung und 
Selbstkontrolle sind beihilfefähig, soweit sie nicht höher als 
die entsprechenden Anschaffungskosten sind und sich da­
durch eine Anschaffung erübrigt.

4. Aufwendungen für den Ersatz eines unbrauchbar geworde­
nen Hilfsmittels oder Gerätes sind in der bisherigen Aus­
führung auch ohne ärztliche Verordnung beihilfefähig, wenn 
die Ersatzbeschaffung innerhalb von sechs Monaten seit dem 
Kauf erfolgt.

5. Aufwendungen für Reparaturen der Hilfsmittel und Geräte 
sind stets ohne ärztliche Verordnung beihilfefähig.

6. Aufwendungen für Betrieb und Unterhaltung der Hilfsmittel 
und Geräte sind beihilfefähig, soweit sie innerhalb eines Ka­
lenderjahres über 200 DM hinausgehen. Nicht beihilfefähig 
sind Aufwendungen für Batterien für Hörgeräte von Perso­
nen, die das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben, und für 
Pflege- und Reinigungsmittel für Kontaktlinsen.

7. -  nicht besetzt -
8. Aufwendungen für ärztlich verordnete Perücken sind bis 

zum Betrag von 1000 DM beihilfefähig, wenn ein krankhaf­
ter entstellender Haarausfall (z. B. Alopecia areata), eine er­
hebliche Verunstaltung (z. B. infolge Schädel Verletzung) 
oder ein totaler oder weitgehender Haarausfall bei männli­
chen Personen vor Vollendung des 25. Lebensjahres oder bei 
weiblichen Personen vorliegt. Die Aufwendungen für eine 
Zweitperücke sind nur beihilfefähig, wenn eine Perücke vor­
aussichtlich länger als ein Jahr getragen werden muß. Die 
Aufwendungen für die erneute Beschaffung einer Perücke 
sind nur beihilfefähig, wenn seit der vorangegangenen Be­
schaffung mindestens vier Jahre vergangen sind, oder wenn 
sich bei Kindern vor Ablauf dieses Zeitraumes die Kopfform 
geändert hat.

9. Zu den Hilfsmitteln gehören nicht Gegenstände, die nicht 
notwendig und angemessen (§ 5 Abs. 1), von geringem oder 
umstrittenem therapeutischen Nutzen oder geringem Abga­
bepreis (§ 6 Abs. 4 Nr. 3) sind oder der allgemeinen Lebens­
haltung unterliegen, insbesondere:
Adimed-Stabil-Schuhe und vergleichbares Schuhwerk 
Adju-Set/-Sano
Angorawäsche
Aqua-Therapie-Hose
Arbeitsplatte zum Rollstuhl
Augenheizkissen
Autofahrerrückenstütze
Autokindersitz
Autokofferraumlifter
Autolifter

Badewannengleitschutz/-kopfstütze/-matte
Bandagen (soweit nicht unter Nummer 1 aufgeführt)
Basalthermometer
Basisrampe
Bauchgurt
Behindertenstuhl „eibe“
Berkemannsandalen
Bestrahlungsgerät/-maske für ambulante Strahlentherapie
Bett/-brett/-füllung/-lagerungskissen/-platte/-rost/-stütze
Bett-Tisch
Bidet
Bill-Wanne
B linden-Schreibsy stem 
Blinden-Uhr 
Blutdruckmeßgerät 
Brückentisch

Corolle-Schuh

Dusche

Einkaufsnetz 
Einmal-Handschuhe 
Eisbeutel und -kompressen 
Elektrische Schreibmaschine
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Elektrische Zahnbürste
Elektrofahrzeuge (z. B. LARK, Graf Carello)
Elektro-Luftfilter
Elektronic-Muscle-Control (EMC 1000) 
Elektronisches Notizbuch 
Eß- und Trinkhilfen 
Expander

Fieberthermometer
Fußgymnastik-Rolle, Fußwippe (WIP-Venentrainer)

Ganter-Aktiv-Schuhe 
(Mini)Garage für Krankenfahrzeuge

Handschuhe (soweit nicht unter Nummer 1 aufgeführt)
Handtrainer
Hängeliege
Hantel (Federhantel)
Hausnotrufsystem
Hautschutzmittel
Heimtrainer
HeizdeckeAkissen
Hilfsgeräte für die Hausarbeit
Holzsandalen
Höhensonne
Hörkissen
Hörkragen Akusta-Coletta

Intraschallgerät „NOVAFON“
Inuma-Gerät (alpha, beta, gamma)
Ionisierungsgeräte (z. B. Ionisator, Pollimed 100) 
Ionopront, Permox-Sauerstofferzeuger

Stockroller
Stockständer
Stützstrümpfe
Stufenbett
SUNTRONIC-System (AS 43)

Taktellgerät 
Tamponapplikator 
Tandem für Behinderte 
Telefonverstärker 
Telefonhalter
Therapeutische Wärmesegmente 
Therapeutisches Bewegungsgerät 
Tinnitus-Masker 
Transit-Rollstuhl
Treppenlift, Monolift, Plattformlift 
Tünkers Butler

Übungsmatte 
Umweltkontrollgerät 
Urin-Prüfgerat Uromat

Venenkissen

Waage
Wandstandgerät
WC-Sitz

Zahnpflegemittel 
Zehenkorrektursandale 
Zweirad für Behinderte.

Katapultsitz
Katzenfell
Klingelleuchte
Knickfußstrumpf
Knoche Natur-Bruch-Slip
Kolorimeter
Kommunikationssystem
Kraftfahrzeug einschl. behindertengerechter Umrüstung 
Krankenbett (Ausnahme: Pflegebett und Antidekubitusbett) 
Krankenunterlagen 
Kreislaufgerät „Schiele“

Lagerungskissen/-stütze, außer Abduktionslagerungskeil
Language-Master
Linguaduc-Schreibmaschine
Luftpolsterschuhe
Luftreinigungsgeräte

Magnetfolie
Monophonator
Munddusche

Nackenheizkissen 
Nagelspange Link

Öldispersionsapparat 
Orthopädische Bade- und Turnschuhe

Prothesenschuh
Pulsfrequenzmesser

Rollstuhlzuggerät, auch handbetrieben
Rotlichtlampe
RUckentrainer

Salbenpinsel
Sauerstoffgeräte
Schlaftherapiegerät
Sicherheitsschuh, orthopädisch
Spezialsitze
Spirometer
Spranzbruchband
Sprossenwand
Sterilisator
Stimmübungssystem für Kehlkopflose

10. Über die Beihilfefähigkeit der Aufwendungen für Hilfsmit­
tel und Geräte zur Selbstbehandlung und Selbstkontrolle, die 
weder in dieser Anlage aufgeführt noch den aufgeführten 
Gegenständen vergleichbar sind, entscheidet die oberste 
Dienstbehörde im Einvernehmen mit dem Bundesministeri­
um des Innern. Das Bundesministerium des Innern kann das 
Einvernehmen bei einzelnen Hilfsmitteln oder bei Gruppen 
von Hilfsmitteln allgemein erteilen. Soweit das Einverneh­
men allgemein erteilt ist, kann die oberste Dienstbehörde 
ihre Zuständigkeit auf eine andere Behörde übertragen.

11. Die Aufwendungen für Sehhilfen sind wie folgt beihilfe­
fähig:

11.1 Voraussetzungen für die Beschaffung von Sehhilfen
Voraussetzung für die erstmalige Beschaffung einer Sehhil­
fe ist die schriftliche Verordnung eines Augenarztes.
Für die erneute Beschaffung einer Brille oder von Kontakt­
linsen genügt die Refraktionsbestimmung eines Augenopti­
kers. Die Aufwendungen hierfür sind bis zu 25 DM je Seh­
hilfe beihilfefähig.

11.2 Brillen

11.3

Aufwendungen für Brillen sind -  einschließlich Handwerks­
leistung -  bis zu folgenden Höchstbeträgen beihilfefähig:
-  für die Brillenfassung 40 DM; die Beihilfe darf jedoch 

höchstens 20 DM betragen,
-  für vergütete Gläser mit Gläserstärken bis ± 6 Dioptrien 

(dpt):
Einstärken­
gläser:
Mehrstärken­
gläser:
bei Gläserstärken über 
zuzüglich je Glas 
Dreistufen- oder Multifokalgläser 
zuzüglich je Glas 
Gläser mit prismatischer Wirkung 
zuzüglich je Glas

für das sph. Glas = 
für das cyl. Glas =
für das sph. Glas = 
für das cyl. Glas =

6 Dioptrien (dpt)

60 DM 
80 DM

140 DM 
180 DM

40 DM

40 DM

40 DM
Brillen mit besonderen Gläsern
Die Mehraufwendungen für Brillen mit Kunststoff-, Leicht- 
und Lichtschutzgläsern sind bei folgenden Indikationen 
neben den Höchstbeträgen der Nr. 11.2 im jeweils genannten 
Umfang beihilfefähig:
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11.3.1 Kunststoffgläser, Leichtgläser (hochbrechende mineralische 
Gläser) zuzüglich je Glas bis zu 40 DM
-  bei Gläserstärken ab ± 6 dpt,
-  bei Anisometropien ab 2 dpt,
-  unabhängig von der Glasstärke

a) bei Kindern bis zum 14. Lebensjahr,
b) bei Patienten mit chronischem Druckekzem der Nase, 

mit Fehlbildungen oder Mißbildungen des Gesichts, 
insbesondere im Nasen- und Ohrenbereich, wenn trotz 
optimaler Anpassung unter Verwendung von Silikat- 
gläsern ein befriedigender Sitz der Brille nicht ge­
währleistet ist,

c) bei Spastikern, Epileptikern und Einäugigen.
11.3.2 Getönte Gläser (Lichtschutzgläser), phototrope Gläser zu­

züglich je Glas bis zu 20 DM
-  bei umschriebenen Transparenzverlusten (Trübungen) im 

Bereich der brechenden Medien, die zu Lichtstreuungen 
führen (z. B. Hornhautnarben, Glaskörpertrübungen, Lin­
sentrübungen),

-  bei krankhaften, andauernden Pupillenerweiterungen so­
wie den Blendschutz herabsetzenden Substanzverlusten 
der Iris (z. B. Iriskolobom, Aniridie, traumatische My­
driasis, Iridodialyse),

-  bei chronisch-rezidivierenden Reizzuständen der vorderen 
und mittleren Augenabschnitte, die medikamentös nicht 
behebbar sind (z. B. Keratokonjunktivitis, Iritis, Zyklitis),

-  bei entstellenden Veränderungen im Bereich der Lider 
und ihrer Umgebung (z. B. Lidkolobom, Lagophthalmus, 
Narbenzug) und Behinderung der Tränenabfuhr,

-  bei Ziliarneuralgie,
-  bei blendungsbedingenden entzündlichen oder degenera- 

tiven Erkrankungen der Netzhaut/Aderhaut oder der Seh­
nerven,

-  bei totaler Farbenblindheit,
-  bei Albinismus,
-  bei unerträglichen Blendungserscheinungen bei prakti­

scher Blindheit,
-  bei intrakraniellen Erkrankungen, bei denen nach ärztli­

cher Erfahrung eine pathologische Blendungsempfind­
lichkeit besteht (z. B. Hirnverletzungen, Hirntumoren),

-  bei Gläsern ab +10 dpt,
-  im Rahmen einer Fotochemotherapie,
-  bei Aphakie als UV-Schutz der Netzhaut.

11.4 Kontaktlinsen
11.4.1 Die Mehraufwendungen für Kontaktlinsen sind bei Vorlie­

gen folgender Indikationen beihilfefähig:
-  Myopie ab 8 dpt,
-  progressive Myopie bei Kindern, wenn der progressive 

Verlauf in einem Zeitraum von 3 Jahren nachweisbar ist,
-  Hyperopie ab 8 dpt,

-  irregulärer Astigmatismus,
-  regulärer Astigmatismus ab 3 dpt,
-  Keratokonus,
-  Aphakie,
-  Aniseikonie,
-  Anisometropie ab 2 dpt,
-  als Verbandlinse bei schwerer Erkrankung der Hornhaut, 

bei durchbohrender Homhautverletzung oder bei Einsatz 
als Medikamententräger,

-  als Okklusionslinse in der Schielbehandlung, sofern ande­
re Maßnahmen nicht durchführbar sind,

-  als Irislinse bei Substanzverlust der Regenbogenhaut,
-  druckempfindliche Operationsnarbe am Ohransatz oder 

an der Nasenwurzel.
11.4.2 Neben den Aufwendungen für Kontaktlinsen sind die fol­

genden Aufwendungen -  im Rahmen der Nr. 11.2 und 11.3 — 
beihilfefähig für
-  eine Reservebrille oder
-  eine Nahbrille (bei eingesetzten Kontaktlinsen) sowie eine 

Reservebrille zum Ersatz der Kontaktlinse und eine Re­
servebrille zum Ausgleich des Sehfehlers im Nahbereich 
bei Aphakie und bei über Vierzigjährigen.

11.5 Andere Sehhilfen
Müssen Schulkinder während des Schulsports eine Sport­
brille tragen, werden die Aufwendungen als beihilfefähig an­
erkannt.
Läßt sich durch Verordnung einer Brille oder von Kontakt­
linsen das Lesen normaler Zeitungsschrift nicht erreichen, 
können die Aufwendungen für eine vergrößernde Sehhilfe 
(Lupe, Leselupe, Leselineale, Fernrohrbrille, Fernrohrlupen­
brille, elektronisches Lesegerät, Prismenlupenbrille u. ä.) als 
beihilfefähig anerkannt werden.

11.6 Erneute Beschaffung von Sehhilfen
Im übrigen sind die Aufwendungen für die erneute Beschaf­
fung von Sehhilfen nur beihilfefähig, wenn bei gleichblei­
bender Sehschärfe seit dem Kauf der bisherigen Sehhilfe drei 
Jahre -  bei weichen Kontaktlinsen zwei Jahre -  vergangen 
sind oder vor Ablauf dieses Zeitraums die erneute Beschaf­
fung der Sehhilfe -  ggf. nur der Gläser -  notwendig ist, weil
-  sich die Refraktion (Brechkraft) geändert hat,
-  die bisherige Sehhilfe verlorengegangen oder unbrauch­

bar geworden ist oder
-  bei Kindern sich die Kopfform geändert hat.

11.7 Die Aufwendungen für
-  Bildschirmbrillen
-  Brillenversicherungen
-  Einmalkontaktlinsen
-  Etui
sind nicht beihilfefähig.

Anhang 2
(zu § 8 Abs. 6 BhV)

Heilkurorteverzeichnis (Inland)

Name ohne „Bad“ PLZ Gemeinde
Anerkenntnis als Heilkurort 
ist erteilt für:
(Ortsteile, sofern nicht B, G, K*)

Artbezeichnung

Aachen 52066 Aachen Burtscheid Heilbad
Aachen 52062 Aachen Monheimsallee Heilbad
Abbach 93077 Bad Abbach Bad Abbach, Abbach-Schloßberg, 

Au, Kalkofen, Weichs
Heilbad

Aibling 83043 Bad Aibling Bad Aibling, Harthausen, Thürham, 
Zell

Heilbad

Alexandersbad 95680 Bad Alexandersbad G Heilbad
Altenau 38707 Altenau G Heilklimatischer Kurort
Andernach 56626 Andernach Bad Tönisstein Heilbad
Arolsen 34454 Arolsen K Heilbad
Aulendorf 88326 Aulendorf Aulendorf Rneippkurort
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Anerkenntnis als Heilkurort
Name ohne „Bad“ PLZ Gemeinde ist erteilt für:

(Ortsteile, sofern nicht B, G, K*)
Artbezeichnung

Baden-Baden 76530 Baden-Baden Baden-Baden, Balg, Lichtental, Oos Heilbad
Badenweiler 79410 Badenweiler Badenweiler Heilbad
Baiersbronn 72270 Baiersbronn Schwarzenberg-Schönmünzach Kneippkurort
Balge 31609 Balge B/Blenhorst Ort mit Moor-Kurbetrieb
Baitrum 26579 Baitrum G Nordseeheilbad
Bayersoien 82435 Bayersoien G Heilbad
Bayrischzell 83735 Bayrischzell G Heilklimatischer Kurort
Bederkesa 27624 Bederkesa G Moorheilbad
Bellingen 79415 Bad Bellingen Bad Bellingen Heilbad
Bentheim 48455 Bad Bentheim Bad Bentheim Heilbad
Berchtesgaden 83471 Berchtesgaden G Heilklimatischer Kurort
Berggießhübel 01819 Berggießhübel G Kneippkurort
Bergzabern 76887 Bad Bergzabern Bad Bergzabern Kneippheilbad und 

Heilklimatischer Kurort
Berka 99438 Bad Berka Bad Berka Heilbad
Berleburg 57319 Bad Berleburg Bad Berleburg Kneippheilbad
Berneck 95460 Bad Bemeck Bad Bemeck i. Fichtelgebirge, Kneippheilbad

i. Fichtelgebirge Frankenhammer, Kutschenrangen, 
Rödlasberg, Warmeleithen

Bertrich 56864 Bad Bertrich Bad Bertrich Heilbad
Beuren 72660 Beuren G Ort mit Heilquellen- 

Kurbetrieb
Bevensen 29549 Bad Bevensen Bad Bevensen Heilbad und Kneippkurort
Biberach 88400 Biberach Jordanbad Kneippkurort
Binz 18598 Binz G Ostseeheilbad
Birnbach 84364 Birnbach Birnbach, Aunham Heilbad
Bischofsgrün 95493 Bischofsgrün G Heilklimatischer Kurort
Bischofs wiesen 83483 Bischofswiesen G Heilklimatischer Kurort
Blankenburg, Harz 38889 Blankenburg, Harz G Heilbad
Blieskastel 66440 Blieskastel Blieskastel-Mitte (Alschbach, 

Blieskastel, Lautzkirchen)
Kneippkurort

Bocklet 97708 Bad Bocklet G Heilbad
Bodenmais 94249 Bodenmais G Heilklimatischer Kurort
Bodenteich 29389 Bodenteich G Kneippkurort
Boll 73087 Bad Boll Bad Boll Ort mit Heilquellen 

Kurbetrieb
Boppard 56154 Boppard a) Boppard Kneippheilbad

b) Bad Salzig Heilbad
Borkum 26757 Borkum G Nordseeheilbad
Brambach 08648 Bad Brambach Bad Brambach Heilbad
Bramstedt 24576 Bad Bramstedt Bad Bramstedt Heilbad
Braunlage 38700 Braunlage G mit Hohegeiß Heilklimatischer Kurort
Breisig 53498 Bad Breisig Bad Breisig Heilbad
Brückenau 97769 Bad Brückenau G -  sowie Gemeindeteil Eckarts 

des Marktes Zeitlofs
Heilbad

Buchau 88422 Bad Buchau Bad Buchau (Moor-)Heilbad
Bünde 32257 Bünde Randringhausen Kurmittelgebiet 

(Heilquelle und Moor)
Büsum 25761 Büsum Büsum Seeheilbad
Burgbrohl 56659 Burgbrohl Bad Tönisstein Heilbad
Burg/Fehmam 23769 Burg/Fehmarn Burg Seeheilbad
Camberg 65520 Bad Camberg K Kneippheilbad
Clausthal-Zellerfeld 38678 Clausthal-Zellerfeld Clausthal-Zellerfeld Heilklimatischer Kurort
Colberg 98663 Bad Colberg Heidburg-Colberg Heilbad
Cuxhaven 27478 Cuxhaven G Nordseeheilbad
Dahme 23747 Dahme Dahme Seeheilbad
Damp 24351 Damp Damp 2000 Seeheilbad
Daun 54550 Daun Daun Kneippkurort und 

Heilklimatischer Kurort
Detmold 32760 Detmold Hiddesen Kneippkurort
Diez 65582 Diez Diez Felkekurort
Ditzenbach 73342 Bad Ditzenbach Bad Ditzenbach Heilbad
Dobel 75335 Dobel G Heilklimatischer Kurort
Doberan 18209 Bad Doberan Bad Doberan Heiligendamm (Moor-)Heilbad Seeheilbad
Driburg 33014 Bad Driburg Bad Driburg, Hermannsborn Heilbad
Düben 04849 Bad Düben Bad Düben Moorbad
Dürkheim 67098 Bad Dürkheim Bad Dürkheim Heilbad
Dürrheim 78073 Bad Dürrheim Bad Dürrheim (Sole-)Heilbad und 

Heilklimatischer Kurort
Eberbach 69412 Eberbach Eberbach Ort mit Heilquellen- 

Kurbetrieb
Eilsen 31707 Bad Eilsen G Heilbad
Elster 08645 Bad Elster G Heilbad
Ems 56130 Bad Ems Bad Ems Heilbad
Emstal 34308 Bad Emstal Sand Heilbad
Endbach 35080 Bad Endbach K Kneippheilbad
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Name ohne „Bad“ PLZ Gemeinde
Anerkenntnis als Heilkurort 
ist erteilt für:
(Ortsteile, sofern nicht B, G, K*)

Artbezeichnung

Endorf 83093 Bad Endorf Bad Endorf, Eisenbartling, 
Hofham, Kurf, Rachental, Ströbing

Heilbad

Erwitte 59597 Erwitte Bad Westenkotten Heilbad
Essen 49152 Bad Essen Bad Essen Heilbad
Eutin 23701 Eutin G Heilklimatischer Kurort
Fallingbostel 29683 Fallingbostel Fallingbostel Kneippheilbad
Feilnbach 83075 Bad Feilnbach G -  ausgenommen die Gemeinde­

teile der ehemaligen Gemeinde Dettendorf
Heilbad

Fischen 87538 Fischen/Allgäu G Heilklimatischer Kurort
Frankenhausen 06567 Bad Frankenhausen Bad Frankenhausen Soleheilbad
Freiburg 79098 Freiburg Ortsbereich 

An den Heilquellen
Ort mit Heilquellen-Kur­
betrieb

Freienwalde 16259 Bad Freien walde B (Moor-)Heilbad
Freudenstadt 72250 Freudenstadt Freudenstadt Heilklimatischer Kurort
Friedenweiler 79877 Friedenweiler G Kneippkurort
Füssen 87629 Füssen a) Bad Faulenbach

b) Gebiet der ehemaligen
Stadt Füssen und der ehemaligen 
Gemeinde Hopfen am See

Heilbad
Kneippkurort

Füssing 94072 Bad Füssing Bad Füssing, Aichmühle, Ainsen, 
Angering, Brandschachen, Dümöd, 
Egglfing a. Inn, Eitlöd, Flickenöd, 
Gögging, Holzhäuser, Holzhaus, 
Hub, Irching, Mitterreuthen, 
Oberreuthen, Pichl, Pimsöd, Poin- 
zaun, Riedenburg, Safferstetten, 
Schieferöd, Schöchlöd, Steinreuth, 
Thalau, Thalham, Thierham, Unter­
reuthen, Voglöd, Weidach, Wies, 
Würding, Zieglöd, Zwicklam

Heilbad

Gaggenau 76571 Gaggenau Bad Rotenfels Ort mit Heilquellen- 
Kurbetrieb

Gandersheim 37581 Bad Gandersheim Bad Gandersheim Heilbad
Garmisch-Partenkirchen 82467 Garmisch-

Partenkirchen
G -  ohne das eingegliederte Gebiet 
der ehemaligen Gemeinde Wamberg

Heilklimatischer Kurort

Gelting 24395 Gelting G Kneippkurort
Gersfeld 36129 Gersfeld (Rhön) K Kneippheilbad
Gladenbach 35075 Gladenbach K Kneippheilbad
Glücksburg 24960 Glücksburg Glücksburg Seeheilbad
Goslar 38644 Goslar Hahnenklee, Bockswiese Heilklimatischer Kurort
Gottleuba 01816 Bad Gottleuba G (Moor-)Heilbad
Graal-Müritz 18181 Graal-Müritz G Seeheilbad
Grasellenbach 64689 Grasellenbach K Kneippkurort 

und Kneippheilbad
Griesbach 94086 Griesbach i. Rottal Griesbach 

B/Kurmittelhaus 
Griesbach i. Rottal

Heilbad
Heilquellen-
Kurbetrieb

Grömitz 23743 Grömitz Grömitz Seeheilbad
Grönenbach 87730 Grönenbach Grönenbach, Au, Brandholz, 

Darast, Egg, Ehwiesmühle, Falken, 
Gmeinschwenden, Greit, 
Grönenbach-W., Herbisried, 
Hintergsäng, Hueb, Ittelsburg, 
Klevers, Komhofen, Kreuzbühl, 
Manneberg, Niederholz, Ölmühle, 
Raupolz, Rechberg, Rothenstein, 
Schulerloch, Schwenden, Seefeld, 
Streifen, Tahl, Vordergsäng, 
Waldegg b. Grönenbach, 
Ziegelberg, Ziegelstadel

Kneippkurort

Großenbrode 23775 Großenbrode G Seeheilbad
Grund 37539 Bad Grund Bad Grund Heilbad
Haffkrug-Scharbeutz 23683 Haffkrug-Scharbeutz Haffkrug Seeheilbad
Haigerloch 72401 Haigerloch Bad Imnau Ort mit Heilquellen- 

Kurbetrieb
Harzburg 38667 Bad Harzburg K Heilbad und Heil­

klimatischer Kurort
Heilbrunn 83670 Bad Heilbrunn Bad Heilbrunn, Achmühl, Baum­

berg, Hinterstallau, Hub, Kiensee, 
Langau, Oberbuchen, Oberenzenau, 
Obermühl, Obersteinbach, Ostfeld, 
Ramsau, Schönau, Unterenzenau, 
Untersteinbach, Voglherd

Heilbad

Heiligenhafen 23774 Heiligenhafen Heiligenhafen Seeheilbad
Heiligenstadt 37308 Heilbad Heiligenstadt Heilbad Heiligenstadt Heilbad
Helgoland 27498 Helgoland G Seeheilbad
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Anerkenntnis als Heilkurort
Name ohne „Bad“ PLZ Gemeinde ist erteilt für:

(Ortsteile, sofern nicht B, G, K*)
Artbezeichnung

Herbstein 36358 Herbstein B Heilquellen-Kurbetrieb
Heringsdorf 17442 Heringsdorf G Ostseeheilbad
Herrenalb 76332 Bad Herrenalb Bad Herrenalb Heilbad und Heil­

klimatischer Kurort
Hersfeld 36251 Bad Hersfeld K (Mineral-)Heilbad
Hille 32479 Hille Rothenuffeln Kurmittelgebiet 

(Heilquelle und Moor)
Hindelang 87541 Hindelang Hindelang, Bad Oberdorf, Bruck, 

Gailenberg, Groß, Hinterstein, 
Liebenstein, Oberjoch, Reckenberg, 
Riedle, Unterjoch, Vorderhindelang

Kneippkurort und 
Heilklimatischer Kurort

Hinterzarten 79856 Hinterzarten G Heilklimatischer Kurort
Höchenschwand 79862 Höchenschwand Höchenschwand Heilklimatischer Kurort
Hönningen 53557 Bad Hönningen Bad Hönningen Heilbad
Höxter 37671 Höxter Bruchhausen Heilquellen-Kurbetrieb
Hohwacht 24321 Hohwacht G Seeheilbad
Holzminden 37603 Holzminden Neuhaus Heilklimatischer Kurort
Homburg 61348 Bad Homburg v.d.Höhe K Heilbad
Horn 32805 Horn-Bad Meinberg Bad Meinberg Heilbad
Iburg 49186 Bad Iburg Bad Iburg Kneippheilbad
Isny 88316 Isny Isny, Neutrauchburg Heilklimatischer Kurort
Juist 26571 Juist G Nordseeheilbad
Karlshafen 34385 Bad Karlshafen K Heilbad
Kassel 34117 Kassel Wilhelmshöhe Kneippheilbad
Kellenhusen 23746 Kellenhusen Kellenhusen Seeheilbad
Kissingen 97688 Bad Kissingen G Heilbad
Klosterlausnitz 07639 Bad Klosterlausnitz Bad Klosterlausnitz Heilbad
König 64732 Bad König K Heilbad
Königsfeld 78126 Königsfeld Königsfeld, Bregnitz, Grenier Kneippkurort und 

Heilklimatischer Kurort
Königshofen 97631 Bad Königshofen 

i. Grabfeld
G -  ohne die eingegliederten 
Gebiete der ehemaligen Gemeinden 
Aub und Merkershausen

Heilbad

Königstein 61462 Königstein im Taunus K Heilklimatischer Kurort
Kosen 06628 Bad Kosen G Heilbad
Kötzting 93438 Kötzting Stadtteil Kötzting Kneippkurort
Kohlgrub 82433 Bad Kohlgrub G Heilbad
Kreuth 83708 Kreuth G Heilklimatischer Kurort
Kreuznach 55543 Bad Kreuznach Bad Kreuznach Heilbad
Krozingen 79189 Bad Krozingen Bad Krozingen Heilbad
Rrumbach 86381 Rrumbach (Schwaben) B/Sanatorium Krumbad Peloidkurbetrieb
Kühlungsborn 18225 Kühlungsborn G Ostseeheilbad
Kyllburg 54655 Kyllburg Kyllburg Kneippkurort
Laasphe 57334 Bad Laasphe Bad Laasphe Kneippheilbad
Laer 49196 Bad Laer G Soleheilbad
Lahnstein 56112 Lahnstein B / Kurtherme Rhein-Lahn 

der Viktoria Thermalbad 
Lahnstein GmbH

Heilquellen-Kurbetrieb

Langeoog 26465 Langeoog G Nordseeheilbad
Lausick 04651 Bad Lausick Bad Lausick Ort mit Mineralquellen- 

Kurbetrieb
Lauterberg 37431 Bad Lauterberg Bad Lauterberg Kneippheilbad
Lenzkirch 79853 Lenzkirch Lenzkirch, Saig Heilklimatischer Kurort
Liebenstein 36448 Bad Liebenstein Bad Liebenstein Heilbad
Liebenzell 75378 Bad Liebenzell Bad Liebenzell Heilbad
Lindenfels 64678 Lindenfels K Heilklimatischer Kurort
Lippspringe 33175 Bad Lippspringe Bad Lippspringe Heilbad und Heil­

klimatischer Kurort
Lippstadt 59556 Lippstadt Bad Waldliesborn Heilbad
Ludwigsburg 71638 Ludwigsburg Hoheneck Ort mit Heilquellen- 

Kurbetrieb
Lüneburg 21335 Lüneburg Kurpark mit Kurzentrum Sole-Moor-Heilbad
Malente 23714 Malente Malente Kneippheilbad
Manderscheid 54531 Manderscheid Manderscheid Heilklimatischer Kurort 

und Kneippkurort
Marienberg 56470 Bad Marienberg Bad Marienberg (nur Stadtteile 

Bad Marienberg, Zinnheim und der 
Gebietsteil der Gemarkung Langen­
bach, begrenzt durch die Gemar­
kungsgrenze Hardt, Zinnheim, 
Marienberg sowie die Bahntrasse 
Eberbach-Bad Marienberg)

Kneippheilbad

Marktschellenberg 83487 Marktschellenberg G Heilklimatischer Kurort
Masserberg 98666 Masserberg G Kneippkurort
Mergentheim 97980 Bad Mergentheim Bad Mergentheim Heilbad
Mölln 23879 Mölln Mölln Kneippkurort
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Anerkenntnis als Heilkurort
Name ohne „Bad“ PLZ Gemeinde ist erteilt für:

(Ortsteile, sofern nicht B, G, K*)
Artbezeichnung

Mössingen 72116 Mössingen Bad Sebastiansweiler Ort mit Heilquellen- 
Kurbetrieb

Münder 31848 Bad Münder Bad Münder Ort mit Heilquellen- 
Kurbetrieb

Münster/Stein 55583 Bad Münster am Stein- 
Ebernburg

Bad Münster am Stein Heilbad und Heil­
klimatischer Kurort

Münstereifel 53902 Bad Münstereifel Bad Münstereifel Kneippheilbad
Murnau 82418 Murnau a. Staffelsee B / Ludwigsbad Murnau Moorkurbetrieb
Muskau 02953 Bad Muskau G Moorbad
Nauheim 61231 Bad Nauheim K Heilbad
Naumburg 34309 Naumburg K Kneippkurort
Nenndorf 31542 Bad Nenndorf Bad Nenndorf Heilbad
Neuenahr 53474 Bad Neuenahr- 

Ahrweiler
Bad Neuenahr Heilbad

Neukirchen 34626 Neukirchen K Kneippkurort
Neustadt/D 93333 Neustadt a. d. Donau Bad Gögging Heilbad
Neustadt/S 97616 Bad Neustadt a.d. Saale Bad Neustadt a.d. Saale, Salzburg Heilbad
Nidda 63667 Nidda Bad Salzhausen Heilbad
Nonnweiler 66620 Nonnweiler Nonnweiler Heilklimatischer Kurort
Norddorf 25946 Norddorf/Amrum Norddorf Seeheilbad
Norderney 26548 Norderney G Nordseelheilbad
Nordstrand 25845 Nordstrand G Seeheilbad
Nümbrecht 51588 Nümbrecht G Heilklimatischer Kurort
Oberstaufen 87534 Oberstaufen G -  ausgenommen die Gemeinde­

teile Aach i. Allgäu, Hänse, Hag­
spiel, Hütten, Krebs, Nägeleshalde

Schrothheilbad und 
Heilklimatischer Kurort

Oberstdorf 87561 Oberstdorf Oberstdorf, Anatswald, Birgsau, 
Dietersberg, Ebene, Einödsbach, 
Faistenoy, Gerstruben, Gottenried, 
Gruben, Gundsbach, Jauchen, 
Kornau, Reute, Ringang, Schwand, 
Spielmannsau

Kneippkurort und 
Heilklimatischer Kurort

Oeynhausen 32545 Bad Oeynhausen Bad Oeynhausen Heilbad
Olsberg 59939 Olsberg Olsberg Kneippkurort
Orb 63619 Bad Orb G Heilbad
Ottobeuren 87724 Ottobeuren Ottobeuren, Eidern Kneippkurort
Oy-Mittelberg 87466 Oy-Mittelberg Oy Kneippkurort
Petershagen 32469 Petershagen Hopfenberg Kurmittelgebiet
Peterstal-Griesbach 77740 Bad Peterstal-Griesbach G Heilbad und Kneippkurort
Porta Westfalica 32457 Porta Westfalica Hausberge Kneippkurort
Preußisch Oldendorf 32361 Preußisch Oldendorf Holzhausen Kurmittelgebiet
Prien 83209 Prien a. Chiemsee G -  ohne den eingegliederten Ge- Kneippkurort

meindeteil Vachendorf der ehema­
ligen Gemeinde Hittenkirchen 
und den Gemeindeteil Wildenwart

Pyrmont 31812 Bad Pyrmont K Heilbad
Radolfzell 78315 Radolfzell Mettnau Kneippkurort
Ramsau 83486 Ramsau bei Berchtes­

gaden
G Heilklimatischer Kurort

Rappenau 74906 Bad Rappenau Bad Rappenau (Sole-)Heilbad
Reichenhall 83435 Bad Reichenhall Bad Reichenhall, Bayerisch Gmain 

und Kibling
Heilbad

Reichshof 51580 Reichshof Eckenhagen Heilklimatischer Kurort
Rengsdorf 56579 Rengsdorf Rengsdorf Heilklimatischer Kurort
Rippoldsau-Schapbach 77776 Bad Rippoldsau- 

Schapbach
Bad Rippoldsau Heilbad

Rodach 96476 Rodach b. Coburg B / Kurmittelhaus Thermalbad Rodach Heilquellen-Kurbetrieb
Rothenfelde 49214 Bad Rothenfelde G Heilbad
Rottach-Egern 83700 Rottach-Egern G Heilklimatischer Kurort
Rottenburg 72108 Rottenburg a. N. Bad Niedernau Ort mit Heilquellen- 

Kurbetrieb
Sachsa 37441 Bad Sachsa Bad Sachsa Heilklimatischer Kurort
Säckingen 79713 Bad Säckingen Bad Säckingen Heilbad
Salzdetfurth 31162 Bad Salzdetfurth Bad Salzdetfurth, Detfurth Heilbad
Salzgitter 38259 Salzgitter Salzgitter-Bad Ort mit Sole-Kurbetrieb
Salzschlirf 36364 Bad Salzschlirf G Mineralheilbad und Moor­

bad
HeilbadSalzuflen 32105 Bad Salzuflen Bad Salzuflen

Salzungen 36443 Bad Salzungen Bad Salzungen Soleheilbad
Sasbachwalden 77887 Sasbachwalden G Kneippkurort
Sassendorf 59505 Bad Sassendorf Bad Sassendorf Heilbad
Saulgau 88348 Saulgau Saulgau Heilquellen-Kurbetrieb
Schandau 01814 Bad Schandau Kirnitzschtal, Ostrau Kneippkurort
Scharbeutz 23683 Scharbeutz Scharbeutz Seeheilbad
Scheidegg 88175 Scheidegg G Kneippkurort und 

Heilklimatischer Kurort
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Anerkenntnis als Heilkurort
Name ohne „Bad“ PLZ Gemeinde ist erteilt für:

(Ortsteile, sofern nicht B, G, K*)
Artbezeichnung

Schieder 32816 Schieder-Schwalenberg Schieder, Glashütte Kneippkurort
Schlangenbad 65388 Schlangenbad K Heilbad
Schleiden 53937 Schleiden Gemünd Kneippkurort
Schluchsee 79859 Schluchsee Schluchsee, Faulenfürst, Fischbach Heilklimatischer Kurort
Schmallenberg 57392 Schmallenberg Fredeburg Kneippkurort
Schmiedeberg 06905 Bad Schmiedeberg G Heilbad
Schömberg 72355 Schömberg Schömberg Heilklimatischer Kurort 

und Kneippkurort
Schönau 83471 Schönau a. Königssee G Heilklimatischer Kurort
Schönberg 24217 Schönberg Holm Heilbad und Kneippkurort
Schönbom 76669 Bad Schönborn a) Bad Mingolsheim Heilbad

b) Langenbrücken Ort mit Heilquellen- 
Kurbetrieb

Schönebeck-Salzelmen 39624 Schönebeck-Salzelmen G Heilbad
Schönwald 78141 Schönwald G Heilklimatischer Kurort
Schussenried 88427 Bad Schussenried Bad Schussenried (Moor-)Heilbad
Schwalbach 65307 Bad Schwalbach K Heilbad
Schwangau 87645 Schwangau G Heilklimatischer Kurort
Schwartau 23611 Bad Schwartau Bad Schwartau Heilbad
Segeberg 23795 Bad Segeberg G . Heilbad
Siegsdorf 83313 Siegsdorf B / Kurheim Bad Adelholzen Heilquellen-Kurbetrieb
Sinzig 53489 Sinzig Bad Bodendorf Heilkurort
Sobernheim 55566 Bad Sobernheim Bad Sobernheim Felke-Heilbad
Soden am Taunus 65812 Bad Soden am Taunus K Heilbad
Soden-Salmünster 63628 Bad Soden-Salmünster Bad Soden Mineralheilbad
Soltau 29614 Soltau B (Sole-)Heilbad
Sooden-Aliendorf 37242 Bad Sooden-Allendorf K Heilbad
Spiekeroog 26474 Spiekeroog G Nordseeheilbad
St. Andreasberg 37444 St. Andreasberg G Heilklimatischer Kurort
St. Blasien 79837 St. Blasien St. Blasien Kneippkurort und 

Heilklimatischer Kurort
St. Peter-Ording 25826 St. Peter-Ording St. Peter-Ording Seeheilbad und Mineral­

heilbad
Staffelstein 96231 Staffelstein B / Thermal-Solebad Staffelstein 

(Obermain-Therme)
Heilquellen-Kurbetrieb

Steben 95138 Bad Steben G Heilbad
Stützerbach 98714 Stützerbach G Kneippkurort
Stuttgart 70173 Stuttgart Berg, Bad Cannstatt Ort mit Heilquellen- 

Kurbetrieb
Suderode 06507 Bad Suderode G Heilbad
Sülze 18334 Bad Sülze G (Moor- und Sole-)Heilbad
Sulza 99518 Bad Sulza G Soleheilbad
Tabarz 99891 Tabarz G Kneippkurort
Tegernsee 83684 Tegernsee G Heilklimatischer Kurort
Teinach-Zavelstein 75385 Bad Teinach-Zavelstein Bad Teinach Heilbad
Templin 17261 Templin G (Moor-)Heilbad
Tennstedt 99955 Bad Tennstedt G Heilbad
Thymau 94136 Thymau B / Sanatorium Kellberg Mineralquellen-Kurbetrieb
Timmendorfer Strand 23669 Timmendorfer Strand Timmendorfer Strand, Niendorf Seeheilbad
Titisee-Neustadt 79822 Titisee-Neustadt Titisee Kneippkurort
Todtmoos 79682 Todtmoos G Heilklimatischer Kurort
Tölz 83646 Bad Tölz a) Gebiet der ehemaligen Stadt Bad Tölz Heilbad und Heilklimati­

scher Kurort
b) Gebiet der ehemaligen Heilklimatischer Kurort

Gemeinde Oberfischbach
Traben-Trarbach 56841 Traben-Trarbach Bad Wildstein Heilbad
Travemünde 23570 Travemünde Travemünde Seeheilbad
Triberg 78098 Triberg Triberg Heilklimatischer Kurort
Überkingen 73337 Bad Überkingen Bad Überkingen Heilbad
Überlingen 88662 Überlingen Überlingen Kneippheilbad
Urach 72574 Bad Urach Bad Urach Heilbad
Vallendar 56179 Vallendar Vallendar Kneippkurort
Varel 26316 Varel B-Dangast Ort mit Heilquellen- 

Kurbetrieb
Vilbel 61118 Bad Vilbel K Heilbad
Villingen-Schwenningen 78050 Villingen-Schwenningen V illingen Kneippkurort
Vlotho 32602 Vlotho Seebruch, Senkelteich, Kurmittelgebiet

Valdorf-West (Heilquelle und Moor)
Waldbronn 76337 Waldbronn Gemeindeteile Busenbach, Ort mit Heilquellen-

Reichenbach Kurbetrieb
Waldkirch 79183 Waldkirch Waldkirch Kneippkurort
Waldsee 88399 Bad Waldsee Bad Waldsee, Steinach (Moor-)Heilbad und 

Kneippkurort
Wangerland 26434 Wangerland Horumersiel, Schillig Nordseeheilbad
Wangerooge 26486 Wangerooge G Nordseeheilbad
Warburg 34414 Warburg Germete Kurmittelgebiet
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Name ohne „Bad“ PLZ Gemeinde
Anerkenntnis als Heilkurort 
ist erteilt für:
(Ortsteile, sofern nicht B, G, K*)

Artbezeichnung

(Heilquelle)
Weiskirchen 66709 Weiskirchen Weiskirchen Heilklimatischer Kurort
Wenningstedt 25996 Wenningstedt/Sylt Wenningstedt Seeheilbad
Westerland 25980 Westerland Westerland Seeheilbad
Wieda 37-47 Wieda Wieda Heilklimatischer Kurort
Wiesbaden 65189 Wiesbaden K Heilbad
Wiesenbad 09488 Thermalbad Wiesenbad G Thermal-Heilbad
Wies see 83707 Bad Wiessee G Heilbad
Wildbad 75323 Bad Wildbad Bad Wildbad Heilbad
Wildemann 38709 Wildemann G Kneippkurort
Wildungen 34537 Bad Wildungen K Heilbad
Willingen 34508 Willingen (Upland) a) K

b) Usseln

Heilklimatischer Kurort, 
Kneippkurort und Heilbad 
Heilklimatischer Kurort

Wilsnack 19336 Bad Wilsnack B (Moor-)Heilbad
Wimpfen 74206 Bad Wimpfen Bad Wimpfen, Erbach, Fleckinger 

Mühle, Höhenhöfe
(Sole-)Heilbad

Windsheim 91438 Bad Windsheim Bad Windsheim, Kleinwindsheimer- 
mühle, Walkmühle

Heilbad

Winterberg 59955 Winterberg Winterberg, Altastenberg, Elkering­
hausen

Heilklimatischer Kurort

Wittdün/Amrum 25946 Wittdün/Amrum Wittdün Seeheilbad
Witzenhausen 37217 Witzenhausen Ziegenhagen Kneippkurort
Wörishofen 86825 Bad Wörishofen Bad Wörishofen, Hartenthal, 

Oberes Hart, Obergammenried, 
Schöneschach, Untergammenried, 
Unteres Hart

Kneippheilbad

Wolkenstein 09429 Warmbad Wolkenstein Warmbad Thermal-Heilbad
Wünnenberg 33181 Wünnenberg Wünnenberg Kneippkurort
Wurzach 88410 Bad Wurzach Bad Wurzach (Moor-)Heilbad
Wyk a. F. 25938 Wyk a. F. Wyk Seeheilbad
Zinnowitz 17450 Zinnowitz G Ostseeheilbad
Zwesten 34596 Zwesten K Heilbad und Ort mit 

Heilquellen-Kurbetrieb
Zwischenahn 26160 Bad Zwischenahn Bad Zwischenahn Heilbad

*) B = Einzelkurbetrieb
G = gesamtes Gemeindegebiet 
K = nur Kemgemeinde, Kernstadt

Anhang 3
(zu § 13 Abs. 3 Nr. 2 BhV)

Heilkurorteverzeichnis (Ausland)
Ortsnamen
Abano Terme 
Badgastein 
Bad Dorfgastein 
Bad Hofgastein 
Galzignano 
Ischia
Montegrotto
Ein Boqeg, Salt Land Village, Sdom am Toten Meer, wenn eine schwere Hauterkrankung (z. B. Psoriasis, Neurodermitis) vorliegt und die 
inländischen Behandlungsmöglichkeiten ohne hinreichenden Heilerfolg ausgeschöpft sind.

Hinweise zu den Beihilfevorschriften 
-  auszugsweise -

Z« § 6 Absatz 1 Nr. 3

1. Die in Satz 3 genannten Behandler sind grundsätzlich Angehöri­
ge von Heilhilfsberufen, bei denen eine staatliche Regelung der 
Berufsausbildung oder des Berufsbildes besteht; bei einer 
Sprachtherapie können die Aufwendungen für die Behandlung 
durch staatlich anerkannte Sprachtherapeuten (Bestimmung über 
die Ausbildung und Prüfung an Fachschulen für Sprachtherapie, 
Rd. Erlaß vom 30. 7. 1979, Nds. MBL S. 1499) oder staatlich ge­
prüfte Atem-, Sprech- und Stimmlehrer der Schule Schlaffhorst-

Andersen (Verordnung für berufsbildende Schulen vom 7. 6. 
1990, Nds. GVBl. S. 157) im Rahmen des Hinweises 3, Abschnitt 
VIII. (Logopädie) als beihilfefähig anerkannt werden. Beihilfe­
fähig sind nur Aufwendungen für Leistungen, die diese Behand­
ler in ihrem Beruf erbringen. Nicht beihilfefähig sind insbeson­
dere Aufwendungen für Leistungen, die von Beschäftigungs- und 
Arbeitstherapeuten auf dem Gebiet der Arbeitstherapie, von Di­
plom-Pädagogen, Eurhythmielehrern, Eutoniepädagogen und 
-therapeuten, Gymnastiklehrern, Heilpädagogen, Kunsttherapeu­
ten, Maltherapeuten, Montessoritherapeuten, Musiktherapeuten, 
Sonderschullehrern und Sportlehrern erbracht werden.

2. Beihilfefähig sind nur Aufwendungen für die in Hinweis 3 ge­
nannten Heilbehandlungen. Über die Beihilfefähigkeit der Auf­
wendungen für Heilbehandlungen, die weder im Hinweis 3 auf-
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geführt noch den dort aufgeführten Leistungen vergleichbar sind, 
entscheidet die oberste Dienstbehörde im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium des Innern.

3. Für Heilbehandlungen durch die in Satz 3 genannten Behandler 
werden die beihilfefähigen Aufwendungen nach Absatz 4 Satz 2 
auf folgende beihilfefähige Höchstbeträge begrenzt:

lfd. Leistung beihilfefähiger
Nr. Höchstbetrag DM

I. Inhalationen1)

1 Inhalationstherapie -  auch mittels Ultraschallver­
nebelung -  als Einzelinhalation 12,-

2 a) Inhalationstherapie -  auch mittels Ultraschall­
vernebelung — als Rauminhalation in einer 
Gruppe, je Teilnehmer 6,-

b) Inhalationstherapie -  auch mittels Ultraschall­
vernebelung -  als Rauminhalation in einer 
Gruppe -  jedoch bei Anwendung ortsgebun­
dener Heilwässer, je Teilnehmer 10,-

3 a) Radon-Inhalation im Stollen 22,-
b) Radon-Inhalation mittels Hauben 27,-

II. Krankengymnastik, Bewegungsübungen

4 Krankengymnastische Behandlung2) (auch auf
neurophysiologischer Grundlage, Atemtherapie) 
als Einzelbehandlung -  einschließlich der erfor­
derlichen Massage -  35,-

5 Krankengymnastische Behandlung2)3) auf neuro­
physiologischer Grundlage bei nach Abschluß der 
Hirnreife erworbenen zentralen Bewegungsstörun­
gen als Einzelbehandlung, Mindestbehandlungs­
dauer 30 Minuten 40,-

6 Krankengymnastische Behandlung2)5) auf neuro­
physiologischer Grundlage bei angeborenen oder 
frühkindlich erworbenen zentralen Bewegungs­
störungen als Einzelbehandlung bis zur Vollendung 
des 14 Lebensjahres, Mindestbehandlungsdauer
45 Minuten 60,—

7 Krankengymnastik in einer Gruppe (2-8 Pers.)
-  auch orthopädisches Turnen —, je Teilnehmer 12,—

8 Krankengymnastik in einer Gruppe4) bei zere­
bralen Dysfunktionen (2-4 Pers.), Mindestbe­
handlungsdauer 45 Minuten, je Teilnehmer 19,—

9 Krankengymnastik (Atemtherapie) in einer Gruppe 
(2-5 Pers.) bei Behandlung von Mukoviszidose und 
vergleichbar schweren Bronchialerkrankungen, 
Mindestbehandlungsdauer 60 Minuten, je Teil­
nehmer 23,-

10 Bewegungsübungen2) 14,-
11 a) Krankengymnastische Behandlung/Bewegungs-

übungen im Bewegungsbad als Einzelbehand­
lung -  einschließlich der erforderlichen Nach­
ruhe -  43,-

b)Krankengymnastik/Bewegungsübungen in einer 
Gruppe im Bewegungsbad (bis 5 Pers.), je 
Teilnehmer -  einschließlich der erforderlichen 
Nachruhe- 21,—

12 Manuelle Therapie zur Behandlung von Ge­
lenkblockierungen2)5), Mindestbehandlungsdauer
30 Minuten 40,-

13 Chirogymnastik7) -  einschließlich der erforderli­
chen Nachruhe 26,—

14 Erweiterte ambulante Physiotherapie10),") Mindest­
behandlungsdauer 120 Minuten, je Behandlungs­
tag 160,-

15 entfällt
16 Extensionsbehandlung (z. B. Glissonschlinge) 9,-
17 Extensionsbehandlung mit größeren Apparaten 

(z. B. Schrägbrett, Extensionstisch, Perl’sches
Gerät, Schlingentisch) 12,-

III. Massagen

18 Massagen einzelner oder mehrerer Körperteile, 
auch Spezialmassagen (Bindegewebs-, Reflexzo­
nen-, Segment-, Periost-, Bürsten- und Colonmas­
sage)2) 25,-

lfd. Leistung beihilfefähiger
Nr. Höchstbetrag DM

19 Manuelle Lymphdrainage nach Dr. Vodder7)
a) Großbehandlung, mindestens 30 Minuten 35,-
b) Ganzbehandlung, mindestens 45 Minuten 53,—
c) Kompressionsbandagierung einer Extremität8) 16,—

20 Unterwasserdruckstrahlmassage bei einem 
Wanneninhalt von mindestens 600 Litern und 
einer Aggregatleistung von mindestens 200 1/min 
sowie mit Druck- und Temperaturmeßeinrichtung
-  einschließlich der erforderlichen Nachruhe -  40,-

IV. Packungen, Hydrotherapie, Bäder

21 Heiße Rolle
-  einschließlich der erforderlichen Nachruhe -  19,—

22 a) Warmpackung eines oder mehrerer Körperteile -
einschließlich der erforderlichen Nachruhe -
-  bei Anwendung wieder verwendbarer

Packungsmaterialien (z. B. Paraffin, Fango- 
Paraffin, Moor-Paraffin, Pelose, Turbatherm) 22,-

-  bei Anwendung einmal verwendbarer natürli­
cher Peloide (Heilerde, Moor, Naturfango, Pe­
lose, Schlamm, Schlick) ohne Verwendung von 
Folie oder Vlies zwischen Haut und Peloid
Teilpackung 36,-
Großpackung 51,—

b) Schwitzpackung (z. B. spanischer Mantel,
Salzhemd, Dreiviertelpackung nach Kneipp)
-  einschließlich der erforderlichen Nachruhe -  27,-

c) Kaltpackung (Teilpackung)
-  Anwendung von Lehm, Quark u. ä. 14,-
-  Anwendung einmal verwendbarer Peloide 

(Heilerde, Moor, Naturfango, Pelose,
Schlamm, Schlick) ohne Verwendung von
Folie oder Vlies zwischen Haut und Peloid 28,—

d) Heublumensack, Peloidkompresse 17,-
e) Wickel, Auflagen, Kompressen u. a., auch mit

Zusatz 8,-
f) Trockenpackung 6,-

23 a) Teilguß, Teilblitzguß, Wechselteilguß 6,-
b) Vollguß, Vollblitzguß, Wechselvollguß 8,-
c) Abklatschung, Abreibung, Abwaschung 7,—

24 a) An- oder absteigendes Teilbad (z. B. Hauffe)
-  einschließlich der erforderlichen Nachruhe -  22,-

b) An- oder absteigendes Vollbad (Überwärmungs­
bad) -  einschließlich der erforderlichen Nachruhe -  36,-

25 a) Wechsel-Teilbad
-  einschließlich der erforderlichen Nachruhe -  17,-

b) Wechsel-Vollbad
-  einschließlich der erforderlichen Nachruhe -  24,—

26 Bürstenmassagebad
-  einschließlich der erforderlichen Nachruhe -  35,-

27 a) Naturmoor-Halbbad
-  einschließlich der erforderlichen Nachruhe -  58,-

b) Naturmoor-Vollbad
-  einschließlich der erforderlichen Nachruhe -  70,-

28 Sandbäder
-  einschließlich der erforderlichen Nachruhe -
a) Teilbad 53,-
b) Vollbad 60,-

29 Sole-Photo-Therapie
Behandlung großflächiger Hauterkrankungen 
mit Balneo-Phototherapie (Einzelbad in Sole 
kombiniert mit UV-A-AV-B-Bestrahlung, 
einschließlich Nachfetten)
-  einschließlich der erforderlichen Nachruhe -  60,-

30 Medizinische Bäder mit Zusätzen
a) Teilbad (Hand-, Fußbad) mit Zusatz, z. B. 

vegetabilische Extrakte, ätherische Öle, spezielle 
Emulsionen, mineralische huminsäurehaltige
und salizylsäurehaltige Zusätze 12,—

b) Sitzbad mit Zusatz
-  einschließlich der erforderlichen Nachruhe -  24,—

c) Vollbad, Halbbad mit Zusatz
-  einschließlich der erforderlichen Nachruhe -  33,-

d) Weitere Zusätze, je Zusatz 6,-
31 Gashaltige Bäder

a) Gashaltiges Bad (z. B. Kohlensäurebad, 
Sauerstoffbad)
-  einschließlich der erforderlichen Nachruhe -  35,—

b) Gashaltiges Bad mit Zusatz
-  einschließlich der erforderlichen Nachruhe -  41,-

c) Kohlendioxidgasbad (Kohlensäuregasbad)
-  einschließlich der erforderlichen Nachruhe -  38,—
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lfd. Leistung beihilfefahiger
Nr. Höchstbetrag DM

d) Radon-Bad
-  einschließlich der erforderlichen Nachruhe -  33,-

e) Radon-Zusatz, je 500000 Millistat 6,-

Aufwendungen für andere als die in diesem Abschnitt sowie in § 6 Abs. 1 Nr. 
3 bezeichneten Bäder sind nicht beihilfefähig. Bei Teil-, Sitz- und Vollbä­
dern mit ortsgebundenen natürlichen Heilwässern erhöhen sich die jeweili­
gen unter Nummern 30 a bis c und 31 b angegebenen beihilfefähigen Höchst­
beträge um bis zu 6 DM. Zusätze hierzu sind nach Maßgabe der Nummer 30 
d beihilfefähig.

lfd. Leistung beihilfefähiger
Nr. Höchstbetrag DM

c) bei psychischen Störungen,
Mindestdauer 60 Minuten 94,-

51 Hirnleistungstraining als Einzelbehandlung,
Mindestdauer 30 Minuten 57,-

52 Gruppenbehandlung
a) Mindestdauer 45 Minuten, je Teilnehmer 26,-
b) bei psychischen Störungen,

Mindestdauer 90 Minuten, je Teilnehmer 52,-

V. Kälte- und Wärmebehandlung

32 Eisanwendung, Kältebehandlung (z. B. Kompresse,
Eisbeutel, direkte Abreibung, Kaltgas, Kaltluft) 18,-

33 Eisteilbad 18,-
34 Heißluftbehandlung* 2 3 4 5 6 7 * 9 10) oder Wärmeanwendung 

(Glühlicht, Strahler -  auch Infrarot -)  eines
oder mehrerer Körperteile 10,-

VI. Elektrotherapie

35 Ultraschallbehandlung -  auch Phonophorese- 12,-
36 Behandlung eines oder mehrerer Körperabschnitte 

mit hochfrequenten Strömen (Kurz-, Dezimeter­
oder Mikrowellen) 12,-

37 Behandlung eines oder mehrerer Körperabschnitte 
mit niederfrequenten Strömen (z. B. Reizstrom, 
diadynamischer Strom, Interferenzstrom, Galvani­
sation) 12,-

38 Gezielte Niederfrequenzbehandlung, Elektrogym-
nastik, bei spastischen oder schlaffen Lähmungen 23,-

39 Iontophorese 12,-
40 Zwei- oder Vierzellenbad 20,-
41 Hydroelektrisches Vollbad (z. B. Stangerbad), 

auch mit Zusatz
— einschließlich der erforderlichen Nachruhe -  

VII. Lichttherapie

40,-

42 Behandlung mit Ultraviolettlicht9)
a) als Einzelbehandlung 6,-
b) in einer Gruppe, je Teilnehmer 5,-

43 a) Reizbehandlung9) eines umschriebenen Haut­
bezirkes mit Ultraviolettlicht 

b) Reizbehandlung9) mehrerer umschriebener
6,-

Hautbezirke mit Ultraviolettlicht 10,-
44 Quarzlampendruckbestrahlung eines Feldes 12,-
45 Quarzlampendruckbestrahlung mehrerer Felder 17,-

X. Sonstiges

53 Ärztlich verordneter Hausbesuch 16,-
54 Fahrkosten (nur bei ärztlich verordnetem 

Hausbesuch) bei Benutzung eines Kraftfahrzeuges 
in Höhe von 0,52 DM je Kilometer oder ansonsten 
die niedrigsten Kosten des regelmäßig verkehren­
den Beförderungsmittels

Bei Besuchen mehrerer Patienten auf demselben Weg sind die Nummern
53 und 54 nur anteilig je Patient ansetzbar.

') Die für Inhalationen erforderlichen Stoffe (Arzneimittel) sind daneben 
gesondert beihilfefähig.

2) Neben den Leistungen nach den Nummern 4 bis 6 sind Leistungen nach 
denNummern 10, 12und 18 nur dann beihilfefähig, wenn sie auf Grund 
gesonderter Diagnosestellung und einer eigenständigen ärztlichen Ver­
ordnung erbracht werden.

3) Darf nur nach besonderer Weiterbildung (z. B. Bobath, Vojta, PNF) von 
mindestens 120 Stunden anerkannt werden.

4) Darf nur nach einem abgeschlossenen Weiterbildungslehrgang (Psycho­
motorik) oder bei Nachweis gleichartiger Fortbildungskurse, Arbeits­
kreise u. ä. sowie Erfahrungen in der Kinderbehandlung und Gruppen­
therapie anerkannt werden.

5) Darf nur nach abgeschlossener besonderer Weiterbildung (Bobath, 
Vojta) von mindestens 300 Stunden anerkannt werden.

6) Darf nur nach besonderer Weiterbildung für Manuelle Therapie von 
mindestens 260 Stunden anerkannt werden.

7) Darf nur nach einer anerkannten speziellen Weiterbildung von minde­
stens 160 Stunden mit Abschlußprüfung anerkannt werden.

s) Das notwendige Bindenmaterial (z. B. Mullbinden, Kurzzugbinden, 
Fließpolsterbinden) ist daneben, wenn es besonders in Rechnung gestellt 
wird, beihilfefähig.

9) Die Leistungen der Nummern 34, 42, 43 sind nicht nebeneinander bei­
hilfefähig.

10) Darf nur bei Durchführung von durch die gesetzlichen Krankenkassen 
oder Berufsgenossenschaften zugelassene Therapieeinrichtungen als 
beihilfefähig anerkannt werden.

") Die Leistungen der Nummern 4 bis 45 sind daneben nicht beihilfefähig.

Zu § 6 Absatz 2

VIII. Logopädie

46 Erstgespräch mit Behandlungsplanung und bespre-
chungen, einmal je Behandlungsfall 57,—
Standardisierte Verfahren zur Behandlungsplanung 
einschließlich Auswertung, nur auf spezielle 
ärztliche Verordnung bei Verdacht auf zentrale 
Sprachstörungen, einmal je Behandlungsfall 90,-

47 Einzelbehandlung bei Sprech-, Sprach- und Stimm­
störungen,
Mindestdauer 30 Minuten 57,-
Mindestdauer 45 Minuten 75,-
Mindestdauer 60 Minuten 94,-

48 Gruppenbehandlung bei Sprech-, Sprach- und
Stimmstörungen mit Beratung des Patienten und 
ggf. der Eltern, Mindestdauer 45 Minuten, je Teil­
nehmer 29,-

IX. Beschäftigungstherapie (Ergotherapie)

1. Völliger Ausschluß
Gemäß Satz 1 wird für folgende wissenschaftlich nicht allgemein 
anerkannte Methoden die Beihilfefähigkeit der Aufwendungen 
ausgeschlossen:
Autohomologe Immuntherapien (z. B. AGTI-Cell) 
Autologe-Target-Cytokine-Therapie (ATC) nach Dr. Klehr 
Ayurveda-Maharishi-Therapie

Behandlung mit nicht beschleunigten Elektronen nach Dr. Nuhr
Biophotonen-Therapie
Bioresonatorentests
Blutkristallisationstests zur Erkennung von Krebserkrankungen 
Bogomoletz-Serum
Brechkraftverändernde Operation der Hornhaut des Auges (Ke­
ratomileusis) nach Prof. Barraquer 
Bruchheilung ohne Operation

49 Funktionsanalyse und Erstgespräch, einschließlich
Beratung und Behandlungsplanung, einmal je 
Behandlungsfall 57,-

50 Einzelbehandlung
a) bei motorischen Störungen, Mindestdauer

30 Minuten 57,-
b) bei sensomotorischen/perzeptiven Störungen,
Mindestdauer 45 Minuten 75,-

Chelat-Infusionstherapie
Colon-Hydro-Therapie 

Cytotoxologische Lebensmitteltests

Elektro-Neural-Behandlungen nach Dr. Croon 
Elektro-Neural-Diagnostik
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Frischzellentherapie

Ganzheitsbehandlungen auf bioelektrisch-heilmagnetischer 
Grundlage (z. B. Bioresonanztherapie, Decoderdermographie, 
Elektroakupunktur nach Dr. Voll, Elektronische Systemdiagno­
stik, Medikamententests nach der Bioelektrischen Funktionsdia­
gnostik (BFD, Mora-Therapie)
Gezielte vegetative Umstimmungsbehandlung oder gezielte ve­
getative Gesamtumschaltung durch negative statische Elektrizität

Hämatogene Oxydationstherapie (z. B. nach Dr. Wehrli, Luga­
no)
Höhenflüge zur Asthma- oder Keuchhustenbehandlung

Immuno-augmentative Therapie (IAT)
Immunseren (Serocytol-Präparate)

Kariesdetektor-Behandlung 
Kinesiologische Behandlung 
Kirlian-Fotografie
Kombinierte Serumtherapie (z. B. Wiedemann-Kur)

Laser-Behandlung im Bereich der physikalischen Therapie

Modifizierte Eigenblutbehandlung (z. B. nach Garthe, Blut-Kri- 
stall-Analyse unter Einsatz der Präparate Autohaemin, Antihae- 
min und Anhaemin)

Neurotopische Diagnostik und Therapie

Osmotische Entwässerungstherapie

Psycotron-Therapie
Pyramidenenergiebestrahlung

Regeneresen-Therapie
Reinigungsprogramm mit Megavitaminen und Ausschwitzen 
Rolfing-Behandlung

Sauerstoff-Darmsanierung (Colonics) 
Sauerstoff-Mehrschritt-Therapie nach Prof. Dr. von Ardenne 
Schwingfeld-Therapie

Thermoregulationsdiagnostik
Trockenzellentherapie

Vaduril-Injektionen gegen Parodontose 
Vibrationsmassage des Kreuzbeins

Zellmilieu-Therapie

2. Teilweiser Ausschluß
Gemäß Satz 1 wird für folgende wissenschaftlich nicht allgemein 
anerkannte Methoden die Beihilfefähigkeit der Aufwendungen 
begrenzt:

Chirurgische Homhautkorrektur durch Laserbehandlung. 
Aufwendungen sind nur beihilfefähig, wenn eine Korrektur 
durch Brillen oder Kontaktlinsen nach augenärztlicher Feststel­
lung nicht möglich ist.

Hyperbare Sauerstofftherapie (Überdruckbehandlung) 
Aufwendungen sind nur beihilfefähig bei Behandlung von Koh­
lenmonoxydvergiftung, Gasgangrän, chronischen Knocheninfek­
tionen, Septikämien, schweren Verbrennungen, Gasembolien, 
peripherer Ischämie oder bei mit Perzeptionsstörungen des Inne­
nohres verbundenen Tinnitusleiden.
Klimakammerbehandlungen
Aufwendungen sind nur beihilfefähig, soweit andere übliche Be­
handlungsmethoden nicht zum Erfolg geführt haben und die Fest­
setzungsstelle aufgrund des Gutachtens eines von ihr bestimmten 
Amts- oder Vertrauensarztes die Beihilfefähigkeit vor Beginn der 
Behandlung anerkannt hat.

Lanthasol-Aerosol-Inhalationskur
Aufwendungen sind nur beihilfefähig bei Aerosol-Inhalationsku- 
ren mit hochwirksamen Medikamenten, z. B. mit Aludrin.

Magnetfeldtherapie
Die Therapie mit Magnetfeldern ist wissenschaftlich allgemein 
nur anerkannt für die Behandlung der atrophen Pseudarthrose 
sowie bei Endoprothesenlockerung, idiopathischer Hüftnekrose 
und verzögerter Knochenbruchheilung, wenn sie in Verbindung 
mit einer sachgerechten chirurgischen Therapie durchgeführt 
wird.

Ozontherapie
Aufwendungen sind nur beihilfefähig bei Gasinsufflationen, 
wenn damit arterielle Verschlußerkrankungen behandelt werden 
und die Festsetzungsstelle aufgrund des Gutachtens eines von ihr 
bestimmten Amts- oder Vertrauensarztes die Beihilfefähigkeit 
vor Beginn der Behandlung anerkannt hat.

Prostata-Hyperthermie-Behandlung
Aufwendungen sind nur beihilfefähig bei Krebsbehandlung. 

Therapeutisches Reiten (Hippotherapie)
Aufwendungen sind nur beihilfefähig bei ausgeprägten cerebra­
len Bewegungsstörungen (Spastik) oder schwerer geistiger Be­
hinderung, sofern die ärztlich verordnete und indizierte Behand­
lung durch einen Angehörigen der Heilhilfsberufe (z. B. Kran­
kengymnast) mit entsprechender Zusatzausbildung durchgeführt 
wird. Die Leistung wird der Nummer 4 des Hinweises 3 zu § 6 
Abs. 1 Nr. 3 zugeordnet.

Thymustherapie und Behandlung mit Thymuspräparaten 
Aufwendungen sind nur beihilfefähig bei Krebsbehandlungen, 
wenn andere übliche Behandlungsmethoden nicht zum Erfolg ge­
führt haben.

3. Bestehen Zweifel, ob eine neue Behandlungsmethode wissen­
schaftlich allgemein anerkannt ist und werden diese durch ein 
amts- oder vertrauensärztliches Gutachten bestätigt, ist der ober­
sten Dienstbehörde zu berichten.

Zu § 9 Absatz 1
1. Die Beihilfefähigkeit umfaßt die bei einer häuslichen teilsta­

tionären und stationären Pflege entstehenden Aufwendungen für 
Grundpflege und hauswirtschaftliche Versorgung (vgl. Hinweise 
2 und 3 zu Absatz 2). Aufwendungen für eine notwendige Be­
handlungspflege sind daneben nach § 6 Abs. 1 Nr. 7 beihilfe­
fähig.

2. Beihilfen zu Aufwendungen für Maßnahmen zur Verbesserung 
des individuellen Wohnumfeldes des Pflegebedürftigen können 
gewährt werden, wenn die private oder soziale Pflegeversiche­
rung anteilige Zuschüsse für die Maßnahme gezahlt hat. Bei in 
der privaten Pflegeversicherung Versicherten ist der Betrag bei­
hilfefähig, aus dem der anteilige Zuschuß berechnet wurde. Bei 
Personen nach § 28 Abs. 2 SGB XI wird entsprechend Absatz 6 
Satz 1 verfahren.

Nr. 129
Einberufung zur 1. Tagung der 45. Synode

Die 45. Synode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg 
wird zu einer Tagung auf

Dienstag, den 21. Mai 1996,
einberufen.
Die Tagung der Synode wird um 9.00 Uhr in der St.-Ulrichs-Kirche 
in Rastede mit einem Abendmahlsgottesdienst, der von Herrn Pfar­
rer Harrack gehalten wird, eröffnet.
Die Verhandlungen der Synode beginnen gegen 10.30 Uhr in der 
Heimvolkshochschule Rastede-Hankhausen und werden voraus­
sichtlich am Donnerstag, dem 23. Mai 1996, abends beendet sein. 
Am Sonntag, dem 19. Mai 1996, ist gemäß Artikel 82 der Kirchen­
ordnung in allen Gottesdiensten der Synode fürbittend zu gedenken. 
Anträge und Eingaben an die Synode sind bis zum 7. Mai 1996 über 
den Oberkirchenrat einzureichen.

Oldenburg, den 9. April 1996
D er Ob e r k i r c h e n r a t  

der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
Dr. Sievers 

Bischof
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Nr. 130
Kirchengesetz

über die Änderung des Kirchengesetzes zur Regelung von 
besonderen Dienstverhältnissen für Pfarrer 

vom 14. November 1991 (GVBl. XXII. Band, Seite 121) 
in der Fassung vom 30. November 1995 

(GVBI. XXIII. Band, Seite 104)
Die 45. Synode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg 
hat folgendes Kirchengesetz beschlossen:
Das Kirchengesetz zur Regelung von besonderen Dienstverhältnis­
sen für Pfarrer vom 14. November 1991 (GVBL XXII. Band, Seite 
121) in der Fassung vom 30. November 1995 (GVBl. XXIII. Band, 
Seite 104) wird wie folgt geändert:

Artikel 1
§ 3 wird wie folgt geändert:
a) Die Angabe „(1)“ wird gestrichen.
b) Absatz 2 wird gestrichen.

Artikel 2
Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1996 in Kraft. 

26121 Oldenburg, den 23. Mai 1996

D er Ob e r k i r c h e n r a t  
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Dr. Sievers 
Bischof

Nr. 131
Kirchengesetz

über die Änderung des Gesetzes betr. das Disziplinarrecht 
vom 6. Februar 1956 i. d. F. vom 29. November 1963

Die 45. Synode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg 
hat folgendes Kirchengesetz beschlossen:

Artikel 1
Das Gesetz betr. das Disziplinarrecht vom 6. Februar 1956 i. d. F. 
vom 29. November 1963 wird wie folgt geändert:
1) In der Überschrift werden die Worte „vom 29. November 1963 

(GVBL XV. Bd., S.192)“ durch die Worte „vom 23. Mai 1996“ 
ersetzt.

2) In § 1 werden die Worte „11. März 1955 -  Amtsblatt der Evan­
gelischen Kirche in Deutschland, Seite 84 durch die Worte 
„9. November 1995 -  Amtsblatt der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, Seite 561 -  in der jeweils geltenden Fassung“ er­
setzt.

3) § 3 wird gestrichen.
4) § 4 wird durch folgenden Satz 3 ergänzt:

„Zuständige Stelle i. S. von § 17 Absatz 1 Nr. 2 und Nr. 3 des Dis- 
ziplinargesetzes ist der Oberkirchenrat.“

5) § 6 wird wie folgt geändert:
a) Die Zahl „14“ wird durch „7 Absatz 1 Nr. 2“ ersetzt.
b) Es wird ein Satz 2 angefügt: „Geschäftsstelle nach § 22 Abs. 

2 des Disziplinargesetzes ist der Oberkirchenrat.“
6) § 7 wird wie folgt geändert:

a) „§ 5 und § 8“ wird durch „§ 25“ ersetzt.
b) Die Worte „Geistliche im Wartestand“ werden ersetzt durch 

die Worte „Amtskräfte im Warte- oder Ruhestand“.
c) Die Worte „für Geistliche“ werden durch die Worte „für 

Amtskräfte“ ersetzt.
7) Es wird ein neuer § 7 a eingefügt:

Das Begnadigungsrecht nach § 114 Nr. 2 des Disziplinargesetzes 
wird gern. Art. 97 Nr. 7 der Kirchenordnung durch den Oberkir­
chenrat ausgeübt.

8) § 8 wird wie folgt geändert:
a) Das Wort „Geistlichen“ wird ersetzt durch die Worte „Amts­

kräfte im Sinne von § 1 Absatz I Nr. 1 des Disziplinargeset­
zes“.

b) Die Worte „des Gesetzes“ werden gestrichen.
c) Das Wort „ordinierten“ wird gestrichen.
d) Das Wort „(Pastoren)“ wird gestrichen.
e) Die Worte „sowie auf die in einer Planstelle angestellten 

Pfarrvikarinnen“ werden gestrichen.
9) § 9 wird wie folgt geändert:

a) Die Worte „den Untersuchungsführer“ werden durch die 
Worte „die ermittelnde Person“ ersetzt.

b) Folgender Satz wird gestrichen: „In der Disziplinarkammer 
tritt an die Stelle des der Ordination, aushilfsweise dem Le­
bensalter nach jüngeren geistlichen Beisitzers ein Beisitzer 
der Dienststellung des Beschuldigten, um dessen Benennung 
der Vorsitzende des Rates der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, bei dessen Verhinderung sein Stellvertreter, zu 
ersuchen ist.“

Artikel 2
Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1996 in Kraft.

Oldenburg, den 23. Mai 1996
D er Ob e r k i r c h e n r a t  

der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
Dr. Sievers 

Bischof

Nr. 132
Disziplinargesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland 

(DG.EKD)
vom 9. November 1995 (ABI. EKD S. 561)

Aufgrund der Artikel 13 und 10 a der Grundordnung hat die Synode 
der Evangelischen Kirche in Deutschland für die nach Maßgabe die­
ser Artikel beteiligten Gliedkirchen das folgende Kirchengesetz be­
schlossen:
Das Kirchengesetz nimmt folgende Grundgedanken des Disziplinar­
gesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 11. März 
1955 auf:
Eine Ordnung der kirchlichen Amtsdisziplin ist nötig, um die Ge­
meinden vor Ärgernis und Unfrieden zu bewahren, eine rechte 
Amtsführung zu fördern und das Amt vor schlechter Ausübung, 
Mißbrauch und Entwürdigung zu schützen. In der Kirche Jesu Chri­
sti darf das Evangelium nicht anders verkündigt werden als in steter 
Heiligung des persönlichen und des amtlichen Lebens. Die Kirche 
ist dafür verantwortlich, daß dem Ernst dieser Verpflichtung nicht 
Abbruch geschehe. Aber sie wird denen, die sich verfehlt haben, 
auch zeigen müssen, daß sie sie dennoch als Geschwister achtet und 
ihnen wieder zurechthelfen will. Denn die Liebe ist des Gesetzes Er­
füllung (Röm. 13, 10).

Bei der Ausübung der Amtsdisziplin sollen alle Beteiligten einge­
denk sein, daß ihr Tun ein Handeln vor dem Angesicht Gottes ist, der 
ein Gott der Liebe, der Gerechtigkeit und der Wahrheit ist.

1. Teil
Allgemeine Vorschriften

§1
Geltungsbereich

( 1 ) Dieses Kirchengesetz gilt für

1. Pfarrer und Pfarrerinnen sowie Pastoren und Pastorinnen im 
Sinne der für diese geltenden Dienst- und Anstellungsgesetze,

2. Kirchenbeamte und Kirchenbeamtinnen auf Lebenszeit, auf Zeit 
oder auf Probe im Sinne der Kirchenbeamtengesetze,

3. sonstige Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, soweit gliedkirchli­
ches Recht dies vorsieht,

die in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis zur 
Evangelischen Kirche in Deutschland, in einer Gliedkirche oder
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einem gliedkirchlichen Zusammenschluß stehen oder bis zum Be­
ginn des Ruhestandes gestanden haben (Amtskraft).
(2) Amtskräfte sind auch Ordinierte, die nicht in einem in Absatz 1 
genannten Dienstverhältnis stehen. Auf sie findet dieses Kirchenge­
setz Anwendung, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist.

§2
Amtspflichtverletzung

(1) Hat eine Amtskraft ihre Amtspflicht vorsätzlich oder fahrlässig 
verletzt, so kann ein Disziplinarverfahren gegen sie durchgeführt 
werden.
(2) Gegen eine Amtskraft kann ein Disziplinarverfahren auch 
wegen einer Amtspflichtverletzung durchgeführt werden, die sie in 
einem früheren kirchlichen Dienstverhältnis begangen hat.
(3) Art und Umfang der Amtspflichten ergeben sich aus dem für die 
Amtskraft zur Zeit der Amtspflichtverletzung geltenden Recht.
(4) Der Vorwurf, eine ordinierte Amtskraft sei in der Verkündigung 
oder Lehre vom Bekenntnis ihrer Kirche abgewichen, ist nicht Ge­
genstand eines Verfahrens nach diesem Kirchengesetz.

§3
Ziel des Verfahrens

(1) Ziel des Verfahrens ist,
1. die Gemeinden vor Ärgernis und Unfrieden und den Auftrag der 

Kirche in der Welt vor Anstoß und Mißverständnis zu bewahren,
2. eine rechte Amtsführung zu fördern und
3. das Amt vor Mißbrauch und Entwürdigung zu schützen.
(2) Dieses Ziel ist bestimmend für die Entscheidung über Notwen­
digkeit, Auswahl und Bemessung einer Disziplinarmaßnahme. Das 
Ausmaß der Vorwerfbarkeit und das bisherige dienstliche und 
außerdienstliche Verhalten der Amtskraft werden berücksichtigt.
(3) Ziel des Verfahrens kann auch sein, eine Amtskraft von dem 
Verdacht einer Amtspflichtverletzung zu befreien.

2. Teil
Disziplinarverfahren

I. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

1. Grundsätze 

§4
Untersuchungsgrundsatz

Werden Tatsachen bekannt, die den Verdacht einer Amtspflichtver­
letzung begründen, so hat die zuständige Stelle die zur Aufklärung 
des Sachverhaltes notwendigen Untersuchungen zu veranlassen. 
Dabei sind die belastenden, die entlastenden und die für die Bemes­
sung einer Disziplinarmaßnahme bedeutsamen Umstände zu ermit­
teln. Das Verfahren ist zügig durchzuführen.

§5
Ermessensgrundsatz

Auf Grund der Ergebnisse der Untersuchungen nach § 4 entscheidet 
die einleitende Stelle nach pflichtgemäßem Ermessen, ob wegen 
einer Amtspflichtverletzung nach diesem Kirchengesetz einzu­
schreiten ist.

§6
Verjährung

(1) Die Verfolgung einer Amtspflichtverletzung ist nicht mehr 
zulässig, wenn bei einer Amtspflichtverletzung, die höchstens
1. eine Geldbuße gerechtfertigt hätte, mehr als zwei Jahre verstri­

chen oder
2. eine Kürzung der Bezüge gerechtfertigt hätte, mehr als sechs 

Jahre verstrichen sind
und vor Ablauf der Frist ein Disziplinarverfahren nicht eingeleitet 
worden ist.
(2) Ist vor Ablauf der Frist wegen desselben Sachverhalts ein Straf­
verfahren eingeleitet worden, so ist die Frist für die Dauer des Straf­

verfahrens gehemmt. Die verbleibende Frist beträgt mindestens ein 
Jahr.

2. Einleitende Stelle und Ermittlungen

§7
Einleitende Stelle

(1) Für die Einleitung eines Disziplinarverfahrens ist zuständige 
Stelle
1. für Amtskräfte, die im Dienst der Evangelischen Kirche in 

Deutschland stehen, der Rat der Evangelischen Kirche in 
Deutschland,

2. für Amtskräfte, die im Dienst in einer Gliedkirche stehen, die 
nach gliedkirchlichem Recht zuständige Stelle, für sonstige 
Amtskräfte die nach kirchlichem Recht jeweils zuständige Stelle.

(2) Sind für eine Amtskraft, die mehrere Ämter bekleidet hat, die im 
Verhältnis von Haupt- zu Nebenamt stehen, verschiedene einleiten­
de Stellen zuständig, so leitet die für das Hauptamt zuständige Stel­
le das Verfahren ein. Kommt zwischen den verschiedenen Stellen 
hierüber keine Einigung zustande, so entscheidet auf Antrag das Vor­
sitzende Mitglied der Disziplinarkammer durch Beschluß.

§8
Ermittlungen

(1) Beschließt die einleitende Stelle, ein Disziplinarverfahren ein­
zuleiten, so überträgt sie einer Person die Ermittlungen. Sie muß die 
Befähigung zum Richteramt haben oder über entsprechende juristi­
sche Kenntnisse verfügen.
(2) Die ermittelnde Person ist abzuberufen,
1. wenn sie aus zwingenden Gründen dauernd oder auf längere Zeit 

an der Durchführung der Ermittlungen gehindert ist,
2. wenn in einem Disziplinarverfahren eine Geldbuße oder eine 

schwerere Disziplinarmaßnahme gegen sie verhängt wird.

3. Selbstbeantragte Disziplinarverfahren

§9
Antrag der Amtskraft auf Einleitung des Disziplinarverfahrens
(1) Die Amtskraft kann bei der einleitenden Stelle ein Disziplinar­
verfahren vor dem Disziplinargericht gegen sich beantragen. Der 
Antrag ist zu begründen. Lehnt die einleitende Stelle den Antrag ab, 
hat sie der Amtskraft bekanntzugeben, daß sie die Einleitung nicht 
für gerechtfertigt hält. Diese Entscheidung ist schriftlich zu begrün­
den. Wird in den Gründen eine Amtspflichtverletzung festgestellt, 
eine Disziplinarmaßnahme aber nicht verhängt, oder wird offenge­
lassen, ob eine Amtspflichtverletzung vorliegt, kann die Amtskraft 
die Entscheidung der Disziplinarkammer beantragen. Der Antrag ist 
innerhalb eines Monats nach Zustellung der Entscheidung schriftlich 
einzureichen und zu begründen.
(2) Das gliedkirchliche Recht kann vorsehen, daß die Einleitung 
eines Disziplinarverfahrens auf Grund eines Antrags der Amtskraft 
gegen sich selbst ausgeschlossen ist.

4. Disziplinargerichte

§ 10
Disziplinargerichte

(1) Disziplinargerichte des ersten Rechtszuges sind die Disziplinar- 
kammem. Für die Evangelische Kirche in Deutschland wird eine 
Disziplinarkammer gebildet. Die Gliedkirchen bilden eigene Diszi- 
plinarkammern, sofern sie nicht die Zuständigkeit der Disziplinar­
kammer der Evangelischen Kirche in Deutschland bestimmen. Die 
Gliedkirchen können gemeinsame Disziplinarkammern bilden.
(2) Das Disziplinargericht für den Berufungsrechtszug ist für alle 
Disziplinarkammern der Disziplinarhof der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, soweit die Gliedkirchen keinen anderen Disziplinarhof 
bestimmt haben. Er kann in einen lutherischen, einen reformierten 
und einen unierten Senat gegliedert werden.
(3) Die Gliedkirchen können für ihrem Bereich einen eigenen Dis­
ziplinarhof bilden. Die Bildung eines gemeinsamen Disziplinarhofs 
für den Bereich mehrerer Gliedkirchen ist zulässig.
(4) Bei den Disziplinarkammern können Abteilungen, bei dem Dis­
ziplinarhof mehrere Senate gleichen Bekenntnisses gebildet werden. 
In diesem Fall regeln die Disziplinargerichte ihre interne Zuständig­
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keit in dem vor dem jeweiligen Geschäftsjahr festgelegten Ge­
schäftsplan. Hierzu beschließen die Vorsitzenden Mitglieder des 
Disziplinargerichtes als Präsidium. Das Präsidium entscheidet auch 
über Zuständigkeitsstreitigkeiten.

§11
Zuständigkeit

Die örtliche Zuständigkeit der Disziplinarkammer bestimmt sich 
nach der Stelle, die das Disziplinarverfahren eingeleitet hat. Die Zu­
ständigkeit bleibt von einem Wechsel des Dienstverhältnisses der 
Amtskraft unberührt.

§ 12
Berufung der Mitglieder

(1) Die Mitglieder der Disziplinarkammer der Evangelischen Kir­
che in Deutschland werden vom Rat der Evangelischen Kirche in 
Deutschland berufen.
(2) Die Mitglieder des Disziplinarhofs der Evangelischen Kirche in 
Deutschland werden vom Rat der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land unter Berücksichtigung gliedkirchlicher Vorschlagslisten beru­
fen, in denen das Bekenntnis der Vorgeschlagenen angegeben ist.
(3) Das Gliedkirchliche Recht bestimmt, wer die Mitglieder der 
gliedkirchlichen Disziplinargerichte beruft.
(4) Für die Mitglieder der Disziplinargerichte sind mindestens je ein 
erstes und ein zweites stellvertretendes Mitglied zu berufen. Ist das 
Vorsitzende Mitglied in einem laufenden Verfahren verhindert, wird 
es von dem nichtordinierten beisitzenden Mitglied vertreten. Dieses 
wird von dem ersten stellvertretenden Mitglied vertreten.

§13
Besetzung der Disziplinargerichte

(1) Die Mitglieder der Disziplinargerichte müssen einer Gliedkir­
che der Evangelischen Kirche in Deutschland angehören und zu 
kirchlichen Ämtern wählbar sein.
(2) Die Disziplinarkammern werden mit einem rechtskundigen Vor­
sitzenden, einem ordinierten beisitzenden und einem nichtordinier­
ten beisitzenden Mitglied besetzt.
(3) In Verfahren gegen Amtskräfte nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 und 3 tritt 
an die Stelle eines ordinierten beisitzenden Mitglieds eine Amtskraft 
entweder aus der Laufbahn oder mit dem entsprechenden Status der 
Amtskraft.
(4) Der Disziplinarhof wird entsprechend Absatz 2 besetzt. Seine 
Mitglieder sollen jeweils demselben Bekenntnis angehören wie die 
Amtskraft. Das Vorsitzende Mitglied darf nicht der Gliedkirche an­
gehören, der die Amtskraft angehört.
(5) Rechtskundige sind -  vorbehaltlich abweichender Bestimmun­
gen der Gliedkirchen -  Personen mit der Befähigung zum Richter­
amt.
(6) Die Disziplinargerichte entscheiden in der Besetzung von drei 
Mitgliedern, es sei denn, das Vorsitzende Mitglied entscheidet nach 
diesem Kirchengesetz allein.

§ 14
Amtszeit

(1) Die Amtszeit der Mitglieder beträgt sechs Jahre. Sie können 
nach Ablauf der Amtszeit wiederbestellt werden. Ihre Amtszeit 
endet mit Vollendung des 70. Lebensjahres. Scheidet ein Mitglied 
während der Amtszeit aus, so wird das nachfolgende Mitglied für 
den Rest der Amtszeit berufen.
(2) Vor Beginn Ihrer Tätigkeit werden die Vorsitzenden und stell­
vertretenden Vorsitzenden Mitglieder der Disziplinargerichte durch 
die Stellen, die sie bestellt haben, die beisitzenden Mitglieder durch 
das Vorsitzende Mitglied verpflichtet, ihr Richteramt nach der 
Rechtsordnung in Bindung an die Heilige Schrift und das Bekennt­
nis ihrer Kirche unparteiisch auszuüben.

§15
Unabhängigkeit der Mitglieder

Die Mitglieder der Disziplinargerichte führen ihr Amt in Bindung an 
die Heilige Schrift und das Bekenntnis ihrer Kirche sowie in richter­
licher Unabhängigkeit.

§16
Erlöschen der Mitgliedschaft

(1) Das Amt eines Mitgliedes des Disziplinargerichts erlischt,
1. wenn die rechtlichen Voraussetzungen seiner Berufung wegge­

fallen sind,
2. wenn das Mitglied sein Amt im Benehmen mit der nach glied­

kirchlichem Recht oder dem Recht der Evangelischen Kirche in 
Deutschland zuständigen Stelle niederlegt,

3. wenn die nach gliedkirchlichem Recht oder dem Recht der Evan­
gelischen Kirche in Deutschland zuständige Stelle nach sorgfäl­
tigen Ermittlungen, in deren Verlauf das betroffene Mitglied zu 
hören ist, Tatsachen feststellt, die das Mitglied so schwer bela­
sten, daß sie gegen eine kirchliche Amtskraft die Einleitung eines 
Verfahrens im Sinne dieses Gesetzes oder die vorläufige Unter­
sagung der Amtsausübung rechtfertigen würden, oder

4. wenn das Mitglied infolge körperlicher oder geistiger Gebrechen 
zur Ausübung seines Amtes nicht mehr in der Lage ist.

(2) Das Erlöschen wird von dem Disziplinargericht, dem das Mit­
glied angehört, in Abwesenheit des Mitglieds festgestellt.

§17
Ausschließung eines Mitglieds eines Disziplinargerichtes

Ein Mitglied eines Disziplinargerichtes ist von seinem Amt ausge­
schlossen,
1. wenn es selbst durch die Amtspflichtverletzung verletzt ist,
2. wenn es mit der Amtskraft oder einer verletzten Person verlobt, 

verheiratet oder deren Vormund, Betreuer oder Betreuerin ist 
oder gewesen ist.

3. wenn es mit der Amtskraft oder mit einer verletzten Person in ge­
rader Linie verwandt oder verschwägert, in der Seitenlinie bis 
zum dritten Grad verwandt oder bis zum zweiten Grad ver­
schwägert ist oder war,

4. wenn es in der Sache die Untersuchungen oder Ermittlungen ge­
führt hat oder als Rechtsbeistand einer verletzten Person oder der 
Amtskraft tätig gewesen ist oder

5. wenn es in der Sache als Zeuge oder Zeugin oder als sachver­
ständige Person vernommen worden ist.

§ 18
Ausschließlich wegen Mitwirkung in früherem 

Verfahrensabschnitt
Ein Mitglied eines Disziplinargerichtes, das bei einer durch Rechts­
mittel angefochtenen Entscheidung mitgewirkt hat, ist von der Mit­
wirkung im zweiten Rechtszug ausgeschlossen.

§19
Ablehnung eines Mitglieds eines Disziplinargerichtes

(1) Ein Mitglied eines Disziplinargerichtes kann außer in den Fäl­
len, in denen es von der Ausübung des Amtes ausgeschlossen ist, 
wegen Besorgnis der Befangenheit abgelehnt werden.
(2) Besorgnis der Befangenheit ist gegeben, wenn ein Grund vor­
liegt, der geeignet ist, Mißtrauen gegen die Unparteilichkeit eines 
Mitglieds eines Disziplinargerichtes zu rechtfertigen.
(3) Das Ablehnungsrecht steht der einleitenden Stelle und der 
Amtskraft zu.

§20
Letzter Ablehnungszeitpunkt

Die Ablehnung eines Mitglieds eines Disziplinargerichtes wegen 
Besorgnis der Befangenheit ist bis zum Beginn der Vernehmung der 
Amtskraft über ihre persönlichen Verhältnisse zulässig. Nach die­
sem Zeitpunkt ist die Ablehnung nur zulässig, wenn
1. die Umstände, auf welche die Ablehnung gestützt wird, erst spä­

ter eingetreten oder der zur Ablehnung berechtigten Person erst 
später bekannt geworden sind und

2. die Ablehnung unverzüglich geltend gemacht wird.
Nach dem letzten Wort der Amtskraft ist eine Ablehnung nicht mehr 
zulässig.
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§21
Entscheidung über die Ablehnung

(1) Über das Ablehnungsgesuch entscheidet das Disziplinargericht, 
dem das abgelehnte Mitglied angehört, ohne dessen Mitwirkung.
(2) Das Disziplinargericht entscheidet auch, wenn kein Ableh­
nungsgesuch vorliegt, aber ein Mitglied des Disziplinargerichtes 
von einem Verhältnis Anzeige macht, das seine Ablehnung rechtfer­
tigen könnte.
(3) § 13 Abs. 6 findet Anwendung.

§22
Geschäftsstellen

(1) Für die Disziplinarkammer und den Disziplinarhof der Evange­
lischen Kirche in Deutschland besteht eine gemeinsame Geschäfts­
stelle beim Kirchenamt der Evangelischen Kirche in Deutschland.
(2) Für die Disziplinarkammem und Disziplinarhöfe der Gliedkir­
chen bestehen Geschäftsstellen. Das Nähere bestimmt das glied­
kirchliche Recht.

§23
Protokollführung

(1) Auf Verlangen des Vorsitzenden Mitglieds benennt die Ge­
schäftsstelle eine mit der Führung des Protokolls in den Verhand­
lungen des Disziplinargerichtes beauftragte Person und deren Stell­
vertretung. Beide Personen sollen der kirchlichen Verwaltung an­
gehören.
(2) Die mit der Protokollführung beauftragte Person wird vor Be­
ginn ihrer Tätigkeit durch das Vorsitzende Mitglied auf ihr Amt, ins­
besondere zur Verschwiegenheit verpflichtet.

5. Verteidigung 

§24
Beistand zur Verteidigung

( 1 ) Die Amtskraft kann sich im Disziplinarverfahren eines Beistan­
des zur Verteidigung bedienen. Dieser Beistand muß einer Gliedkir­
che angehören und zu kirchlichen Ämtern wählbar sein. Wer die 
Dienstaufsicht über die Amtskraft führt oder geführt hat, darf nicht 
Beistand sein.
(2) Als Beistand sind zuzulassen
1. Pfarrer oder Pfarrerinnen
2. theologische Hochschullehrkräfte sowie
3. Personen mit der Befähigung zum Richteramt.
Andere geeignete Personen können als Beistand zugelassen werden.
(3) Gegen die Nichtzulassung eines Beistandes durch die einleiten­
de Stelle oder die ermittelnde Person ist die Beschwerde zum Diszi­
plinargericht zulässig, über die das Vorsitzende Mitglied abschlie­
ßend entscheidet.

II. Abschnitt 
Disziplinarmaßnahmen

§25
Arten der Disziplinarmaßnahmen

(1) Disziplinarmaßnahmen sind
Verweis,
Geldbuße,
Kürzung der Bezüge,
Versetzung auf eine andere Stelle,
Amtsenthebung unter Versetzung in den Wartestand, 
Entfernung aus dem Dienst.

(2) Disziplinarmaßnahme gegen eine ordinierte Amtskraft im Sinne 
des § 1 Abs. 2 ist auch der Verlust der mit der Ordination erworbe­
nen Rechte einschließlich des Rechts, die Amtstracht zu tragen.
(3) Bei Amtskräften im Warte- oder Ruhestand sind bei der Ent­
scheidung über die zu erkennende Disziplinarmaßnahme die beson­
deren dienstrechtlichen Verhältnisse zu berücksichtigen. Sieht das 
gliedkirchliche Recht vor, daß das öffentlich-rechtliche Dienstver­
hältnis einer Amtskraft mit dem Beginn des Ruhestandes endet, so 
tritt an die Stelle der Entfernung aus dem Dienst die Aberkennung 
des Ruhegehaltes; die Bestimmung des § 31 ist entsprechend anzu­

wenden. Tritt eine zur Kürzung der Bezüge oder zur Entfernung aus 
dem Dienst verurteilte Amtskraft vor Rechtskraft des Urteils in den 
Ruhestand oder wird sie in den Ruhestand versetzt, so wirkt das auf 
Kürzung der Bezüge lautende Urteil als Urteil auf Kürzung des Ru­
hegehalts, das auf Entfernung aus dem Dienst lautende Urteil als Ur­
teil auf Aberkennung des Ruhegehalts. Tritt eine zur Amtsenthebung 
verurteilte Amtskraft vor Rechtskraft des Urteils in den Ruhestand, 
so gelten die Bestimmung des § 30 Abs. 3 und 4 entsprechend.
(4) Die Maßnahmen des Verweises und der Geldbuße können auch 
durch Disziplinarverfügung (§ 60), die anderen Maßnahmen nur 
durch gerichtliches Urteil (§81) verhängt werden.
(5) In demselben Disziplinarverfahren darf nur eine Disziplinar­
maßnahme verhängt werden.
(6) Das gliedkirchliche Recht kann vorsehen, daß die Disziplinar­
maßnahmen der Geldbuße, der Kürzung der Bezüge und der Verset­
zung auf eine andere Stelle ausgeschlossen sind.
(7) Bei Amtskräften in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhält­
nis auf Probe sind nur Verweis oder Geldbuße zulässig.

§26
Verweis

(1) Verweis ist der Tadel eines bestimmten Verhaltens.
(2) Eine Mißbilligung einer zum Erlaß von Disziplinarverfügungen 
berechtigten Stelle ist keine Disziplinarmaßnahme, sofern sie nicht 
ausdrücklich als Verweis bezeichnet wird.

§27
Geldbuße

Die Geldbuße darf die einmonatigen Bezüge der Amtskraft nicht 
übersteigen. Sie kann in Teilbeträgen einbehalten werden.

§28
Kürzung der Bezüge

(1) Die Kürzung der Bezüge besteht in der Verminderung der je­
weiligen Bezüge um höchstens 20 vom Hundert und längstens auf 
fünf Jahre. Sie beginnt mit der nächsten auf die Rechtskraft des Ur­
teils folgenden Zahlung der Bezüge.
(2) Hat eine zur Kürzung der Bezüge verurteilte Amtskraft aus 
einem früheren Dienstverhältnis einen Anspruch auf Versorgungs­
bezüge, die mit Rücksicht auf die Dienstbezüge nur teilweise oder 
gar nicht gezahlt werden, so bleibt für die Regelung dieses Anspru­
ches die Kürzung der Bezüge unberücksichtigt.
(3) Stirbt die Amtskraft während der Dauer der Kürzung, so endet 
die Wirkung der Kürzung der Bezüge mit dem Beginn des Sterbe­
monats.

§29
Versetzung auf eine andere Stelle

(1) In einem auf Versetzung auf eine andere Stelle lautenden Urteil 
ist zu bestimmen, ob die Amtskraft ein von ihr bekleidetes Aufsicht­
samt oder kirchenleitendes Amt verliert. Im Urteil kann auch be­
stimmt werden, daß die Amtskraft in ein Amt derselben Laufbahn 
mit geringerem Endgrundgehalt und anderer Amtsbezeichnung ver­
setzt wird.
(2) In dem Urteil kann der Amtskraft die Ausübung ihres bisherigen 
Amtes bis zur Übernahme des neuen Amtes ganz oder teilweise un­
tersagt werden. Dabei können die Dienstbezüge bis auf den Betrag 
des Wartegeldes herabgesetzt werden, das der Amtskraft zustehen 
würde, wenn sie zum Zeitpunkt der Rechtskraft in den Wartestand 
versetzt worden wäre.
(3) War die Versetzung auf eine andere Stelle nach Rechtskraft des 
Urteils nicht möglich, so tritt die Amtskraft nach Ablauf von sechs 
Monaten in den Wartestand. Die zuständige Stelle stellt diese 
Rechtsfolge fest. Der Beschluß ist der Amtskraft zuzustellen; er ist 
unanfechtbar.
(4) Die zuständige Stelle bleibt verpflichtet, der Amtskraft eine an­
dere Stelle zu übertragen.
(5) Die Amtskraft hat keinen Anspruch auf Vergütung der ihr durch 
die Versetzung entstehenden Umzugskosten.

§30
Amtsenthebung unter Versetzung in den Wartestand

(1) Durch die Amtsenthebung verliert die Amtskraft ihre Stelle. Sie 
erhält die Rechtsstellung einer Amtskraft im Wartestand.
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(2) Das Urteil kann bestimmen, daß der Amtskraft eine Stelle oder 
ein Beschäftigungsauftrag nicht vor Ablauf einer Frist, die auf höch­
stens zwei Jahre zu bemessen ist, übertragen werden darf.
(3) Die Amtskraft im Wartestand erhält als Wartegeld achtzig vom 
Hundert des gesetzlichen Wartegeldes. Das Wartegeld kann im Ur­
teil auf einen geringeren Betrag herabgesetzt werden, jedoch nicht 
unter die Hälfte des gesetzlichen Wartegeldes.
(4) Bis zum Ablauf des Monats, in dem das Urteil rechtskräftig 
wird, stehen der Amtskraft ihre bisherigen Dienstbezüge, von da ab 
das Wartegeld zu.
(5) Tritt die Amtskraft aus dem Wartestand in den Ruhestand oder 
wird sie in den Ruhestand versetzt, so darf vor Ablauf von fünf Jah­
ren nach Rechtskraft des Urteils das Ruhegehalt nicht höher sein als 
das nach Absatz 3 herabgesetzte Wartegeld. § 28 Abs. 3 gilt ent­
sprechend.
(6) Tritt die Amtskraft vor Rechtskraft des Urteils in den Ruhe­
stand, so gelten die Bestimmungen des Absatzes 5 entsprechend.

§31
Entfernung aus dem Dienst

(1) Mit der Entfernung aus dem Dienst endet das Dienstverhältnis 
der Amtskraft. Sie verliert den Anspruch auf Bezüge und die Ver­
sorgungsanwartschaften sowie die Befugnis, die Amtsbezeichnung 
und etwaige kirchliche Titel zu führen. Die ordinierte Amtskraft ver­
liert zugleich die mit der Ordination erworbenen Rechte einschließ­
lich des Rechts, die Amtstracht zu tragen.
(2) Die Entfernung aus dem Dienst und ihre Rechtsfolgen er­
strecken sich auf das Hauptamt und alle Nebenämter, die die Amts­
kraft bei Rechtskraft des Urteils im kirchlichen Dienst bekleidet.
(3) Die Wirkungen des Absatzes 1 treten mit Ablauf des Monats ein, 
in dem das Urteil rechtskräftig wird.

§32
Unterhaltsbeitrag bei Entfernung aus dem Dienst

(1) Wird auf Entfernung aus dem Dienst erkannt, so kann das Urteil 
bestimmen, daß der Amtskraft für längstens zwei Jahre ein Unter­
haltsbeitrag gewährt wird, solange Bedürftigkeit besteht und kein 
Verhalten vorliegt, das den Empfänger oder die Empfängerin als der 
Gewährung des Unterhaltsbeitrages unwürdig erscheinen läßt. Das 
Urteil kann auch bestimmen, daß der Unterhaltsbeitrag ganz oder 
teilweise an Personen gezahlt wird, zu deren Unterhalt die Amtskraft 
verpflichtet ist.
(2) Der Unterhaltsbeitrag darf höchstens fünfundsiebzig vom Hun­
dert des Ruhegehalts betragen, das die Amtskraft in dem Zeitpunkt, 
in dem das Urteil verkündet wird, erdient hätte oder erdient hatte; er 
ist nach Hundertteilen dieses Ruhegehalts zu bemessen.
(3) Der Unterhaltsbeitrag wird, sofern im Urteil nichts anderes be­
stimmt wird, von dem Zeitpunkt ab gezahlt, an dem die Dienst- oder 
Versorgungsbezüge wegfallen.
(4) Der Unterhaltsbeitrag wird hinsichtlich seines Wegfalls oder 
Rühens und hinsichtlich des Einflusses, den etwaige Bezüge aus 
dem öffentlichen Dienst auf ihn haben, wie ein Ruhegeld behandelt.
(5) Die Entscheidung über eine Weitergewährung des Unterhalts­
beitrages über die im Urteil bestimmte Frist hinaus trifft die oberste 
kirchliche Verwaltungsbehörde; sie kann auch eine Bestimmung 
nach Absatz 1 Satz 2 treffen.

III. Abschnitt 
Vorläufige Beurlaubung

§33
Vorläufige Beurlaubung

(1) Liegt der Verdacht einer Amtspflichtverletzung vor, kann die 
einleitende Stelle der Amtskraft im Wege der Beurlaubung die Aus­
übung des Dienstes bis zu einer Dauer von sechs Monaten vorläufig 
untersagen. Die einleitende Stelle kann aus wichtigem Grund die 
weitere Untersagung aussprechen. Eine ihr nachgeordnete Stelle der 
Dienstaufsicht kann die Beurlaubung nur in dringenden Fällen ver­
anlassen und muß unverzüglich die Entscheidung der zuständigen 
Stelle herbeiführen.

(2) Wenn in dem Verfahren voraussichtlich auf Entfernung aus dem 
Dienst erkannt werden wird, kann die zuständige Stelle gleichzeitig 
oder später anordnen, daß ein Teil der jeweiligen Bezüge der Amts­
kraft, höchstens aber die Hälfte einbehalten wird.
(3) Die Maßnahme kann jederzeit wieder aufgehoben werden. Sie 
ist mit dem rechtskräftigen Abschluß des Verfahrens beendet. Hat 
die Disziplinarkammer auf Freispruch erkannt, so tritt die Maßnah­
me mit Verkündung des Urteils außer Kraft. Einbehaltene Bezüge 
sind nachzuzahlen, wenn das Verfahren eingestellt wird oder mit 
Freispruch endet, im übrigen verfällt der Anspruch auf Nachzah­
lung. Hat die Amtskraft die Kosten des Disziplinarverfahrens zu tra­
gen, so können diese im Falle einer Nachzahlung von den Bezügen 
einbehalten werden.
(4) Gegen Maßnahmen der einleitenden Stelle nach den Absätzen 1 
bis 3 ist die Beschwerde zulässig. Sie ist unbefristet.

IV. Abschnitt
Allgemeine Verfahrensvorschriften und Beweismittel

1. Allgemeine Vorschriften 

§34
Strafgerichtliches Verfahren und Disziplinarverfahren

Das Disziplinarverfahren kann ausgesetzt werden, wenn gegen die 
Amtskraft ein Strafverfahren, Bußgeldverfahren oder ein anderes 
gesetzlich geordnetes Verfahren anhängig ist und in diesem über 
Tatbestände entschieden wird, deren Klärung für das Disziplinar­
verfahren von Bedeutung ist.

§35
Wirkung der tatsächlichen Feststellungen eines 

strafrechtlichen Urteils
Die tatsächlichen Feststellungen eines rechtskräftigen Urteils in 
einem Strafverfahren, Bußgeldverfahren oder in einem anderen ge­
setzlich geordneten Verfahren, auf denen die Entscheidung beruht, 
können dem Disziplinarverfahren, das denselben Sachverhalt zum 
Gegenstand hat, von der einleitenden Stelle, der ermittelnden Person 
und dem Disziplinargericht zugrunde gelegt werden.

§36
Verbindung und Trennung von Disziplinarverfahren

Das Disziplinargericht kann bei ihm anhängige Disziplinarverfahren 
in jeder Lage durch Beschluß miteinander verbinden oder wieder 
trennen.

§37
Verhandlungsunfähigkeit der Amtskraft

Das Disziplinarverfahren kann ausgesetzt werden, wenn die Amts­
kraft für voraussichtlich längere Zeit verhandlungsunfähig ist oder 
aus anderen zwingenden Gründen nicht vernommen werden kann.

§38
Beweiserhebung

(1) Die Stelle, die die Beweiserhebung anordnet, entscheidet über 
deren Art und Umfang, Protokolle über Aussagen von Personen, die 
schon in einem anderen gesetzlich geordneten Verfahren vernom­
men worden sind, können im Disziplinarverfahren ohne nochmalige 
Vernehmung verwertet werden. Die Amtskraft ist hierzu zu hören.
(2) Schriftliche Auskünfte von Behörden oder sonstigen Stellen und 
Amtskräften können der Entscheidung zugrunde gelegt werden.

§39
Rechts- und Amtshilfe

( 1 ) Kirchliche Dienststellen leisten einander im Disziplinarverfah­
ren Amtshilfe.
(2) Staatliche Rechts- und Amtshilfe kann, soweit sie nach dem in 
den Gliedkirchen oder der Evangelischen Kirche in Deutschland 
geltenden Recht zulässig ist, in Anspruch genommen werden.
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2. Zustellungen, Fristen und 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

§40
Zustellungen

(1) Verfügungen und Entscheidungen, die der Amtskraft nach den 
Vorschriften dieses Kirchengesetzes mitzuteilen sind, sind zuzustel­
len, wenn durch sie eine Frist in Lauf gesetzt wird oder Rechte der 
Amtskraft durch sie berührt werden.
(2) Die in diesem Kirchengesetz vorgeschriebenen Zustellungen 
können insbesondere geschehen
1. bei der Zustellung durch eine Behörde durch Übergabe an den 

Empfänger oder die Empfängerin gegen Empfangsbekenntnis; 
wird die Annahme des Schriftstückes oder das Ausstellen eines 
Empfangsbekenntnisses verweigert, so gilt das Schriftstück mit 
der Weigerung als zugestellt, wenn ein Protokoll über den Vor­
gang zu den Akten gebracht ist,

2. bei der Zustellung durch die Post durch eingeschriebenen Brief 
mit Rückschein,

3. durch Postzustellung mit Zustellungsurkunde oder
4. durch Bekanntmachung im Kirchlichen Amtsblatt, wenn der 

Aufenthalt des Empfängers oder der Empfängerin nicht zu ermit­
teln ist,

5. an kirchliche Stellen auch durch Vorlegen der Akten mit der Ur­
schrift des zuzustellenden Schriftstückes; der Empfänger oder die 
Empfängerin hat den Tag der Aktenvorlage in der Akte zu ver­
merken.

(3) Bei Geschäftsunfähigen oder beschränkt Geschäftsfähigen ist an 
ihre gesetzliche Vertretung zuzustellen. An die allgemein oder für 
bestimmte Angelegenheiten bestellte Vertretung können Zustellun­
gen gerichtet werden. Sie sind an sie zu richten, wenn sie eine 
schriftliche Vollmacht vorgelegt haben. Bei der Zustellung an einen 
Rechtsanwalt oder eine Rechtsanwältin genügt die Übermittlung 
eines Schriftstückes gegen Empfangsbekenntnis, das an die Behörde 
zurückzusenden ist.

§41
Tages-, Wochen- und Monatsfristen

(1) Bei der Berechnung einer Frist, die nach Tagen bestimmt ist, 
wird der Tag nicht mitgerechnet, in den der Zeitpunkt oder das Er­
eignis fällt, nach dem sich der Anfang der Frist richten soll.
(2) Eine nach Tagen bestimmte Frist endet mit dem Ablauf des letz­
ten Tages der Frist. Eine Frist, die nach Wochen oder Monaten be­
stimmt ist, endet mit Ablauf des Tages der letzten Woche oder des 
letzten Monats, der durch seine Benennung oder Zahl dem Tag ent­
spricht, an dem die Frist begonnen hat; fehlt dieser Tag in dem letz­
ten Monat, so endet die Frist mit dem Ablauf des letzten Tages die­
ses Monats.
(3) Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonntag, einen kirchlichen 
oder gesetzlichen Feiertag oder einen Sonnabend, so endet die Frist 
mit Ablauf des nächsten Werktages.

§42
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

(1) Wird ohne Verschulden eine gesetzliche Frist versäumt, so ist 
auf Antrag Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewähren. 
Das Verschulden eines Vertreters oder einer Vertreterin ist der 
Amtskraft zuzurechnen.
(2) Der Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ist bin­
nen einer Woche nach Wegfall des Flindernisses bei der Stelle zu 
stellen, bei der die Frist wahrzunehmen gewesen wäre.
(3) Die Tatsachen zur Begründung des Antrags sind bei der Antrag­
stellung oder im Verfahren über den Antrag glaubhaft zu machen. 
Innerhalb der Antragsfrist ist die versäumte Handlung nachzuholen. 
Ist dies geschehen, so kann Wiedereinsetzung auch ohne Antrag ge­
währt werden.
(4) Über den Antrag entscheidet die Stelle, die bei rechtzeitig er­
folgter Handlung zur Entscheidung in der Sache selbst berufen ge­
wesen wäre.
(5) Durch den Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
wird die Vollstreckung einer gerichtlichen Entscheidung nicht ge­
hemmt. Das Disziplinargericht kann jedoch einen Aufschub der 
Vollstreckung anordnen.

3. Zeugen und Zeuginnen

§43
Zeugnisverweigerungsrecht aus persönlichen und beruflichen 

Gründen
(1) Zur Verweigerung des Zeugnisses ist berechtigt,
1. wer mit der Amtskraft verlobt ist,
2. wer mit der Amtskraft verheiratet ist oder war,
3. wer mit der Amtskraft in gerader Linie verwand oder verschwä­

gert, in der Seitenlinie bis zum dritten Grad verwandt oder bis 
zum zweiten Grad verschwägert ist oder war.

(2) Zur Verweigerung des Zeugnisses sind ferner berechtigt
1. Amtskräfte und andere amtlich in der Seelsorge Tätige über das, 

was ihnen in ihrer Eigenschaft als Seelsorger oder Seelsorgerin 
anvertraut worden oder bekannt geworden ist,

2. Berater und Beraterinnen in einer Ehe, Familien-, Erziehungs-, 
Lebens-, Sucht- oder Schwangerschaftskonfliktberatungsstelle, 
die von einer Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung 
des öffentlichen Rechts anerkannt ist, über das, was ihnen in die­
ser Eigenschaft anvertraut worden oder bekannt geworden ist,

3. Verteidiger und Verteidigerinnen der Amtskraft über das, was 
ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut worden oder bekannt ge­
worden ist,

4. Rechts- und Patentanwälte und -anwältinnen, Notare und Nota­
rinnen, Wirtschaftsprüfer und -prüferinnen, vereidigte Buchprü­
fer und -prüferinnen, Steuerberater und -beraterinnen, Steuerbe­
vollmächtigte, Ärzte und Ärztinnen, Zahnärzte und Zahnärztin­
nen, Apotheker und Apothekerinnen und Geburtshelfer und -hel- 
ferinnen über das, was ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut 
worden oder bekannt geworden ist.

(3) Haben Minderjährige oder wegen einer psychischen Krankheit 
oder einer geistigen oder seelischen Behinderung Betreute von der 
Bedeutung des Zeugnisverweigerungsrechts keine genügende Vor­
stellung, so dürfen sie nur vernommen werden, wenn sie zur Aussa­
ge bereit sind und auch ihre gesetzliche Vertretung der Vernehmung 
zustimmt. Ist die beschuldigte Amtskraft die gesetzliche Vertretung, 
so kann sie über die Ausübung des Zeugnisverweigerungsrechts 
nicht entscheiden; das gleiche gilt für den nicht beschuldigten El­
ternteil, wenn die gesetzliche Vertretung beiden Eltern zusteht.
(4) Die in Absatz 2 und 3 Genannten dürfen das Zeugnis nicht ver­
weigern, wenn sie von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit ent­
bunden sind. Die Berufung auf das Beichtgeheimnis bleibt un­
berührt.
(5) Den in Absatz 2 Genannten stehen ihre Gehilfen und Gehilfin­
nen und die Personen gleich, die zur Vorbereitung auf den Beruf an 
der berufsmäßigen Tätigkeit teilnehmen. Über die Ausübung des 
Rechtes dieser Hilfspersonen, das Zeugnis zu verweigern, entschei­
den die in Absatz 2 Genannten, es sei denn, daß diese Entscheidung 
in absehbarer Zeit nicht herbeigeführt werden kann. Für die Entbin­
dung von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit gilt Absatz 4 auch 
für die Hilfspersonen.
(6) Die in den Absätzen 1, 2 und 5 bezeichneten Personen sind vor 
jeder Vernehmung über ihr Recht zur Verweigerung des Zeugnisses 
zu belehren.

§44
Auskunftsverweigerungsrecht

(1) Zeugen und Zeuginnen können die Auskunft auf solche Fragen 
verweigern, bei deren Beantwortung die Gefahr besteht, daß sie 
selbst oder die in § 43 Abs. 1 bezeichneten Angehörigen wegen einer 
Straftat, einer Ordnungswidrigkeit oder einer Amtspflichtverletzung 
verfolgt werden können. Gleiches gilt, wenn dem Zeugen oder der 
Zeugin die Auskunft zur Unehre gereichen würde.
(2) Der Zeuge oder die Zeugin ist über das Recht zur Verweigerung 
der Auskunft zu belehren.

§45
Zeugenbelehrung

Vor der Vernehmung sind die Zeugen und Zeuginnen zur Wahrheit 
zu ermahnen.
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§46
Vereidigung

(1) Sofern das gliedkirchliche Recht eine Vereidigung vorsieht, 
sind die Zeugen und Zeuginnen vor der Vernehmung darauf hinzu­
weisen, daß sie ihre Aussage zu beeiden haben, wenn keine im Kir­
chengesetz bestimmte oder zugelassene Ausnahme vorliegt, wobei 
sie über die Bedeutung des Eides zu belehren sind. Eine Vereidigung 
erfolgt nur, wenn es zur Erforschung der Wahrheit erforderlich er­
scheint. Die Vereidigung ist im Protokoll anzugeben.
(2) Von der Vereidigung ist abzusehen
1. bei Personen, die zur Zeit der Vernehmung das 16. Lebensjahr 

noch nicht vollendet haben oder die wegen mangelnder Verstan­
desreife oder wegen einer psychischen Krankheit oder einer see­
lischen oder geistigen Behinderung vom Wesen und der Bedeu­
tung des Eides keine genügende Vorstellung haben,

2. bei Personen, die der Tat, welche den Gegenstand der Untersu- 
» chung bildet oder der Beteiligung an ihr oder der Begünstigung,

Strafvereitelung oder Hehlerei verdächtigt oder deswegen bereits 
verurteilt sind.

Die in § 43 Abs. 1 Genannten haben das Recht, den Eid nicht zu lei­
sten; sie sind hierüber zu belehren.
(3) Der Eid des oder der Sachverständigen geht dahin, daß das Gut­
achten unparteiisch und nach bestem Wissen zu erstatten ist.

§47
Verlauf der Zeugenvernehmung

(1) Die Vernehmung des Zeugen oder der Zeugin beginnt mit der 
Befragung über Namen, Alter, Stand oder Gewerbe, Wohnort und 
Religionszugehörigkeit. Erforderlichenfalls sind Fragen über solche 
Umstände zu stellen, die die Glaubwürdigkeit des Zeugen oder der 
Zeugin in der vorliegenden Sache betreffen, insbesondere über die 
Beziehung zu der Amtskraft oder der verletzten Person.
(2) Vor der Vernehmung zur Sache ist dem Zeugen oder der Zeugin 
der Gegenstand der Untersuchung und die Person der Amtskraft zu 
bezeichnen. Der Zeuge oder die Zeugin ist zu veranlassen, das vom 
Gegenstand der Vernehmung Bekannte im Zusammenhang anzuge­
ben. Zur Aufklärung und zur Vervollständigung der Aussage sowie 
zur Erforschung des Grundes, auf dem das Wissen des Zeugen oder 
der Zeugin beruht, sind nötigenfalls weitere Fragen zu stellen.

§48
Vernehmung, Gegenüberstellung

(1) Die Zeugen und Zeuginnen sind einzeln und in Abwesenheit 
später zu hörender Zeugen und Zeuginnen zu vernehmen.
(2) Eine Gegenüberstellung mit anderen Zeugen und Zeuginnen 
oder mit der Amtskraft ist zulässig, wenn es für das weitere Verfah­
ren geboten erscheint.

4. Sachverständige und Augenschein 

§49
Sachverständige

Auf Sachverständige sind die Vorschriften über Zeugen und Zeu­
ginnen entsprechend anzuwenden, soweit nicht in den nachfolgen­
den Bestimmungen abweichende Vorschriften getroffen sind.

§50
Ablehnung von Sachverständigen

(1) Sachverständige können aus denselben Gründen, die zur Ableh­
nung eines Mitglieds des Disziplinargerichtes (§19) berechtigen, ab­
gelehnt werden. Ein Ablehnungsgrund kann jedoch nicht daraus ent­
nommen werden, daß Sachverständige als Zeugen und Zeuginnen 
vernommen worden sind.
(2) Das Ablehnungsrecht steht der einleitenden Stelle und der 
Amtskraft zu.
(3) Der Ablehnungsgrund ist glaubhaft zu machen.

§51
Gutachtenverweigerungsrecht

Dieselben Gründe, die Zeugen und Zeuginnen berechtigen, das 
Zeugnis zu verweigern, berechtigen Sachverständige zur Verweige­
rung des Gutachtens. Auch aus anderen Gründen können Sachver­

ständige von der Verpflichtung zur Erstattung des Gutachtens ent­
bunden werden.

§52
Augenschein

Wird ein Augenschein eingenommen, so ist im Protokoll der Vorge­
fundene Tatbestand festzuhalten und darüber Auskunft zu geben, 
welche Spuren oder Merkmale, deren Vorhandensein nach der be­
sonderen Beschaffenheit des Falles vermutet werden konnte, gefehlt 
haben.

V. Abschnitt
Ermittlungen

§53
Anhörungsrecht

Sobald es ohne Gefährdung des Ermittlungszweckes möglich ist, 
sind der Amtskraft die Berufung der ermittelnden Person und die 
Amtspflichtverletzung, die ihr zur Last gelegt wird, mitzuteilen. Ihr 
ist Gelegenheit zu geben, sich zu äußern, sie ist zu laden und, falls 
sie erscheint, zu hören. Ist die Amtskraft aus zwingenden Gründen 
am Erscheinen gehindert und hat sie dies rechtzeitig mitgeteilt, ist 
sie erneut zu laden. Sie ist darauf hinzuweisen, daß es ihr freistehe, 
mündlich oder schriftlich Stellung zu nehmen oder nichts zur Sache 
auszusagen und jederzeit, auch schon vor der ersten Äußerung, einen 
Beistand zu befragen. Über die Anhörung ist ein Protokoll aufzu­
nehmen, von der der Amtskraft auf Verlangen eine Abschrift aus­
zuhändigen ist.

§54
Teilnahmerecht, Beweisanträge, Akteneinsichtsrecht

(1) Die ermittelnde Person erhebt die Beweise. Die Amtskraft und 
ihr Beistand sind zu den Beweiserhebungen zu laden und haben das 
Recht, Fragen zu stellen. Die ermittelnde Person kann sie von der 
Teilnahme ausschließen, wenn es mit Rücksicht auf den Ermitt­
lungszweck für erforderlich gehalten wird. Die Amtskraft und ihr 
Beistand sind über das Ergebnis dieser Beweiserhebung zu unter­
richten.
(2) Die ermittelnde Person hat Beweisanträgen der Amtskraft und 
ihres Beistandes stattzugeben, soweit sie für die Aufklärung des 
Sachverhalts, die Bemessung einer Disziplinarmaßnahme oder die 
Gewährung eines Unterhaltsbeitrages (§ 32) von Bedeutung sein 
können.
(3) Der Amtskraft und ihrem Beistand ist zu gestatten, die Akten 
und beigezogenen Schriftstücke einzusehen, Ablichtungen auf ihre 
Kosten zu fertigen sowie weitere Beweismittel in Augenschein zu 
nehmen, soweit es den Ermittlungszweck nicht gefährdet.

§55
Protokollführung

(1) Über jede Ermittlungshandlung ist ein Protokoll anzufertigen. 
Für die Aufnahme des Protokolls wird eine protokollführende Per­
son zugezogen, wenn nicht die ermittelnde Person im Einzelfall 
davon absieht. Die mit der Protokollführung beauftragte Person ist 
auf die gewissenhafte Führung dieses Amtes und auf Verschwie­
genheit zu verpflichten.
(2) Das Protokoll kann entweder durch unmittelbare Aufnahme 
oder in Abwesenheit der protokollführenden Person durch eine Ton­
bandaufnahme vorläufig erstellt werden. Das Diktat ist den beteilig­
ten Personen vorzulesen; die Tonbandaufnahme ist ihnen vorzuspie­
len. Die beteiligten Personen können darauf verzichten. Die vorläu­
fige Aufzeichnung ist von der protokollführenden Person unverzüg­
lich in ein Protokoll zu übertragen; dies kann durch eine Hilfskraft 
geschehen. Für die an der Übertragung des Protokolls beteiligten 
Personen gilt Absatz 1 Satz 3 entsprechend.

§56
Abschluß der Ermittlungen

(1) Hält die ermittelnde Person den Zweck der Ermittlungen für er­
reicht, so ist der Amtskraft das Ergebnis der Ermittlungen bekannt­
zugeben; der Amtskraft ist Kenntnis zu geben, falls Feststellungen 
eines rechtskräftigen Strafurteils zu ihrem Nachteil verwendet wer­
den sollen. Feststellungen eines später ergangenen rechtskräftigen 
Strafurteils zum Nachteil der Amtskraft dürfen nur verwendet wer­
den, wenn diese hierzu nachträglich gehört worden ist.
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(2) Nachdem die Amtskraft Gelegenheit hatte, sich abschließend zu 
äußern, legt die ermittelnde Person die Akten der einleitenden Stel­
le mit einem zusammenfassenden Bericht vor.

§57
Voraussetzungen für die Einstellung durch die einleitende 

Stelle
(1) Die einleitende Stelle hat das Verfahren einzustellen, wenn
1. es nicht rechtswirksam eingeleitet worden oder sonst unzulässig 

ist,
2. die Amtskraft gestorben ist oder
3. die Voraussetzungen des § 1 entfallen sind.
(2) Die einleitende Stelle hat das Verfahren ferner einzustellen, 
wenn sie auf Grund des Ergebnisses der Untersuchung zu der Über­
zeugung gelangt, daß eine schuldhafte Amtspflichtverletzung nicht 
vorliegt oder nicht erweisbar ist. Sie kann das Verfahren auch ein­
stellen, wenn sie ein Dienstvergehen zwar für erwiesen, nach dem 
gesamten Verhalten der Amtskraft eine Disziplinarmaßnahme aber 
nicht für angezeigt hält.

§58
Einstellung des Verfahrens

Wird durch die Ermittlungen eine Amtspflichtverletzung nicht fest­
gestellt oder hält die einleitende Stelle eine Disziplinarmaßnahme 
nicht für angezeigt oder nicht für zulässig, so stellt sie die Ermitt­
lungen ein und teilt dies der Amtskraft unter Angabe der Gründe mit.

§59
Entscheidung bei Nichteinstellung des Verfahrens

Stellt die einleitende Stelle das Verfahren nicht ein, so erläßt sie eine 
Disziplinarverfügung oder leitet das Verfahren vor dem Disziplinar­
gericht ein.

VI. Abschnitt 
Disziplinarverfügung

§60
Durch Disziplinarverfügung zu verhängende 

Maßnahme -  Zuständigkeit
Die einleitende Stelle kann der Amtskraft durch Disziplinarverfü­
gung einen Verweis erteilen oder ihr eine Geldbuße auferlegen. Die 
Disziplinarverfügung ergeht schriftlich und ist zu begründen.

§ 61
Beschwerde gegen die Disziplinarverfügung

(1) Die Amtskraft kann gegen die Disziplinarverfügung Beschwer­
de einlegen. Hilft die einleitende Stelle der Beschwerde nicht ab, so 
legt sie die Beschwerde mit ihrer Stellungnahme binnen eines Mo­
nats der Disziplinarkammer vor. Die Disziplinarkammer kann die 
Disziplinarverfügung aufrechterhalten, aufheben oder zugunsten der 
Amtskraft ändern. Mit Zustimmung der einleitenden Stelle kann sie 
das Disziplinarverfahren auch einstellen, wenn sie eine Amtspflicht­
verletzung zwar für erwiesen, nach dem gesamten Verhalten der 
Amtskraft eine Disziplinarmaßnahme aber nicht für angebracht hält.
(2) Der Beschluß der Disziplinarkammer ergeht im schriftlichen 
Verfahren; jedoch kann in besonderen Fällen mündliche Verhand­
lung anberaumt und Beweis erhoben werden. Hierüber entscheidet 
das Vorsitzende Mitglied.

§62
Erneute Ausübung der Disziplinarbefugnis

Bestätigt die Disziplinarkammer im Falle des § 61 die angefochtene 
Entscheidung, mildert sie die Disziplinarmaßnahme, stellt sie das 
Disziplinarverfahren nach § 61 Abs. 1 Satz 4 ein oder hebt sie die 
Disziplinarverfügung auf, weil sie eine Amtspflichtverletzung nicht 
festgestellt hat, so ist eine erneute Ausübung der Disziplinarbefug­
nis zugunsten oder zuungunsten der Amtskraft nur wegen solcher er­
heblicher Tatsachen oder Beweismittel zulässig, die dem Diszipli­
nargericht bei seiner Entscheidung nicht bekannt waren.

VII. Abschnitt
Verfahren vor den Disziplinargerichten

1. Anschuldigung

§63
Anschuldigungsschrift

(1) Die einleitende Stelle leitet das Verfahren vor dem Disziplinar­
gericht ein, indem sie der Disziplinarkammer eine Anschuldigungs­
schrift vorlegt.
(2) Die Anschuldigungsschrift muß die Tatsachen, in denen die 
Amtspflichtverletzung erblickt wird, und die Beweismittel geordnet 
angeben.

2. Verfahren vor der Disziplinarkammer bis zu Verhandlung

§64
Gerichtliche Behandlung der Anschuldigungsschrift

(1) Vom Eingang der Anschuldigungsschrift bei der Disziplinar­
kammer an kann die einleitende Stelle das Verfahren nicht mehr 
ohne die Zustimmung der Amtskraft und der Disziplinarkammer 
einstellen.
(2) Das Vorsitzende Mitglied stellt der Amtskraft eine beglaubigte 
Abschrift der Anschuldigungsschrift zu und bestimmt eine Frist, in 
der sie sich schriftlich dazu äußern kann. Die Amtskraft ist zugleich 
auf ihr Antragsrecht nach § 65 und die dafür bestimmte Frist hinzu­
weisen.
(3) Teilt die einleitende Stelle dem Disziplinargericht mit, daß neue 
Anschuldigungspunkte zum Gegenstand der Verhandlungen ge­
macht werden sollen, hat das Disziplinargericht das Verfahren aus­
zusetzen, bis die einleitende Stelle einen Nachtrag zur Anschuldi­
gungsschrift vorgelegt oder die Fortsetzung des Verfahrens bean­
tragt hat. Absatz 2 gilt entsprechend.

§65
Beweisantragsrecht der Amtskraft und der einleitenden Stelle

Die einleitende Stelle, die Amtskraft und ihr Beistand können wei­
tere Beweiserhebungen beantragen. Der Antrag ist unter Angabe der 
Tatsachen, über die Beweis erhoben werden soll, und der Beweis­
mittel in der Anschuldigungsschrift oder in der Äußerung der Amts­
kraft dazu (§ 64 Abs. 2) zu stellen. Ein späterer Antrag gilt als recht­
zeitig gestellt, wenn wichtige Gründe für die Verspätung glaubhaft 
gemacht werden.

§66
Einstellung des Verfahrens durch das Vorsitzende Mitglied

(1) Bis zum Beginn der Verhandlung stellt das Vorsitzende Mitglied 
das Verfahren durch Beschluß ein, wenn die Voraussetzungen des 
§ 57 Abs. 1 oder 2 vorliegen. Die Entscheidung ist zu begründen und 
der einleitenden Stelle und der Amtskraft, im Falle des § 57 Abs. 1 
Nr. 2 den Hinterbliebenen zuzustellen.
(2) Gegen die Entscheidung des Vorsitzenden Mitglieds kann inner­
halb von zwei Wochen die Entscheidung der Disziplinarkammer an­
gerufen werden. Die Disziplinarkammer entscheidet über die Ein­
stellung durch Beschluß endgültig. Absatz 1 Satz 2 gilt entspre­
chend.

§67
Recht der Amtskraft auf Akteneinsicht

Die Amtskraft und ihr Beistand können nach Zustellung der An­
schuldigungsschrift die dem Disziplinargericht vorliegenden Akten 
(Verfahrensakten, Beiakten und sonstige herangezogene Akten) ein- 
sehen, Abschriften fertigen sowie auf ihre Kosten Ablichtungen ver­
langen.

§68
Vorbereitung der Verhandlung

(1) Das Vorsitzende Mitglied bestimmt nach Ablauf der Frist des § 
64 Abs. 2 oder § 66 Abs. 2 den Termin zur Verhandlung, ordnet die 
Ladung der Zeugen und Zeuginnen sowie der Sachverständigen und 
die Herbeischaffung weiterer Beweismittel an.
(2) Ladungen und sonstige Anordnungen werden von der Ge­
schäftsstelle ausgeführt. Das Vorsitzende Mitglied kann für die Be­
richterstattung ein beisitzendes Mitglied bestimmen.
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(3) Die Anordnungen sind der einleitenden Stelle, der Amtskraft 
und ihrem Beistand mitzuteilen. Ihnen ist mit der Ladung die Beset­
zung des Disziplinargerichtes mit dem Hinweis bekanntzugeben, 
daß die etwaige Ablehnung eines Mitglieds des Disziplinargerichtes 
unverzüglich zu erfolgen hat.
(4) Zwischen der Zustellung der Ladung und der Verhandlung muß 
eine Frist von mindestens zwei Wochen liegen, wenn die Amtskraft 
nicht auf die Einhaltung der Frist verzichtet; es gilt als Verzicht, 
wenn die Amtskraft sich auf die Verhandlung eingelassen hat, ohne 
zu rügen, daß die Frist nicht eingehalten wurde. Liegt der dienstliche 
Wohnsitz oder der Wohnort der Amtskraft im Ausland, hat das Vor­
sitzende Mitglied die Frist angemessen zu verlängern.

3. Verhandlung

§69
Teilnahme an der Verhandlung

(1) Zur Verhandlung soll die Amtskraft persönlich erscheinen. Die 
Verhandlung kann aber auch bei ihrem Ausbleiben stattfinden.
(2) Ist die Amtskraft aus zwingenden Gründen am Erscheinen ver­
hindert und hat sie es rechtzeitig mitgeteilt, so ist ein neuer Termin 
zur Verhandlung anzusetzen. Ist die Amtskraft vorübergehend ver­
handlungsunfähig, so kann das Disziplinargericht das Verfahren 
aussetzen und auch eine schon begonnene Verhandlung unterbre­
chen oder vertagen.
(3) Die Verhandlung erfolgt in ständiger Gegenwart der Mitglieder 
des Disziplinargerichtes, der protokollführenden Person, des Vertre­
ters oder der Vertreterin der einleitenden Stelle und, wenn sie er­
schienen sind, der Amtskraft und des Beistands.
(4) Die ständige Gegenwart der Mitglieder des Disziplinargerichtes 
ist gewahrt, wenn für ausfallende Mitglieder Ergänzungsrichter und 
-richterinnen eintreten, die das Vorsitzende Mitglied zu der Ver­
handlung zugezogen hat und die von Anfang an daran teilgenommen 
haben.

§70
Nichtöffentlichkeit

Die Verhandlung ist nicht öffentlich. Das Vorsitzende Mitglied kann 
Vertreter und Vertreterinnen kichlicher Stellen und andere Perso­
nen, die ein berechtigtes Interesse an der Verhandlung haben, zulas­
sen.

§71
Verhandlungsleitung

(1) Das Vorsitzende Mitglied leitet die Verhandlung, vernimmt die 
Amtskraft und führt die Beweisaufnahme durch.
(2) Das Vorsitzende Mitglied hat den beisitzenden Mitgliedern, dem 
Vertreter oder der Vertreterin der einleitenden Stelle, der Amtskraft 
und dem Beistand auf Verlangen zu gestatten, Fragen an die Amts­
kraft, die Zeugen und Zeuginnen sowie die Sachverständigen zu 
stellen. Ungeeignete und nicht zur Sache gehörende Fragen kann das 
Vorsitzende Mitglied zurückweisen.
(3) Dem Vorsitzenden Mitglied obliegt die Aufrechterhaltung der 
Ordnung in der Sitzung.
(4) Durch Beschluß des Disziplinargerichtes können die Amtskraft, 
der Beistand, Zeugen und Zeuginnen, Sachverständige und bei der 
Verhandlung nicht beteiligte Personen aus dem Verhandlungsraum 
verwiesen werden, wenn sie den zur Aufrechterhaltung der Ordnung 
erlassenen Weisungen nicht Folge leisten. Zur Wahrung von 
schutzwürdigen Interessen von Zeugen und Zeuginnen kann die 
Amtskraft für die Dauer der Vernehmung von der Teilnahme an der 
Verhandlung ausgeschlossen werden. Ihr ist das Ergebnis der Ver­
nehmung mitzuteilen.

§72
Sitzungsprotokoll

(1) Über die Verhandlung ist ein Protokoll aufzunehmen und von 
dem Vorsitzenden Mitglied und der protokollführenden Person zu 
unterzeichnen.
(2) Das Protokoll über die Verhandlung enthält
1. den Ort und den Tag der Verhandlung,
2. die Namen der Mitglieder des Disziplinargerichtes und des 

Schriftführers oder der Schriftführerin,

3. den Namen des Vertreters oder der Vertreterin der einleitenden 
Stelle,

4. die Namen der Amtskraft und gegebenenfalls ihres Beistandes,
5. die Namen der Zeugen und Zeuginnen sowie Sachverständigen.
(3) Das Protokoll muß den wesentlichen Inhalt und die Ergebnisse 
der Verhandlung wiedergeben und die Beobachtung aller wesentli­
chen Förmlichkeiten ersichtlich machen, auch die Bezeichnung der 
verlesenen Schriftstücke und derjenigen, von deren Verlesen nach 
§ 75 Abs. 3 abgesehen worden ist. Sie muß die im Laufe der Ver­
handlung gestellten Sachanträge enthalten.
(4) Die wesentlichen Ergebnisse der Beweisaufnahme sind in das 
Protokoll aufzunehmen.
(5) Kommt es auf die Feststellung eines Vorgangs in der Verhand­
lung oder des Wortlauts einer Aussage oder einer Äußerung an, so 
hat das Vorsitzende Mitglied von Amts wegen oder auf Antrag einer 
an der Verhandlung beteiligten Person die vollständige Protokollie­
rung und Verlesung anzuordnen. Lehnt das Vorsitzende Mitglied die 
Anordnung ab, so entscheidet auf Antrag einer an der Verhandlung 
beteiligten Person das Disziplinargericht. In dem Protokoll ist zu 
vermerken, daß die Verlesung geschehen und die Genehmigung er­
folgt ist oder welche Einwendungen erhoben worden sind.

§73
Gang der Verhandlung

( 1 ) Die Verhandlung beginnt mit einer geistlichen Besinnung. Dann 
folgt der Aufruf der Sache. Das Vorsitzende Mitglied stellt fest, daß 
die geladenen Verfahrensbeteiligten anwesend, die geladenen Zeu­
gen und Zeuginnen sowie Sachverständigen erschienen und die Be­
weismittel herbeigeschafft sind.
(2) Darauf trägt der Vertreter oder die Vertreterin der einleitenden 
Stelle in Abwesenheit der Zeugen und Zeuginnen den wesentlichen 
Inhalt der Anschuldigungsschrift vor. Ist die Amtskraft erschienen, 
wird sie zur Person und zur Sache gehört.

§74
Beweisaufnahme

(1) Nach der Anhörung der Amtskraft folgt die Beweisaufnahme
(2) Das Disziplinargericht hat zur Erforschung der Wahrheit die Be­
weisaufnahme von Amts wegen auf alle Tatsachen und Beweismit­
tel zu erstrecken, die für die Entscheidung von Bedeutung sind.
(3) Der Vertreter oder die Vertreterin der einleitenden Stelle und die 
Amtskraft können Zeugen und Zeuginnen sowie Sachverständige 
stellen. Das Disziplinargericht beschließt, ob sie zu vernehmen sind.
(4) Beweisanträgen nach § 65 ist zu entsprechen, es sei denn, daß 
die Erhebung des Beweises unzulässig, die Tatsache, die bewiesen 
werden soll, offenkundig, für die Entscheidung ohne Bedeutung ist 
oder als wahr unterstellt werden kann oder das Beweismittel uner­
reichbar ist. Das Disziplinargericht kann weitere Beweiserhebungen 
vornehmen, die es für erforderlich hält.

§75
Verlesung von Schriftstücken, Protokollen und sonstigen 

Erklärungen
(1) Urkunden und andere als Beweismittel dienende Schriftstücke 
werden in der Verhandlung verlesen.
(2) Vom Verlesen kann, sofern die Beteiligten nicht widersprechen, 
abgesehen werden, wenn das Disziplinargericht vom Wortlaut der 
Urkunde oder des Schriftstücks Kenntnis genommen hat und die 
übrigen Beteiligten hierzu Gelegenheit hatten.
(3) Beruht der Beweis einer Tatsache auf der Wahrnehmung einer 
Person, so ist diese in der Verhandlung zu vernehmen. Die Verneh­
mung kann durch Verlesen des über eine frühere Vernehmung in 
dem Disziplinarverfahren oder in einem anderen gesetzlich geord­
neten Verfahren aufgenommene Protokoll oder einer schriftlichen 
Erklärung ersetzt werden, wenn die Amtskraft und die Vertretung 
der einleitenden Stelle zustimmen.
(4) Das Disziplinargericht kann beschließen, daß ein Protokoll oder 
ein Gutachten verlesen wird, wenn die Zeugen oder die Zeuginnen 
oder Sachverständige nicht erscheinen können oder wenn das Er­
scheinen mit Schwierigkeiten verbunden wäre, die in keinem Ver­
hältnis zu der Bedeutung ihrer Bekundung stehen würden, oder 
wenn sie nicht erscheinen und anzunehmen ist, daß auch ein neuer 
Termin nicht wahrgenommen werden wird.
(5) Erklärt eine vom Disziplinargericht vernommene Person, daß 
sie sich einer Tatsache nicht mehr erinnere, so kann der hierauf be­
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zügliche Teil des Protokolls über ihre frühere Vernehmung zur Un­
terstützung ihres Gedächtnisses verlesen werden. Dasselbe kann ge­
schehen, wenn ein in der Vernehmung hervortretender Widerspruch 
mit der früheren Aussage nicht auf andere Weise ohne Unterbre­
chung der Verhandlung festgestellt oder behoben werden kann.

§76
Unterbrechung und Aussetzung der Verhandlung

(1) Über die Unterbrechung der Verhandlung nach Absatz 2 oder 
deren Aussetzung entscheidet das Disziplinargericht.
(2) Eine Verhandlung darf, auch mehrmals, bis zu jeweils 30 Tagen 
unterbrochen werden.
(3) Eine Verhandlung muß von neuem begonnen werden, wenn sie 
mehr als 30 Tage unterbrochen war oder wenn die Besetzung des 
Disziplinargerichtes sich geändert hat.

§77
Einstellung des Verfahrens

Das Verfahren kann auch dann vor Schluß der Verhandlung einge­
stellt werden, wenn die Vertretung der einleitenden Stelle und die 
Amtskraft dies übereinstimmend beantragen und die Voraussetzun­
gen des § 57 Abs. 2 Satz 2 vorliegen.

§78
Schlußvorträge

(1) Nach dem Schluß der Beweisaufnahme erhalten der Vertreter 
oder die Vertreterin der einleitenden Stelle, der Beistand und die 
Amtskraft das Wort.
(2) Die Amtskraft hat das letzte Wort.

§79
Beratung

(1) Bei der Beratung und Abstimmung des Disziplinargerichtes dür­
fen nur die zur Entscheidung berufenen Mitglieder anwesend sein.
(2) Kein Mitglied darf sich der Stimme enthalten, auch wenn es bei 
der Abstimmung über eine vorhergegangene Frage in der Minder­
heit geblieben ist.
(3) Die Disziplinargerichte entscheiden mit Mehrheit.
(4) Die Abstimmung erfolgt in der Weise, daß zunächst das be­
richterstattende und zuletzt das Vorsitzende Mitglied stimmt.
(5) Über den Hergang der Beratung und die Abstimmung haben alle 
Anwesenden Stillschweigen zu bewahren.
(6) Vorstehende Bestimmungen gelten auch für Beschlüsse des Dis­
ziplinargerichtes.

§80
Gegenstand der Urteilsfindung

(1) Gegenstand der Urteilsfindung können nur die Anschuldigungs­
punkte sein, die in der Anschuldigungsschrift und ihren etwaigen 
Nachträgen der Amtskraft als Amtspflichtverletzung zur Last gelegt 
werden.
(2) Über das Ergebnis der Beweisaufnahme entscheidet das Diszi­
plinargericht nach seiner freien, aus der Verhandlung gewonnenen 
Überzeugung.

§81
Urteil

(1) Das Urteil kann nur auf eine Disziplinarmaßnahme, Einstellung 
des Verfahrens oder Freispruch lauten. Das Urteil hat eine Ko­
stenentscheidung zu enthalten.
(2) Auf Freispruch ist zu erkennen, wenn eine Amtspflichtverlet­
zung nicht erwiesen ist.
(3) § 57 Abs. 1 gilt entsprechend.

§82
Urteilsgründe

(1) Im Urteil sind die wesentlichen Erwägungen, auf denen die Ent­
scheidung in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht beruht, kurz wie­
derzugeben. Die Gründe für abgelehnte Beweisanträge sind darzu­
stellen. Wird ein Unterhaltsbeitrag nach § 32 bewilligt, sind die 
Gründe hierfür anzugeben.

(2) Wird die Amtskraft freigesprochen, müssen die Urteilsgründe 
ergeben, ob die Amtskraft mangels Beweises oder wegen erwiesener 
Nichtschuld freigesprochen worden ist.

§83
U rteils Verkündung

(1) Das Urteil wird in dem Termin, an dem die Verhandlung ge­
schlossen worden ist, oder in einem sofort angesetzten Termin, der 
nicht später als eine Woche nach Schluß der Verhandlung liegen 
darf, verkündet.
(2) Das Urteil wird durch Verlesen des Urteils verkündet. Die we­
sentlichen Gründe der Entscheidung sollen den Anwesenden mitge­
teilt werden.

§84
Urteilsniederschrift

(1) Das Urteil ist schriftlich abzufassen und mit Gründen zu verse­
hen.
(2) Das Urteil ist von den Mitgliedern des Disziplinargerichtes zu 
unterschreiben. Ist ein Mitglied an der Unterschrift verhindert, so er­
klärt ein anderes Mitglied die Verhinderung unter Angabe des Grun­
des.
(3) Der Amtskraft und der einleitenden Stelle ist das Urteil zuzu­
stellen.
(4) Zwischen der Verkündung des Urteils und seiner Zustellung sol­
len nicht mehr als drei Monate liegen.

VIII. Abschnitt
Rechtsmittelbelehrung und Rechtsmittel im 

Disziplinarverfahren

1. Allgemeine Bestimmungen

§85
Rechtsmittelbelehrung

(1) Bei allen anfechtbaren Entscheidungen ist die Amtskraft über 
die Möglichkeit der Anfechtungen, über die Stelle, bei der das 
Rechtsmittel einzulegen ist, und über die Formen und Fristen der 
Anfechtung schriftlich zu belehren.
(2) Ist die Belehrung unterblieben oder unrichtig erteilt, so ist die 
Einlegung des Rechtsmittels nur innerhalb eines Jahres nach Zustel­
lung der anfechtbaren Entscheidung zulässig, außer wenn die Einle­
gung vor Ablauf der Jahresfrist infolge höherer Gewalt unmöglich 
war oder eine schriftliche Belehrung dahin erfolgt ist, daß die An­
fechtung nicht möglich sei.

§86
Form und Frist der Rechtsmittel

(1) Die Rechtsmittel, die nach diesem Kirchengesetz zulässig sind, 
sind schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stelle einzulegen, die 
die angefochtene Entscheidung getroffen hat. Die Einlegungsfrist 
beginnt mit der Bekanntmachung der Entscheidung. Sie ist auch ge­
wahrt, wenn während ihres Laufes das Rechtsmittel bei der Stelle 
eingeht, die darüber zu entscheiden hat.
(2) Eine falsche Bezeichnung des Rechtsmittels ist unschädlich.

§87
Verschlechterungsverbot

(1) Ist die Entscheidung nur von der Amtskraft oder nur zu ihren 
Gunsten angefochten worden, so darf sie nicht zuungunsten der 
Amtskraft geändert werden.
(2) Die einleitende Stelle kann von den ihr zustehenden Rechtsmit­
teln auch zugunsten der Amtskraft Gebrauch machen.
(3) Jedes von der einleitenden Stelle eingelegte Rechtsmittel hat die 
Wirkung, daß die angefochtene Entscheidung auch zugunsten der 
Amtskraft geändert werden kann, soweit nichts anderes bestimmt 
ist.

§88
Verzicht auf Einlegung eines Rechtsmittels - Rücknahme

(1) Die zur Einlegung eines Rechtsmittels berechtigte Person kann 
nach Beginn der Rechtsmittelfrist durch schriftliche Erklärung ge­
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genüber der Stelle, die die anfechtbare Entscheidung getroffen hat, 
oder gegenüber der für die Entscheidung über das Rechtsmittel zu­
ständigen Stelle auf die Einlegung verzichten oder das eingelegte 
Rechtsmittel, solange nicht darüber entschieden ist, zurücknehmen. 
In der Verhandlung vor dem Disziplinarhof kann die Berufung auch 
durch mündliche Erklärung zurückgenommen werden. Der Beistand 
kann nur mit ausdrücklicher Zustimmung der Amtskraft die Beru­
fung zurücknehmen oder auf sie verzichten.
(2) Wird ein von der einleitenden Stelle zugunsten der Amtskraft 
eingelegtes Rechtsmittel zurückgenommen, so hat die einleitende 
Stelle die Zurücknahme der Amtskraft zuzustellen. Nach der Zustel­
lung beginnt für die Amtskraft eine neue Rechtsmittelfrist, innerhalb 
derer sie das Rechtsmittel einlegen kann.

2. Beschwerde

§ 89
Beschwerde

(1) Entscheidungen sind mit der Beschwerde nur anfechtbar, wenn 
dies ausdrücklich vorgesehen ist.
(2) Die Einlegungsfrist beträgt zwei Wochen seit Bekanntgabe der 
Entscheidung, sofern nichts anderes bestimmt ist.
(3) Die Stelle, deren Entscheidung angefochten wird, kann der Be­
schwerde abhelfen.
(4) Die Disziplinargerichte entscheiden über die Beschwerde durch 
Beschluß.
(5) Die Entscheidung über die Beschwerde ist zu begründen und zu­
zustellen.

§90
Rechtsweg bei schriftlicher Mißbilligung

Sofern gliedkirchliches Recht nichts anderes bestimmt, ist auch 
gegen eine schriftliche Mißbilligung (§ 26 Abs. 2), in der der Amts­
kraft eine Amtspflichtverletzung zur Last gelegt wird, die Be­
schwerde zum Disziplinargericht zulässig. Das Disziplinargericht 
entscheidet abschließend.

3. Berufung 

§91
Zulässigkeit der Berufung

Gegen das Urteil der Disziplinarkammer können die Amtskraft und 
die einleitende Stelle innerhalb eines Monats nach Zustellung Beru­
fung an den Disziplinarhof einlegen.

§92
Berufungsbeschränkung

(1) Die Berufung kann auf bestimmte Beschwerdepunkte be­
schränkt werden. Ist dies nicht geschehen oder eine Begründung 
überhaupt nicht erfolgt, so gilt der ganze Inhalt des Urteils als ange­
fochten.
(2) Die Kostenentscheidung allein kann nicht angefochten werden.

§93
Zustellung der Berufungsschrift

Die Berufungsschrift wird der einleitenden Stelle oder, wenn diese 
die Berufung eingelegt hat, der Amtskraft in beglaubigter Abschrift 
zugestellt. Danach werden die Akten dem Disziplinarhof übersandt. 
Ist die Berufung begründet worden, gilt Satz 1 entsprechend.

§94
Verwerfung der Berufung, Einstellung des Verfahrens

(1) Der Disziplinarhof hat zu prüfen, ob die Berufung zulässig ist. 
Ist dies nicht der Fall, so ist die Berufung als unzulässig zu verwer­
fen.
(2) Liegt eine der Voraussetzungen des § 57 Abs. 1 vor, so kann das 
Verfahren vor der Verhandlung eingestellt werden.
(3) Die Entscheidungen nach Absatz 1 und 2 können ohne Ver­
handlung durch Beschluß ergehen.

§95
Verhandlung vor dem Disziplinarhof

(1) Wird die Berufung nicht durch Beschluß verworfen oder das 
Verfahren nicht eingestellt, so setzt das Vorsitzende Mitglied des 
Disziplinarhofs Termin zur Verhandlung an.
(2) In der Verhandlung ist das Urteil zu verlesen, soweit es für die 
Berufung von Bedeutung ist; von dem Verlesen der Urteilsgründe 
kann abgesehen werden, soweit die einleitende Stelle, der Beistand 
und die Amtskraft darauf verzichten. Für das weitere Verfahren gel­
ten die Vorschriften für das Verfahren vor der Disziplinarkammer 
(§§ 64 bis 84) entsprechend.
(3) Der Disziplinarhof kann die Berufung durch Urteil als unzuläs­
sig verwerfen oder in der Sache selbst entscheiden oder, wenn er 
schwerwiegende Mängel des Verfahrens festgestellt hat, die Sache 
zur nochmaligen Verhandlung an die zuständige Disziplinarkammer 
zurückverweisen. Der Disziplinarhof kann, wenn er in der Sache 
selbst entscheidet und die Berufung nicht als unbegründet zuriick- 
weist, das Urteil der Disziplinarkammer ändern oder aufheben.

4. Rechtskraft 

§96
Rechtskraft

(1) Entscheidungen der Disziplinarkammer und des Vorsitzenden 
Mitglieds eines Disziplinargerichts werden mit dem Ablauf der 
Rechtsmittelfrist rechtskräftig, wenn ein Rechtsmittel nicht einge­
legt ist. Wird auf Rechtsmittel verzichtet oder werden die eingeleg­
ten Rechtsmittel zurückgenommen, so tritt die Rechtskraft in dem 
Zeitpunkt ein, in dem die Erklärung des Verzichts oder der Zurück­
nahme dem Disziplinargericht zugeht. § 88 Abs. 2 bleibt unberührt.
(2) Entscheidungen des Disziplinarhofs werden mit der Verkün­
dung rechtskräftig.

IX. Abschnitt
Wiederaufnahme des Verfahrens 

1. Zulässigkeit des Verfahrens 

§97
Voraussetzungen der Wiederaufnahme

(1) Ein rechtskräftig abgeschlossenes Disziplinarverfahren kann 
auf Antrag wiederaufgenommen werden.
(2) Die Wiederaufnahme kann beantragt werden
1. von der einleitenden Stelle,
2. von der Amtskraft und ihrer gesetzlichen Vertretung und
3. nach dem Tode der Amtskraft von dem Ehepartner oder der Ehe­

partnerin, ihren Verwandten auf- und absteigender Linie und 
ihren Geschwistern.

(3) Die Amtskraft kann sich eines Beistandes bedienen. Die An­
tragstellenden nach Absatz 2 Nr. 3 haben im Verfahren dieselben 
Befugnisse, die die Amtskraft haben würde.

§98
Gründe der Wiederaufnahme

Der Wiederaufnahmeantrag muß auf einen gesetzlichen Grund ge­
stützt sein. Ein solcher liegt nur vor, wenn
1. auf eine Maßnahme erkannt ist, die nach Art oder Höhe gesetz­

lich unzulässig war, und kein Rechtsmittel gegen das Urteil ein­
gelegt werden konnte,

2. neue Tatsachen oder Beweismittel vorgebracht werden, die ge­
eignet sind, eine andere Entscheidung zu begründen, und von 
denen die Antragstellenden glaubhaft machen, daß sie sie nicht 
im abgeschlossenen Verfahren rechtzeitig geltend machen konn­
ten,

3. die Entscheidung auf dem Inhalt einer unechten oder verfälschten 
Urkunde oder auf einem Zeugnis oder Gutachten beruht, das vor­
sätzlich oder fahrlässig falsch abgegeben worden ist,

4. ein gerichtliches Urteil, auf dessen tatsächlichen Feststellungen 
das kirchengerichtliche Urteil beruht, durch ein anderes rechts­
kräftiges Urteil aufgehoben worden ist,
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5. Die Amtskraft nachträglich eine Amtspflichtverletzung glaubhaft 
eingestanden hat, die in dem abgeschlossenen Verfahren nicht 
festgestellt werden konnte,

6. ein Mitglied des Disziplinargerichtes sich in der Sache einer 
schweren Verletzung seiner Pflicht als kirchlicher Richter oder 
kirchliche Richterin schuldig gemacht hat oder

7. im Disziplinargericht ein Mitglied bei der Entscheidung mitge­
wirkt hat, das kraft Gesetzes ausgeschlossen war, sofern nicht die 
Gründe für den gesetzlichen Ausschluß schon erfolglos geltend 
gemacht worden waren.

§99
Einschränkung eines Wiederaufnahmegrundes

Die Wiederaufnahme auf Grund von § 98 Nr. 3 ist nur zulässig, 
wenn die behauptete Handlung zu einer rechtskräftigen strafgericht­
lichen Verurteilung geführt hat.

2. Verfahren

§ 100
Antragstellung

Der Wiederaufnahmeantrag ist schriftlich an das Disziplinargericht 
zu richten, dessen Entscheidung angefochten wird. Er muß den ge­
setzlichen Grund der Wiederaufnahme und die Beweismittel be­
zeichnen.

§ 101
Zuständiges Disziplinargericht

Über die Zulassung des Antrages entscheidet das Disziplinargericht, 
dessen Entscheidung angefochten wird. Es kann dazu erforderli­
chenfalls Ermittlungen anstellen.

§ 102
Verwerfung des Antrags

(1) Das Disziplinargericht verwirft den Antrag durch Beschluß, 
wenn es die gesetzlichen Voraussetzungen für die Zulassung des 
Antrages nicht für gegeben oder den Antrag für offensichtlich unbe­
gründet hält.
(2) Der Beschluß ist den Antragstellenden und der einleitenden 
Stelle zuzustellen.
(3) Gegen einen nach Absatz 1 ergehenden Beschluß der Diszipli- 
narkammer ist die Beschwerde zulässig.

§ 103
Beschluß über die Wiederaufnahme

(1) Verwirft das Disziplinargericht den Antrag nicht, so beschließt 
es die Wiederaufnahme des Verfahrens. Dieser Beschluß berührt das 
angefochtene Urteil nicht.
(2) Für das weitere Verfahren ist die Disziplinarkammer zuständig, 
die in dem früheren Verfahren im ersten Rechtszug entschieden hat.
(3) Lautet das angefochtene Urteil nicht auf Amtsenthebung unter 
Versetzung in den Wartestand oder auf Entfernung aus dem Dienst, 
so werden mit dem Wiederaufnahmeantrag die Maßnahmen nach § 
33 zulässig.

§104
Weiteres Verfahren

(1) Nach Abschluß der Ermittlungen bestimmt das Vorsitzende Mit­
glied der Disziplinarkammer den Termin zur Verhandlung. Die Vor­
schriften für ein erstmalig anhängiges Verfahren gelten entspre­
chend.
(2) Das Disziplinargericht kann die frühere Entscheidung aufrech­
terhalten oder sie aufheben und anders entscheiden.
(3) Wenn es die einleitende Stelle beantragt, so kann das Diszipli­
nargericht ohne mündliche Verhandlung durch Beschluß unter Auf­
hebung der früheren Entscheidung auf Freispruch erkennen. Der Be­
schluß wird mit Zustellung rechtskräftig.
(4) War in dem früheren Urteil auf Amtsenthebung unter Verset­
zung in den Wartestand, auf Entfernung aus dem Dienst oder auf Ab­
erkennung des Ruhegehalts erkannt, so ist das wiederaufgenomme­
ne Verfahren nicht deshalb einzustellen, weil nach Verkündung des

früheren Urteils eine der Voraussetzungen der Einstellung des § 57 
Abs. 1 Nr. 2 oder 3 eingetreten ist.

§105
Folgen der Abänderung eines früheren Urteils

(1) Wird im wiederaufgenommenen Verfahren ein Urteil aufgeho­
ben, durch das auf Amtsenthebung unter Versetzung in den Warte­
stand oder auf Entfernung aus dem Dienst erkannt war, so wirkt das 
neue Urteil oder der Beschluß nach § 104 Abs. 3 hinsichtlich der Be­
züge und der rechtlichen Stellung der Amtskraft so, als wenn die 
Entscheidung im Zeitpunkt des früheren Urteils an dessen Stelle er­
gangen wäre.
(2) Bezüge, auf die die Amtskraft oder ihre Hinterbliebenen danach 
noch Anspruch haben, sind nachzuzahlen. Ein in der Zwischenzeit 
bezogener Arbeitsverdienst sowie Zahlungen, die auf Grund des 
früheren Urteils oder der durch das Urteil geschaffenen Verhältnis­
se geleistet sind, werden angerechnet. Die Amtskraft ist verpflichtet, 
über die von ihr inzwischen erhaltenen Bezüge Auskunft zu geben. 
Hätte die Amtskraft nach dem neuen Urteil ihr Amt nicht verloren, 
so erhält sie nach Rechtskraft dieses Urteils, wenn die Stelle inzwi­
schen anderweitig besetzt worden ist, die diesem Amt entsprechen­
den Bezüge. Sie ist zur Dienstleistung und zur Übernahme eines 
neuen Amtes wie eine Amtskraft im Wartestand verpflichtet.
(3) Sind in der Zwischenzeit Umstände eingetreten, die unabhängig 
von dem früheren Urteil die Bezüge oder die rechtliche Stellung der 
Amtskraft verändert hätten, so behalten sie ihren Einfluß.
(4) Wird nach dem im Wiederaufnahmeverfahren ergangenen Ur­
teil gegen die Amtskraft ein neues Verfahren mit dem Ziele der Ent­
fernung aus dem Dienst oder der Aberkennung des Ruhegehaltes 
eingeleitet, das in der Zwischenzeit deshalb nicht eingeleitet werden 
konnte, weil das frühere Urteil das Dienstverhältnis beendet hatte, so 
können die nachzuzahlenden Bezüge einbehalten werden. Sie ver­
fallen, wenn in dem neuen Verfahren auf Entfernung aus dem Dienst 
oder Aberkennung des Ruhegehaltes erkannt wird.

§ 106
Ersatz weiteren Schadens

(1) Der im wiederaufgenommenen Verfahren freigesprochenen 
Amtskraft kann über die in § 105 Abs. 2 genannten Bezüge hinaus 
auf Antrag eine Entscheidung gewährt werden. Der Antrag ist in­
nerhalb eines Monats nach rechtskräftigem Abschluß des Wieder­
aufnahmeverfahrens zu stellen.
(2) Über die Entschädigung entscheidet die Stelle, die das Verfah­
ren eingeleitet hat, nach billigem Ermessen.

X. Abschnitt
Entziehung des Unterhaltsbeitrages 

§107
Voraussetzung der Entziehung des Unterhaltsbeitrages

(1) Einen nach § 32 bewilligten Unterhaltsbeitrag kann die Diszi­
plinarkammer auf Antrag der einleitenden Stelle durch Beschluß 
ganz oder teilweise entziehen, wenn sich die verurteilte Amtskraft 
durch ihr Verhalten der Bewilligung als unwürdig erwiesen hat oder 
wenn sich ihre wirtschaftlichen Verhältnisse wesentlich gebessert 
haben.
(2) Das Vorsitzende oder ein beisitzendes Mitglied der Disziplinar­
kammer nimmt die nötigen Ermittlungen vor. Der verurteilten Amts­
kraft ist Gelegenheit zur Äußerung zu geben.
(3) Der Beschluß ist der verurteilten Amtskraft zuzustellen. Gegen 
den Beschluß ist Beschwerde an den Disziplinarhof zulässig.

XI. Abschnitt 
Kosten

§108
Kosten

(1) Die Kosten des Disziplinarverfahrens kann die einleitende Stel­
le der Amtskraft insoweit auferlegen, als sie wegen der Amtspflicht­
verletzung entstanden sind. Dasselbe gilt, wenn die einleitende Stel­
le das Verfahren vor dem Disziplinargericht einstellt und eine Diszi- 
plinarmaßnahme verhängt.

195



GVBl. XXIII. Band, 9. Stück

(2) Die Kosten des Verfahrens vor dem Disziplinargericht sind der 
Amtskraft insoweit aufzuerlegen, als sie verurteilt wird.
(3) Entsprechendes gilt, wenn
1. das Verfahren aus den Gründen des § 56 Abs. 3 Satz 2 eingestellt 

wird und nach dem Ergebnis der Ermittlungen eine Amtspflicht­
verletzung oder eine als Amtspflichtverletzung geltende Hand­
lung erwiesen ist oder

2. im Verfahren nach § 109 der Unterhaltsbeitrag herabgesetzt oder 
entzogen oder einem Antrag auf Erhöhung oder Bewilligung 
eines Unterhaltsbeitrages nicht stattgegeben wird.

(4) Wird ein Verfahren gegen eine Amtskraft im Ruhestand deshalb 
eingestellt, weil die einleitende Stelle oder das Disziplinargericht 
zwar eine Amtspflichtverletzung für erwiesen ansieht, aber die Kür­
zung oder Aberkennung des Ruhegehalts nicht für gerechtfertigt 
hält, so können der Amtskraft die Kosten des Verfahrens ganz oder 
teilweise auferlegt werden.
(5) Wird die Amtskraft freigesprochen oder wird das Verfahren aus 
anderen als den in Absatz 3 Nr. 1 bezeichneten Fällen eingestellt, so 
sind ihr nur solche Kosten aufzuerlegen, die sie durch schuldhafte 
Säumnis verursacht hat.
(6) Wird das Verfahren vor dem Disziplinargericht aus den in Ab­
satz 3 Nr. 1 bezeichneten Fällen eingestellt, so können der Amtskraft 
die Kosten ganz oder teilweise auferlegt und ihr ihre notwendigen 
Auslagen ganz oder teilweise erstattet werden.

§109
Kosten des Rechtsmittelverfahrens und des 

Wiederaufnahmeverfahrens
( 1 ) Hat die Amtskraft ein Rechtsmittel erfolglos eingelegt oder wie­
der zurückgenommen, so können ihr die durch die Einlegung des 
Rechtsmittels entstandenen Kosten auferlegt werden.
(2) Für die Kosten, die durch einen Wiederaufnahmeantrag entste­
hen, gilt Absatz 1 entsprechend für die Amtskraft oder die Person, 
die nach derem Tode an ihrer Stelle den Antrag gestellt hat.

§ HO
Kostentragung der Kirche

(1) Kosten, die nicht der Amtskraft oder in einem wiederaufgenom- 
menen Verfahren den sonstigen Antragstellenden auferlegt sind, 
trägt die Kirche, deren Stelle das Verfahren eingeleitet hat.
(2) Soweit der Amtskraft notwendige Auslagen infolge eines 
Rechtsmittels erwachsen sind, das die einleitende Stelle erfolglos 
eingelegt oder wieder zurückgenommen hat, sind sie der Kirche auf­
zuerlegen.

§111
Umfang der Kosten

(1) Kosten des Verfahrens sind
1. die in entsprechender Anwendung des Gesetzes über die Ent­

schädigung der Zeuginnen und Zeugen sowie Sachverständigen 
zu zahlenden Beträge; erhalten Sachverständige für die Sachver­
ständigentätigkeit eine laufende, nicht auf den Einzelfall abge­
stellte Vergütung, so ist der Betrag zu erheben, der nach dem Ge­
setz über die Entschädigung von Zeuginnen und Zeugen sowie 
Sachverständigen zu zahlen wäre,

2. Auslagen für die Beschaffung von Urkunden und sonstigen Be­
weismitteln und

3. Auslagen des Disziplinargerichtes, insbesondere Ladungs- und 
Zustellungskosten.

(2) Erstattungsfähige Auslagen können die der Amtskraft entstan­
denen notwendigen Aufwendungen sein.

§112
Kostenfestsetzung -  Beschwerde

(1) Die Kosten, die die Amtskraft oder im Wiederaufnahmeverfah­
ren die sonstigen Antragstellenden zu tragen haben, und die Ausla­
gen, die zu erstatten sind, setzt die Geschäftsstelle der Disziplinar­
kammer fest. Sie erteilt darüber einen Kostenbescheid, der den Be­
teiligten zuzustellen ist.
(2) Gegen den Kostenbescheid ist Beschwerde zulässig, über die 
das Vorsitzende Mitglied der Disziplinarkammer entscheidet. Die 
Beschwerdeentscheidung ist zuzustellen.

§113
Einzug der Kosten

Die Kosten, die der Amtskraft auferlegt sind, können von ihren Be­
zügen einbehalten werden.

XII. Abschnitt 
Begnadigung, Tilgung

§ 114
Begnadigungsrecht

Das Begnadigungsrecht wird ausgeübt,
1. wenn in erster Instanz die Disziplinarkammer der Evangelischen 

Kirche in Deutschland entschieden hat, vom Rat der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland,

2. wenn in erster Instanz die Disziplinarkammer einer Gliedkirche 
entschieden hat, von der nach gliedkirchlichem Recht zuständi­
gen Stelle.

§115
Tilgung in den Personalakten

(1) Eintragungen in den Personalakten über Verweis und Geldbuße 
sind nach drei, über Kürzung der Bezüge nach fünf Jahren zu tilgen; 
die über diese Disziplinarmaßnahmen entstandenen Vorgänge sind 
aus den Personalakten zu entfernen und zu vernichten. Nach Ablauf 
der Frist dürfen diese Maßnahmen bei weiteren Disziplinarmaßnah­
men nicht mehr berücksichtigt werden.
(2) Die Frist beginnt mit dem Tage, an dem die Disziplinarmaßnah- 
me unanfechtbar geworden ist.
(3) Die Frist endet nicht, solange gegen die Amtskraft ein Straf­
oder Disziplinarverfahren schwebt, eine andere Disziplinarmaßnah- 
me berücksichtigt werden darf oder ein auf Kürzung der Bezüge lau­
tendes Urteil noch nicht vollstreckt ist.
(4) Nach Ablauf der Frist gilt die Amtskraft als von Disziplinar­
maßnahmen nicht betroffen.
(5) Die Tilgung einer Disziplinarmaßnahme ist der Amtskraft 
schriftlich mitzuteilen. Über die Mitteilung ist keine Unterlage in die 
Personalakten aufzunehmen.

3. Teil
Schlußvorschriften 

§ 116
Anwendung der Vorschriften über den Wartestand

Bestehen in einer Gliedkirche keine Vorschriften über Pfarrer und 
Pfarrerinnen oder Kirchenbeamte und Kirchenbeamtinnen im War­
testand, so sind in Anwendung dieses Gesetzes die Bestimmungen 
des Kirchenbeamtengesetzes der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land über den Wartestand entsprechend anzuwenden.

§ 117
Überleitungs- und Ausführungsbestimmungen

(1) Die Gliedkirchen erlassen die zur Überleitung und Ausführung 
dieses Kirchengesetzes erforderlichen Bestimmungen.
(2) Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland kann Durch­
führungsbestimmungen, soweit diese nach diesem Kirchengesetz 
vorgesehen sind, erlassen.
(3) Bestehende Disziplinargerichte, die vor dem Inkrafttreten dieses 
Kirchengesetzes besetzt wurden, bleiben bis zum Ablauf ihrer Amts­
periode unverändert im Amt. Für sie gelten die bisherigen Vor­
schriften für die Gerichtsbesetzung, Zuständigkeiten und Abstim­
mungsverhältnisse fort.
(4) Disziplinarverfahren, die vor dem Inkrafttreten dieses Kirchen­
gesetzes eingeleitet wurden, werden nach den Vorschriften des Dis- 
ziplinargesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 11. 
März 1955 durchgeführt.
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§ 118
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1996 in Kraft.
(2) Gleichzeitig treten das Disziplinargesetz der Evangelischen Kir­
che in Deutschland vom 11. März 1955 (AB1.EKD S. 84) und die 
Verordnungen der Evangelischen Kirche in Deutschland und der 
Gliedkirchen zur Durchführung des Disziplinargesetzes der Evange­
lischen Kirche in Deutschland außer Kraft, soweit sie diesem Kir­
chengesetz entgegenstehen.

Nr. 133
Änderung der Richtlinien des Oberkirchenrates 

zur Erstellung und Anwendung einer Bewerberliste 
für die Übernahme in ein Dienstverhältnis als Hilfsprediger

Die Richtlinien des Oberkirchenrates zur Erstellung und Anwen­
dung einer Bewerberliste für die Übernahme in ein Dienstverhältnis 
als Hilfsprediger (GVBl. XXIII. Band 7. Stück S. 133) werden wie 
folgt geändert: In Abschitt I Abs. 3 lautet der zweite Satz: „Dieser 
Antrag soll spätestens sechs Monate vor der mündlichen Prüfung im 
2. Examen gestellt werden.“ Der Absatz 4 im selben Abschnitt lau­
tet neu: „Über das Verfahren zur Aufnahme in ein Dienstverhältnis 
als Hilfsprediger sollen die Kandidaten und Kandidatinnen im Zu­
sammenhang mit der 2. Theologischen Prüfung unterrichtet wer­
den.“

Oldenburg, den 23. April 1996
D er Ob e r k i r c h e n r a t  

der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
Dr. Albrecht 

Oberkirchenrätin

Nr. 134
Bekanntmachung

der von der 45. Synode durchgeführten Wahlen
Die 45. Synode hat in ihrer Sitzung am 22. Mai 1996 
Frau Johanna Daniel, Marschhof 40, 26389 Wilhelmshaven, und 
Pfarrer Edwin Notholt, Ratsherr-Schulze-Str. 19, 26122 Olden­
burg, als Mitglieder,
Herrn Heinz Heinsen, Sandhopskämpe 3, 26197 Großenkneten, 
und
Frau Sigrid Ramsauer, Amselweg 13, 26209 Sandkrug, als 1. Stell­
vertreter,
Frau Sabine Blütchen, Sperberweg 43, 26133 Oldenburg, und 
Pfarrer Christoph Müller, Hauptstr. 38, 26188 Edewecht, als 
2. Stellvertreter in die 9. Synode der EKD,
Frau Johanna Daniel, Marschhof 40, 26389 Wilhelmshaven,
Frau Christine Gorath, Hunoldstr. 96, 26203 Wardenburg,
Herrn Heinz Heinsen, Sandhopskämpe 3, 26197 Großenkneten, 
Herrn Hans-Jürgen Kühn, Wicheler Weiden 6, 49393 Lohne,
Herrn Hermann Mahlstädt, Varreler Feld 24, 28816 Stuhr,
Herrn Peter Roth, Kastanienallee 1, 26160 Bad Zwischenahn, 
Herrn Dr. Heinz Ruitman, August-Macke-Str. 10, 26133 Olden­
burg, und
Herrn Dr. Dieter Thierfeld, Sandweg 17, 26215 Wiefelstede, als 
weltliche Mitglieder,
Frau Rosemarie Boekhoff, Nutzhorner Landstr. 48, 27777 Gander­
kesee,
Herrn Horst Hinrichs, Schulstr. 16, 26434 Tettens,
Frau Doris Schallehn, Waldblick 10, 26188 Friedrichsfehn, und 
Herrn Harald Söhlke, Klaus-Groth-Weg 10, 27753 Delmenhorst, 
als weltliche Stellvertreter,
Kreispfr. Peter Klische, Sillensteder Str. 10, Waddewarden, 26434 
Wangerland,
Pfarrer Dr. Hans-Ulrich Minke, Gottorpstr. 23, 26122 Oldenburg, 
Pfarrer Christoph Müller, Hauptstr. 38, 26188 Edewecht, und 
Pfarrer Dieter Qualmann, An der Tonkuhle 6, 26131 Oldenburg, 
als geistliche Mitglieder
Pastor Karsten Peuster, Schulstr. 1, 26160 Bad Zwischenahn, und 
Pfarrer Tim Unger, Jahnstr. 30, 49413 Dinklage, als geistliche

Stellvertreter in die 7. Synode der Konföderation evangelischer 
Kirchen in Niedersachsen,
Frau Ingrid Demmer, Am Schützenhof 23, 26382 Wilhelmshaven, 
Herrn Heinz Heinsen, Sandhopskämpe 3, 26197 Großenkneten, 
und
Pastor Klaus Peuster, Friedensweg 17, 27777 Ganderkesee, als 
Mitglieder,
Kreispfarrer Holger Harrack, Am Neuender Busch, 26386 Wil­
helmshaven,
Herrn Hans-Jürgen Kühn, Wicheler Weiden 6, 49393 Lohne, und 
Herrn Uwe Möller, Marderstr. 4, 26655 Westerstede, als Stellver­
treter in das Kuratorium „Ev. Jugendheim Blockhaus Ahlhorn“ 
gewählt.

Oldenburg, den 8. Juli 1996
D er Ob e r k i r c h e n r a t  

der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
Dr. Sievers 

Bischof

Nachrichten

Berufen
01. 03. 1996 Pfarrer Bernd Passarge auf die Pfarrstelle Jade I
01. 04. 1996 Pfarrer Henning Eden auf die landeskirchliche 

Pfarrstelle für Religionspädagogik
01. 06. 1996 Pfarrerin Aliet Jürgens auf die Pfarrstelle 

Ofenerdiek III
01.07. 1996 Pfarrer Heiko Behrens auf die Pfarrstelle Rastede V

Pfarrer Peter Mienert auf die Pfarrstelle Altenesch II
01. 08. 1996 Pfarrerin Hiltrud Warntjen auf die Pfarrstelle 

Vechta II

Eingewiesen/Beauftragt/Angestellt
01. 02. 1996 Pastorin Elke Andrae mit der Verwaltung der

2. Krankenhauspfarrstelle in Wilhelmshaven (50 %)
01. 04. 1996 Pastorin Bärbel Spieker mit der pastoralen 

Mitversorgung der Kirchengemeinde Sande
01. 05. 1996 Pfarrerin Dorothea Patberg mit der Verwaltung der 

landeskirchlichen Pfarrstelle für besondere 
Dienste III und der Mithilfe bei der 
Krankenhausseelsorge in Delmenhorst

16. 05. 1996 Pastor Thomas Cziepluch mit der Verwaltung der 
Pfarrstelle Altenesch I 
Pastorin Dorothea-Katharina Herbst mit der 
pastoralen Mitversorgung der Kirchengemeinden 
Bardenfleth, Altenhuntorf und Neuenbrok 
Pastor Urs-Ulrich Muther mit der Verwaltung der 
Pfarrstelle Westerstede III

01. 06. 1996 Pfarrerin Susanne Duwe mit der Verwaltung der 
Pfarrstelle Osternburg V (50 %)
Pfarrerin Ulrike Fendler mit der Verwaltung der 
Pfarrstelle Hammelwarden (50 %)
Pfarrer Ralf Scholz-Wieners mit der Verwaltung der 
Pfarrstelle Waddens (50 %)

01. 07. 1996 Pastorin Andrea Burfeind mit der Verwaltung der 
Pfarrstelle St. Joost-Wüppels (50 %)

Bewerbungsfähigkeit zuerkannt
01.04.1996 Pastor Ralf Diers
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Zu Hilfspredigern ernannt
01.02.1996 Pastorin Elke Andrae 
16. 05. 1996 Pastor Thomas Cziepluch

Pastorin Dorothea-Katharina Herbst 
Pastor Urs-Ulrich Muther

Ordiniert
16.05. 1996 Pastor Thomas Cziepluch

Pastorin Dorothea-Katharina Herbst 
Pastor Urs-Ulrich Muther

Theologische Prüfungen

2.Examen
12.03. 1996 Thomas Cziepluch

Dorotha-Katharina Herbst 
Annemarie Klaaßens 
Bärbel Krohn 
Urs-Ulrich Muther

Für den Ausbildungsdienst als Vikar angestellt
01.05.1996 Doris Bade

Kerstin Barnes 
Matthias Bemstorf 
Oliver Brok 
Andrea Frerichs 
Katja Nolting 
Anke Stalling 
Andreas Technow 
Burkhard Weitz

In den Ruhestand getreten
01.05. 1996 Pfarrer Harald Wilder, Delmenhorst
01.06. 1996 Pfarrer Johann Behrends, Großenmeer
01.07. 1996 Pfarrer Wilhelm Damm. Berlin

Pfarrer Klaus-Otto Wiepken, Bardenfleth 
Pfarrer Dieter Waschek, Wilhelmshaven 

01. 08. 1996 Pfarrer Hartmut von Stuckrad, Oldenburg
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